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Militärorganisation.

Beschluss des Ständerates

27. Juni 1906. .

Militärorganisation
der

schweizerischen Eidgenossenschaft.

Die B u n d e s v e r s a m m l u n g
d'er s chwe ize r i s chen E i d g e n o s s e n s c h a f t ,

gestützt auf die Art. 18,19, 20 und 21 der Bundes-
verfassung vom 29. Mai 1874;

nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates
vom 10. März 1906,

beschl iess t :

Erster Teil.

]>l<e Wehrpflicht.

I.*Ümfang der Wehrpflicht.

Art. 1.

Jeder Schweizer ist wehrpflichtig.
Die Wehrpflicht umfasst:

die Pflicht zur persönlichen Leistung des Militär-
dienstes — die Militärdienstpflicht; und

die Pflicht zur Bezahlung eines Ersatzes —
die^Militärsteuerpflicht.

Anträge der nationalrätlichen Kommission.

27. Oktober 1906.

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates, wo
nichts anderes bemerkt ist.

gestützt auf die Bundesverfassung vom 29. Mai
1874;
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War aus irgend einem Grunde die Militärdienst-
pflicht nicht erfüllt, hat die Militärsteuer zu be-
zahlen. Die Militärsteuerpflicht endigt mit dem
Jahre, in dem das vierzigste Altersjahr vollendet
wird. Sie wird im übrigen durch besonderes Bundes-
gesetz geordnet.

Art. 2.

Die Wehrpflicht beginnt mit dem Jahre, in dem
das zwanzigste, sie endigt mit dem Jahre, in dem
das achtundvierzigste Altersjahr vollendet wird.

Vorbehalten sind die Bestimmungen betreffend
die ' Dienstpflicht der Offiziere und die vorzeitige
Aushebung im Kriegsfalle.

II. Aushebung.

Art. 4.

Durch die Aushebung werden die Wehrpflich-
tigen ausgeschieden in Diensttaugliche, zu Hilfs-
diensten Taugliche und Dienstuntaugliche. Der
Entscheid über die Tauglichkeit kann bis auf zwei
Jahre verschoben werden.

Mit der Aushebung wird die Zuteilung der Dienst-
tauglichen zu einer Truppengattung verfügt.

Art. 5.

Die Wehrpflichtigen haben sich, an ihrem Wohn-
oder Heimatort zur Aushebung zu stellen.

Sie sind in bezug auf die Stell'ungspflicht der
Militärstrafgerichtsbarkeit und dem Militärstrafgesetz
unterstellt.

III. Militärdienstpflicht.

Art. 7.

Die Diensttauglichen haben die Militärdienst-
pflicht zu erfüllen. Diese erstreckt sich auf den
Dienst zur Ausbildung (Instruktionsdienst) und auf
den Dienst zur Behauptung der Unabhängigkeit des
Vaterlandes gegen aussen, sowie zur Handhabung
von Ruhe und Ordnung im Innern (aktiver Dienst).

Sie umfasst überdies die Pflicht zur Beobachtung
der Vorschriften über das Kontrollwesen, zur In-
standhaltung der Bewaffnung und persönlichen Aus-
rüstung und zur Teilnahme an den Inspektionen
über dieselbe, zu den vorgeschriebenen Schiess-

2. AI. streichen (vgl. Art. 2bis).

Die Militärdienstpflicht beginnt . . .

Art. 2bis.

Wer aus irgend einem Grunde die Militärdienst-
pflicht nicht erfüllt, hat die Militärsteuer zu bezahlen.
Die Militärsteuerpflicht endigt mit dem Jahre, in
dem das vierzigste Altersjahr vollendet wird. Sie
wird im übrigen durch besonderes Bundesgesetz ge-
ordnet.

. . . Diensttaugliche und zu Hilfsdiensten Taugliche
und in Dienstuntaugliche.
. . . bis auf vier Jahre . . .

Die Diensttauglichen haben die Militärdienst-
pflicht zu erfüllen. Sie erstreckt sich auf den Instruk-
tionsdienst — Dienst zur Ausbildung — und auf
den aktiven Dienst — Dienst zur Behauptung der
Unabhängigkeit des Vaterlandes gegen aussen, so-
wie zur Handhabung von Ruhe und Ordnung im
Innern. (Art. 2 der Bundesverfassung vom 29. Mai
1874)

Art. 7bis.

Die Militärdienstpflicht umfasst . . .
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Übungen und zur Befolgung der für das Verhalten
ausser Dienst überhaupt geltenden Vorschriften.

Art. 9.

Der im Dienst stehende Wehrmann erhält vom
Staate Besoldung, Verpflegung und für Dienstreisen
Reiseentschädigung. Der Staat sorgt für seine
Unterkunft.

Ein Bundesgesetz regelt die Besoldungsverhält-
nisse.

Die Bundesversammlung erlässt die Bestimmungen
über Unterkunft, Verpflegung und Reiseentschädigung.

Art. 40.

Die Mitglieder der Bundesversammlung sind
während der Dauer der Sitzungen vom Instruktions-
dienste befreit.

Art, lObis.

Während der Dauer ihres Amtes oder ihrer An-
stellung haben keinen Militärdienst zu leisten:

1. die Mitglieder des Bundesrates und der Bundes-
kanzler ;

2. die Geistlichen, die nicht als Feldprediger ein-
geteilt sind;

3. die ärztlichen Direktoren, die ständigen Vor-
steher und die Krankenwärter der öffentlichen
Spitäler ;

4. die Direktoren und Gefangenwärter der Straf-
anstalten und Untersuchungsgefängnisse, die
Angehörigen organisierter Polizeikorps, letzteres
unter Vorbehalt von Art. 55;

5. das Personal des Grenzwachtkorps ;

6. die im Kriegsfalle unentbehrlichen Beamten und
Angestellten der einem allgemeinen Interesse
dienenden öffentlichen Verkehrsanstalten und
der Militärverwaltung.

Das Personal der Polizeikorps, des Grenzwacht-
korps und die in ZiSer6 aufgeführten Beamten und
Angestellten dürfen von der Dienstpflicht erst befreit
werden, wenn sie die Rekrutenschule bestanden
haben.

Art. 14.

Streichen.

Art. 44bis.

Der Bund vergütet den Kantonen drei Vierteile
der Kosten für Stellvertretung der als Unteroffiziere
oder Offiziere in den Instruktionsdienst einberufenen
Lehrer. Ausgenommen sind die ordentlichen Wieder-
holungskurse.

Art. 42.

Von der Erfüllung der Dienstpflicht wird aus-
geschlossen, wer wegen eines schweren Deliktes
verurteilt wurde.

. . . Sold, Verpflegung . . .

. . . die Soldverhältnisse.

5. das Personal des Grenzwachtkorps;
Der Bundesrat kann im Mobilmachungsfalle über

das Personal des Grenzwachtkorps zu Kriegszwecken
verfügen.

6. die im Kriegsfalle . . .

. . . und der Militärverwaltung. Eine Verordnung
des Bundesrates bezeichnet diese Verkehrsanstalten
und die im Kriegsfalle unentbehrlichen Beamten und
Angestellten.

Das Personal der Polizeikorps, . . .

Wer durch seine Lebensführung sich des von
ihm bekleideten Grades oder überhaupt der Zuge-
hörigkeit zur Armee unwürdig macht, soll dem
Militärgericht überwiesen werden, das über seinen
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Die Ausschliessung erfolgt durch Verfügung des
Militärdepartements.

Wer durch seine Lebensführung sich des von
ihm bekleideten Grades oder überhaupt der Zuge-
hörigkeit zur Armee unwürdig macht, soll dem
Militärgericht überwiesen werden, das über seinen
Ausschluss von der Erfüllung der Dienstpflicht ent-
scheidet.

Art. 13.

Von der Erfüllung der Dienstpflicht sind aus-
geschlossen Offiziere und Unteroffiziere, die unter
Vormundschaft gestellt sind, in Konkurs fallen oder
fruchtlos ausgepfändet werden. Wird der Zustand,
der den Ausschluss veranlasst hat, aufgehoben, so
entscheidet die Wahlbehörde, ob der Ausgeschlossene
wieder zur Dienstleistung zugelassen werden darf.

Art. 14

Unfähige Offiziere und Unteroffiziere sind durch
die Stelle, die sie ernannt hat, von ihrem Kommando
zu entheben; sie sind damit aus der Dienstpflicht
entlassen.

Handelt es sich um einen von einer kantonalen
Behörde ernannten Offizier, so ist diese verpflichtet,
die Enthebung auszusprechen, wenn das eidgenös-
sische Militärdepartement es verlangt.

IV. Hilfsdienste.

Art. 15.

Die zu Hilfsdiensten tauglich Erklärten werden
bei der Aushebung den verschiedenen Hilfsdiensten
zugeteilt.

In Friedenszeiten sind die den Hilfsdiensten zu-
geteilten Wehrpflichtigen zu keiner militärischen
Dienstleistung verpflichtet. Sie haben die Militär-
steuer zu entrichten.

Der Bundesrat erlässt die Vorschriften über die
Hilfsdienste.

V. Besondere Leistungen des Staates.

Art. 16.

Wehrmänner, die infolge des Militärdienstes ihr
Leben verlieren oder Schaden an ihrer Gesundheit

Ausschluss von der Erfüllung der Dienstpflicht ent-
scheidet.

Art. 12bis.

Wer durch strafgerichtliches Urteil der bürger-
lichen Rechte und Ehren verlustig erklärt wurde,
ist für die Dauer dieses Verlustes von der Erfüllung
der Dienstpflicht ausgeschlossen.

Der zuständigen Militärbehörde ist von jeder der-
artigen Verurteilung Mitteilung zu machen.

Art. 13.

Offiziere, die unter Vormundschaft . . .

. . . ausgepfändet werden, sind von der Erfüllung
der Dienstpflicht ausgeschlossen. Wird der Zu-
stand . . . zugelassen werden darf.

/
Unteroffiziere, die unter Vormundschaft gestellt

sind, in Konkurs fallen oder fruchtlos ausgepfändet
werden, sind für die Dauer dieses Zustandes von
der Erfüllung der Dienstpflicht ausgeschlossen.

Art. 14

Unfähige Offiziere und Unteroffiziere sind durch
die Stelle, die sie ernannt hat, von ihrem Kom-
mando zu entheben.

Wenn der vorgesetzte Divisions- oder Armee-
korpskomtnandant die Enthebung eines Offiziers
oder Unteroffiziers wegen Unfähigkeit beantragt und
das schweizerische Militärdepartement zustimmt,
so ist die Wahlbehörde verpflichtet, diesem Verlangen
Folge zu geben.

Für Stabsoffiziere geht der Antrag auf Enthebung
vom Kommando von der Landesverteidigungskom-
mission aus.

Art. 15.

Die zu Hilfediensten tauglich Erklärten werden
bei der Aushebung den verschiedenen Hilfsdiensten
zugeteilt.

Zu den Hilfsdiensten gehören insbesondere Pio-
nierarbeiten und Dienste für das Sanitäts-, Ver-
pflegungs-, Nachrichten- und Transportwesen, deren
die Armee im aktiven Dienste bedarf.

Die den Hilfsdiensten zugeteilten Wehrpflichtigen
haben keinen Instruktionsdienst zu leisten. In den
Jahren, in denen sie nicht zum Dienste herange-
zogen werden, sind sie militärsteuerpflichtig.

Der Bundesrat erlässt die Vorschriften über die
Hilfsdienste.
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erleiden, haben für sich oder ihre Familien An-
spruch auf Entschädigung.

Die Ausführung dieses Grundsatzes erfolgt durch
das Gesetz über die Militärversicherung,

Art 17.

Angehörige von Wehrmännern, die wegen der
Abwesenheit ihres Ernährers im Militärdienst in
Not geraten, sind ausreichend zu unterstützen. Unter-
stützungen, aus diesem Grunde verabfolgt, dürfen
nicht als Armenunterstützung behandelt werden.

Art. 18.

Die Unterstützung erfolgt durch die Ge-
meinde, in der die Angehörigen des Wehrmannes
wohnen, für im Auslande wohnende durch die
Heimatgemeinde. Die Gemeindebehörde bestimmt
das Mass und die Art der Unterstützung und trifft
auch im übrigen die Massregeln, die die Verhält-
nisse als notwendig erscheinen lassen. Sie erstattet
Bericht an die kantonale Behörde und diese an das
schweizerische Militärdepartement.

Art. 19.

Streichen (vgl. Art 20).

Art. 20.

Die Auslagen der Gemeinde sollen zu SA vom
Bunde und zu % von Kanton und Gemeinde getragen
werden.

Wenn sich Anstände ergeben, so entscheidet in
letzter Instanz der Bundesrat über die Gutheissung
der von der Gemeinde getroffenen Verfügungen.

Art. 22.

Wenn infolge militärischer Uebungen ein Mensch
getötet oder körperlich verletzt wird, so haftet der
Bund für den dadurch entstandenen Schaden, so-
fern er nicht beweist, dass der Unfall durch höhere
Gewalt oder durch die Schuld des Getöteten oder
Verletzten selbst verursacht worden ist.

Hat der Unfall den Tod des Verletzten zur Folge,
so besteht die Haftpflicht gegenüber dem hinter-
lassenen Ehegatten, den Kindern und den Eltern
des Getöteten.

In entsprechender Weise haftet der Bund für
Sachbeschädigungen, welche infolge militärischer
Uebungen entstanden sind. Die Bundesversammlung
ordnet das Verfahren für die Feststellung des
Schadens.

Dem Bunde steht der Rückgriff auf die Urheber
des Unfalles, oder der Sachbeschädigung zu, wenn
diese eine Schuld trifft.

Art 17.

. . die durch deren Militärdienst in Not

. . . die Gemeinde, in der die Angehörigen des
Wehrmannes wohnen. Die Gemeindebehörde be-
stimmt . . .

Wenn infolge militärischer Uebungen eine Zivil-
person getötet . . .

oder' durch Verschulden des . . .

. . . die Haftpflicht gegenüber den unterstützungs-
berechtigten Angehörigen des Getöteten.

Art. 22bis.

Ebenso haftet . . .

. . . ordnet das Verfahren.

Art. 22ter.

Dem Bunde steht der Rückgriff auf die Urheber
des Unfalles oder der Sachbeschädigung zu, wenn
diese ein Verschulden trifft.

AmtUohei itenognphiichM Bulletin XVI. Nr. M. — Bulletin tUnogr*fl*gue officiel IVI. No. M. 141
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VI. Leistungen der Gemeinden und Bürger.

Art. 25.

Der Bundesrat kann den Gemeinden zum Zwecke
der Anlage von Schiess- oder Exerzierplätzen die
Anwendung des Bundesgesetzes über die Verbind-
lichkeit zur Abtretung von Privatrechten bewilligen.

Art. 26.

Die Grundbesitzer sind verpflichtet, die Be-
nützung ihres Landes zu militärischen Uebungen zu
gestatten.

Für den dadurch entstehenden Schaden leistet
der Bund Ersatz. Die Bundesversammlung ordnet
das Verfahren für die Feststellung des durch Truppen-
übungen verursachten Schadens.

Zweiter Teil.

Die Organisation des Meeres.

I, Heeresklassen.

Art. 28.

Das Heer besteht aus Auszug, Landwehr und
Landsturm.

Der Auszug wird aus den Dienstpflichtigen des
zwanzigsten bis zum zurückgelegten zweiunddreis-
sigsten, die Landwehr aus den Dienstpflichtigen des
dreiunddreissigsten bis zum zurückgelegten vier-
zigsten, der Landsturm aus den Dienstpflichtigen
des einundvierzigsten bis zum zurückgelegen acht-
undvierzigsten Altersjahre gebildet.

Im Landsturm werden überdies eingeteilt Dienst-
pflichtige des Auszuges und der Landwehr, die sich
zur Dienstleistung in diesen Heeresklasseri nicht
mehr, wohl aber noch zur Dienstleistung im Land-
sturm eignen; ferner Freiwillige, die sich über
genügende Schiessfertigkeit ausweisen und körper-
lich leistungsfähig sind.

Bei der Kavallerie dauert die Dienstpflicht der
Unteroffiziere und Soldaten im Auszug zehn Jahre.

Art. 29.

Hauptleute sind im Auszug bis zum zurück-
gelegten sechsunddreissigsten, in der Landwehr
bis zum zurückgelegten vierundvierzigsten Alters-
jahre dienstpflichtig.

Stabsoffiziere sind im Auszug und in der Land-
wehr bis zum zurückgelegten achtundvierzigsten
Altersjahre dienstpflichtig.

Im Landsturm sind sämtliche Offiziere bis zum
zurückgelegten zweiundfünfzigsten Altersjahre dienst-
pflichtig.

Mit ihrem Einverständnisse können Offiziere auch
über diese Altersgrenzen hinaus verwendet werden.
Offiziere im auszugpflichtigen Alter können auch

Die Bundesversammlung ordnet das Verfahren.

aus den Wehrmännern des

aus den Wehrmännern des

aus den Wehrmännern des

eingeteilt Wehrmänner des

achtunddreissigsten . . .
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der Landwehr oder dem Landsturm, im landwehr-
pflichtigen Älter dem Landsturm zugeteilt werden.

II, Die Elemente des Heeres.

Art. 31.

Das Heer umfasst:
1. die Kommandostäbe;
2. den Generalstab;
3. die Truppengattungen, nämlich:

a. Infanterie (Füsiliere, Schützen, Radfahrer,
Mitrailleure) ;

b. Kavallerie (Dragoner, Guiden, reitende Mitrail-
leure) ;

c. Artillerie (Feld-, Gebirgs-, FUSS-, Parkartillerie) ;
d. Genie (Ingenieuroffiziere, Sappeure, Pontoniere,

Pioniere, Eisenbalmarbeiter) ;
e. Festungstruppen (Festungsartillerie, Mitrailleure,

Festungspioniere, Festungssappeure) ;
f. Sanitätstruppen (Aerzte, Apotheker, Sanitäts-

soldaten) ;
g. Veterinärtruppen (Pferdeärzte, Hufschmiede);
h. Verpflegungstruppen, Kommissariatsoffiziere ;
i. Traintruppen (Armeetrain,-Linientrain, Säumer).

4. Die Dienstzweige, nämlich:
Militärjustiz, Militärgeistlichkeit, Feldpost und

Feldtelegraph, Etappen- und Eisenbahndienst, Terri-
torialdienst, Stabssekretariat, Offiziersordonnanzen,
Automobildienst, Heerespolizei.

Durch die Bundesversammlung können mit bezug
auf die Truppengattungen und Dienstzweige Aende-
rungen und Ergänzungen an vorstehender Anord-
nung vorgenommen werden.

Art. 33.

Aus Dienstpflichtigen der Gebirgsgegenden werden
Gebirgstruppen gebildet, die hauptsächlich für den
Krieg im Gebirge bestimmt sind.

Ili, Kommandostäbe. Generalstab.

Art. 34.

Der Armeestab besorgt den Dienst bei dem Ober-
kommando der Armee. Im Frieden werden die
Geschäfte des Armeestabes von der Generalstabs-
abteilung besorgt oder vorbereitet.

Art. 35.

Den Kommandanten der Heereseinheiten und der
Truppenkörper wird ein Kommandostab beigegeben.

Die Zuteilung der Offiziere und 'Stabssekretäre
an die Stäbe erfolgt nach Anhörung der betreffen-
den Kommandanten durch das schweizerische Mili-
tärdepartement. Vorbehalten sind die Bestimmungen
über die Stäbe der Füsilierbataillone.

Die zur Adjutantur kommandierten Offiziere sollen
in der Regel nach vierjähriger Dienstleistung zu
der Truppe zurückversetzt werden.

5. Die Hilfsdienste.

Art. 33.

Streichen (vgl. Art. 41bis).

Der Armeestab besorgt den Dienst bei dem Ober-
kommando der Armee. Seine Organisation wird
durch Verordnung des Bundesrates festgesetzt.

Im Frieden werden die Geschäfte des Armee-
stabes von der Generalstabsabteilung besorgt
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Art. 37.

In das Generalstabskorps werden Hauptleute und
Oberlieutenants, welche die Bedingungen der Be-
îorderung zum Hauptmann erfüllt haben, aufge-
nommen, nachdem sie die Generalstabsschule I be-
standen haben.

Hauptleute, die die Zentralschule II bestanden
haben und als für den Generalstab geeignet be-
zeichnet worden sind, können unter Belassung
in ihrer Truppengattung dem Generalstab zugeteilt
werden. Ihre Aufnahme in den Generalstab erfolgt,
nachdem sie den zweiten Teil der Generalstabs-
schule I bestanden haben.

IY. Gliederung des Heeres.

Art. 39.

Es werden folgende Truppenkörper gebildet:
Infanterie: aus 3—6 Kompagnien das Bataillon,

aus 2—4 Bataillonen das Regiment, aus 2—3 Regi-
mentern die Brigade.

Den Brigaden oder Regimentern der Gebirgs-
truppen können auch* Einheiten anderer Truppen-
gattungen einverleibt werden.

Kavallerie: aus 2—3 Dragonerschwadronen die
Abteilung, aus 2—3 Abteilungen und einer Mitrailleur-
koinpagnie das Regiment, aus 2—3 Regimentern
die Brigade.

Artillerie : aus 2—4 Batterien der Feld-, Gebirgs-
oder Fussartillerie die Abteilung,aus 2—3 Abteilungen
das Regiment.

Aus 4—6 Parkkompagnien und den erforderlichen
Trains der mobile Park, aus 2—4 Parkkompagnien
der Depotpark.

Genie: aus 2—4 Kompagnien und den erforder-
lichen Trains das Bataillon.

Festungstruppe : aus 2—6 Kompagnien der
Festungstruppen die Festungsartillerieabteilung.

Sanitätstruppe: aus 3—6 Ambulanzen und den
erforderlichen' Trains das Lazarett.

Verpflegungstruppe: aus mehreren Verpflegungs-
kompagnien und den erforderlichen Trains die Ver-
pflegungsabteilung.

Art. 41.

Die oberste Leitung der Verteidigung eines be-
festigten Platzes und das Kommando über die
Festungsbesatzung führt der Festungskommandant,
der über sämtliche Streitmittel des Plat?es verfügt.

Zu der Festungsbesatzung gehören: Der Kom-
mandostab mit dem Artillerie- und dem Geniechef,

-die Abschnitts- und Fortkommandanten, die Fort-
wachen, die Festungstruppen und die dauernd zu-
geteilten Truppen anderer Truppengattungen.

Zum ersten Schutz des Platzes gegen Ueberfall
können aus den Wehrpflichtigen der Umgebung Tal-
wehren gebildet werden.

Hauptleute, die die Zentralschule II bestanden
haben und sich zum Generalstabsdienste eignen,
sind vom ersten Teil der General Stabsschule I befreit.

Streichen (vgl. Art. 41bis.)

Kavallerie: aus 2—3 Dragonerschwadronen das
Regiment, aus 2—3 Regimentern und einer Mitrail-
leurkompagnie die Brigade.

. . . der im Kriegsfall über sämtliche Streitmittel
des Platzes verfügt.

Art. 41 bis.

Bei der Organisation, Ausbildung und Ausrüstung
von Einheiten und Truppenkörpern, die sich aus
Gebirgsgegenden rekrutieren, soll auf die Bedürf-
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Art. 42.

Den Stäben und Einheiten werden die erforder-
lichen Offiziere, Unteroffiziere und Soldaten anderer
Truppengattungen oder Dienstzweige zugeteilt. Sie
verbleiben in der Truppengattung oder dem Dienst-
zweige, dem sie angehören, haben aber jedem Auf-
gebote ihres Stabes oder ihrer Einheit zu folgen
und sind in dienstlicher Beziehung deren Kommando
unterstellt.

Art. 43.

Der Verpflegungs- und Rechnungsdienst wird in
den Truppenkörpern durch Quartiermeister, in den
Heereseinheiten durchKommissariatsoffiziere besorgt.
Die Quartiermeister werden den Truppenoffizieren
entnommen und gehören zu der Truppengattung,
aus der sie hervorgegangen sind.

Art. 44.

Eine Anzahl nicht eingeteilter Offiziere wird zur
Verfügung des Bundesrates gestellt.

Art. 45.

Durch die Bundesversammlung werden festgesetzt :
1. die Zahl und der Bestand der in den verschiede-

nen Truppengattungen zu bildenden Truppen-
einheiten und der Bestand ihres Korpsmaterials ;

2. die Zahl und die Zusammensetzung der Truppen-
körper und Heereseinheiten und der Bestand
ihrer Stäbe und deren Korpsmaterial;

3. die Zahl der von jedem Kanton zu stellenden
Kompagnien, Füsilierbataillone und Dragoner-
schwadronen.

V, Dienstzweige.

Art. 47.

Die Militärjustiz wird ausgeübt durch die Divi-
sions- und Ersatzgerichte, das Militärkassationsge-
richt und das ausserordentliche Militärgericht. Der
Oberauditor leitet die Verwaltung der Militärjustiz.

Die Justizoffiziere müssen juristische Bildung
besitzen und -als Truppenoffiziere gedient haben.

Die Militärstrafrechtspflege wird durch besonderes
Bundesgesetz geordnet.

Art. 48.

Unter Berücksichtigung der in den Truppen-
körpern vorwiegend vertretenen Konfessionen
werden ihnen Feldprediger zugeteilt. Sie haben den
Rang eines Hauptmanns.

Art. 50.

Der Etappen- und Eisenbahndienst vermittelt den
Verkehr zwischen den Territorialbehörden und der

nisse des Krieges im Gebirge Rücksicht genommen
werden.

In der Truppe nicht eingeteilte Offiziere stehen
zur Verfügung des Bundesrates.

3. die Zahl der von jedem Kanton zu stellenden
Infanteriebataülone und Kompagnien und der
von jedem Kanton zu stellenden Dragonerschwa-
dronen.
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Armee. Er besorgt den Nachschub, den Rücksohub
und die Sicherung der Etappenlinien.

Art. 51.

Der Territorialdienst umìasst die Wahrung der
militärischen Interessen im Lande, die Bereitstel-
lung des Nachschubes für die Feldarmee und die
Uebernahme ihres Rückschubes.

Dem Territorialdienst können auch lokale Ver-
teidigungsaufgaben ausserhalb des Bereiches der
Feldarmee zugewiesen werden.

VI, Vorgesetzte.

Art. 56.

Es bestehen folgende Gradabstufungen.:

a. Gefreiter,

b. Unteroffiziere:

Korporal, Wachtmeister, Fourier, Feldweibel,
Adjutantunteroffizier.

c. Subalterne Offiziere:

Lieutenant, Oberlieutenant.

d. Hauptleute,

e. Stabsoffiziere:

'••- Major, Oberstlieutenant, Oberst, Oberstdivisionär,
Oberstkorpskommandant, General.

Wer einen Grad bekleidet hat, behält ihn, auch
wenn er vom Kommando-zurücktritt.

Art. 60.

Die Fähigkeitszeugnisse für Gefreite und Unter-
offiziere werden von den Einheits- "öder Schulkom-
mandanten ausgestellt, sobald die zu Befördernden
die vorgeschriebenen Schulen oder Kurse mit Erfolg
bestanden haben.

Die Ernennung der Gefreiten und die Ernennung
und Beförderung der Unteroffiziere steht den Kom-
mandanten der Stäbe und Einheiten zu. Sie erfolgt
nach Bedarf und Dienstalter.

Art. 61.

Die Fähigkeitszeugnisse für die Ernennung zum
Lieutenant und für die Beförderung zum Oberlieute-
nant und Hauptmann werden von dem Chef der zu-
ständigen Dienstabteilung des Militärdepartements
ausgestellt, sobald die zu Befördernden die vorge-
schriebenen Schulen oder Kurse mit Erfolg be-
standen haben. Sie unterliegen bei den im Divi-
sionsverbande stehenden Truppen der Genehmigung

Der Territorialdienst wahrt die militärischen In-
teressen im Innern des Landes, soweit sie nicht
von der Feldarmee wahrgenommen werden. Er be-
sorgt die Bereitstellung des Nachschubes für die
Feldarmee und die Uebernahme ihres Rückschubes.

Dem Territorialdienst . . .

Die Fähigkeitszeugnisse . . .

bestanden haben.

Art. 60 bis.

Die Ernennung der Gefreiten

. . . und Dienstalter
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des Divisionskommandanten, bei den dem Armee-
korpskommando unmittelbar unterstellten Truppen
der Genehmigung des Armeekorpskommandanten,
bei den Festungsbesatzungen der Genehmigung des
Festungskommandanten.

Art. 62.

Die Fähigkeitszeugnisse für die Ernennung und
Beförderung von Stabsoffizieren werden von der
Landesverteidigungskommission ausgestellt. Diese
macht zuhanden der Wahlbehörde die Vorschläge
für die Besetzung der Kommandos über Truppen-
körper und Heereseinheiten.

Der Landesverteidigungskommission sind die
Gutachten des zuständigen Abteilungschefs, sowie
der beteiligten Truppenkommandanten, endlich auch
die Dienstetats der in Frage kommenden Offiziere
zu unterbreiten. Sie ordnet gutfindenden Falls von
sich aus weitere Erhebungen an.

Das Sekretariat der Kommission sammelt und
ordnet zu dem Zwecke die sämtlichen Dienstetats
der Offiziere aller Truppengattungen vom Haupt-
mann aufwärts; es führt über diese Offiziere eine
Kontrolle, aus der das Dienstalter und die Ein-
teilung in der Armee ersichtlich sind. Die Dienst-
etats und die Offizierskontrolle stehen jederzeit zur
Verfügung der Landesverteidigungskommission.

Art. 64.

Eine Verordnung des Bundesrates stellt auf Grund
der Vorschriften dieses Gesetzes die Bedingungen
lest, die im übrigen für die Erlangung eines Grades
erfüllt werden müssen.

VII. Dienstpferde.

Art. 65.

Der Bund erleichtert den berittenen Offizieren
die Anschaffung, Abrichtung und Haltung von Reit-
pferden.

Art. 66.

Die Oberstlieutenants und die höheren Offiziere,
die im Auszuge ein Kommando führen, sind zu
einer Jahresentschädigung für ein wirklich gehal-
tenes, diensttaugliches Reitpferd berechtigt; ebenso
die im Armeestabe oder in den Stäben des Aus-
zuges eingeteilten Generalstabsoffiziere.

Für weitere Pferde, zu denen diese Offiziere be-
rechtigt sind, sowie für die Pferde aller anderen
berittenen Offiziere wird während der Dauer des
Dienstes ein tägliches Mietgeld entrichtet.

Die von Offizieren gehaltenen, zu einer Jahres-
entschädigung berechtigenden Reitpferde und die
von Offizieren in den Dienst gestellten Reitpferde
werden eingeschätzt und periodisch oder nach be-
endigtem Dienste abgeschätzt.

Der Bundesrat erlässt die Vorschriften über die
Jahresentschädigung, das tägliche Mietgeld und die
Dienstpferde der Militärbeamten und der Instruk-
toren.

Die Fähigkeitszeugnisse für die Ernennung und
Beförderung von Stabsoffizieren werden von der
Landesverteidigungskommission ausgestellt. Sie
macht die Vorschläge für die Beförderung und
Einteilung der vom Bunde zu ernennenden Stabs-
offiziere (Art 184bis).

2. AI. streichen (vgl. Art. 184ter).

3. AI. streichen (vgl. Art, 184ter).

Die Oberstlieutenants und die höhern Offiziere
sind, sofern sie im Auszuge ein Kommando führen
oder in den Stäben als Generalstabsoffiziere einge-
teilt sind, zu einer Jahresentschädigung für ein
wirklich gehaltenes, diensttaugliches Reitpferd be-
rechtigt.

Für weitere Pferde . . .



— 1118 —

' Art. 67.

Streichen.

Art. 68.

Die im Auszuge eingeteilten Oîfiziere, Unteroffi-
ziere und Mannschaften der Kavallerie sind ver-
pflichtet, ständig ein diensttaugliches Reitpferd zu
halten. Der Bund liefert den im Auszug eingeteilten
Offizieren der Kavallerie auf Verlangen ein Reit-
pferd zu den gleichen Bedingungen wie den Mann-
schaften der Kavallerie.

Art. 73.

Die Kavalleriepferde sind Eigentum des Bundes
und dürfen vom Manne nicht veräussert werden.
Sie dürfen weder gepfändet noch mit Beschlag be-
legt werden.

Wenn der Mann mit dem gleichen Pferde die
ganze zehnjährige Dienstzeit durchgemacht hat, so
geht es in sein Eigentum über.

Art. 78.

Offiziere haben für den Dienst ihre Pferde selbst
zu stellen.

Die übrigen für den Instruktionsdienst erforder-
lichen Pferde und die Maultiere werden durch die
Militärverwaltung gestellt.

Vili, Bewaffnung und persönliche Ausrüstung;
Korpsausrfistnng und übriges Kriegsmaterial.

Art. 83.

Die Bewaffnung und Ausrüstung der Dienstpflich-
tigen erfolgt durch den Kanton, in dem die Aus-
hebung stattfand. Hat der Dienstpflichtige seit der
Aushebung dauernd seinen Wohnsitz gewechselt,
so erfolgt die Bewaffnung und Ausrüstung durch
den Kanton, in dem er seinen Wohnsitz hat.

Art. 84.

Die Bewaffnung und persönliche Ausrüstung
bleibt in der Regel während der ganzen Dienstzeit
in den Händen des Mannes, der verpflichtet ist, sie
in gutem Zustande zu erhalten. Der Mann haftet für
schuldhaften Verlust oder Beschädigung.

Die ausserdienstliche Benützung der persönlichen
Ausrüstung ohne Erlaubnis der vorgesetzten Behörde
ist untersagt.

Art. 85.

Die Bewaffnung und persönliche Ausrüstung sind
Staatsgut und können vom Manne nicht veräussert
werden. Sie dürfen weder gepfändet noch mit Be-
schlag belegt werden.

. . . der Wehrmänner

. Hat der Wehrmann .

. . . sind Eigentum des
Manne . . .

Bundes und dürfen vom
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Art. 87.

Wer seine Dienstpflicht vollständig erfülll hat,
behält seine Bewaffnung und persönliche Ausrüstung
bei seiner Entlassung als freies Eigentum.

Art. 88.

Die Offiziere haben ihre" Bekleidung selbst zu
beschaffen. Sie erhalten dafür vom Bunde eine ange-
messene Entschädigung an die Kosten. Der Bund
verabfolgt ihnen unentgeltlich die übrige persönliche
Ausrüstung und die Bewaffnung, berittenen Offizieren
auch das Reitzeug.

Art. 89.

Streichen.

Art. 94.

Die Inspektion der Landwehr und des Land-
sturms soll zugleich zur Ergänzung und Bereinigung
der Kontrollen und zur Einteilung der neu eintre-
tenden Mannschaften benützt werden.

Art. 95.

Je das zweite Jahr wird die .Korpsausrüstung der
Truppeneinheiten und der Infanteriebataillone tte.ch
die Truppenkommandanten, ̂ das ![ übrige Kriegsma-
terial durch die Chefs der Dienstabteilungen des
Militärdepartements oder durch von diesen zu be-
zeichnende Offiziere inspiziert

Bei diesen Inspektionen soll^die gehörige Aufbe-
wahrung, die Vollständigkeit und der gute Stand des
Materials, sowie die Möglichkeit rascher Mobil-
machung geprüft werden.

Dritter Teü.

Die Ansbildnng des Heeres.

I, Vorunterricht.

Art. 96.

Die Kantone sorgen dafür, dass die männlich«
Jugend im schulpflichtigen Alter Turnuotejjricbt
erhält.

Dieser Unterricht wird durch Lehrer erteilt,
welche die dazu nötige Vorbildung in den kantonalen
Lehrerbildungsanstalten und in vom Bunde zu ver-
anstaltenden Turnlebrerkursen erhalten haben.

Dem Bunde steht die oberste Aufsicht über die
Ausführung dieser Bestimmungen zu.

Art. 97.

Der Bund unterstützt Vereine und Bestrebungen,
die sich die körperliche Ausbildung und die Vor-
bildung der Jünglinge für den Wehrdienst nachdem
Austritt aus der Schule zur Aufgabe nua'ien.

. . Sie erbalten dafür vom Bunde eine ange-
messene Entschädigung. Der Bund. . . .

dazu nötige Ausbildung in den

Amtlich«) itenogr»phj«ohw Bulletin XVI. Kr. M. — Bulletin »tfnographiyue officiel XVI. Ko. 54. 142
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Bei der Aushebung der Wehrpflichtigen findet
über deren körperliche Leistungsfähigkeit eine Prü-
fung statt.

Der Bund erlässt Vorschriften über den vorbe-
reitenden Turnunterricht. Er veranstaltet Vorturner-
kurse.

Art. 98.

Der Bund unterstützt ferner Vereine und Be-
strebungen, die eine militärische Vorbildung der
Jünglinge vor dem Eintritt in das dienstpflichtige
Alter bezwecken. Das Hauptgewicht soll dabei auf
die Ausbildung im Schiessen gelegt werden. Der
Bund liefert zu diesem Zwecke unentgeltlich Waffen,
Munition und die nötige Ausrüstung.

II. Instruktionskorps. Allgemeine Bestimmungen,

Art. 99.

Für die Leitung der Rekrutenausbildung und die
Ausbildung der Kadres in den hierfür bestimmten
Schulen wird für jede Truppengattung ein Instruk-
tionskorps gebildet.

Die Bundesversammlung setzt die Zahl der In-
struktoren fest.

Art. 100.

An der Spitze des mstfuküonskorps jeder Truppen-
gattung steht der Chef der betreffenden Abteilung
des schweizerischen Militärdepartements.

Für jeden Divisionskreis wird ein Kreisinstruktor
bestellt, dem die Leitung "der Rekruten • und Kadres-
ausbildung der Infanterie des Kreises zusteht

Die Instruktoren werden nach Grad und Eignung
verwendet.

Art. 101.

Die Instruktoren der einzelnen Truppengattungen
k nnen zur Instruktion bei ändern Truppengattungen,
in Zentralschulen und dgl. sowie in der Militärver-
waltung verwendet werden. Je nach Eignung und
Gelegenheit soll ein angemessener Wechsel in ihrer
Verwendung stattfinden.

Die Offiziere des Instruktionskorps werden gleich
den übrigen Offizieren im Heere eingeteilt und be-
fördert.

Art. 103.

Das Militärdepartement bezeichnet für den Unter-
richt die allgemeinen Ausbildungsziele.

Auf Grund dieses Erlasses stellen die Schul-und
Truppenkommandanten die Arbeitspläne für die
Schulen und Kurse auf, deren Leitung ihnen über-
tragen ist, und unterbreiten sie der Genehmigung
ihres unmittelbaren Vorgesetzten.

. . . bezwecken. Besonderes Gewicht soll dabei . .

. . . Ausrüstung; er erlässt die bezüglichen Vor-
schriften.

. . . wird ein Instruktionskorps . . .

Die Bundesversammlung setzt die Zahl der In-
struktoren für jede Truppengattung fest.

. des Kreises obliegt.
3. Absatz streichen.

Für die Beförderung der Instruktionsoffiziere
und ihre Einteilung im Heere finden die gleichen
Bestimmungen Anwendung wie für alle ändern
Offiziere.
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Art. 104.

Die Zentralschulen und die Schulen zur Aus-
bildung der Generalstabsoffiziere sollen so einge-
richtet werden, dass die Uebereinstimmung der
Ausbildung gewahrt bleibt.

Art. 104 bis.

Für die militärwissenschaftliche Ausbildung von
Offizieren, insbesondere auch der Instruktionsoffi-
ziere, besteht am eidgenössischen Polytechnikum
eine militärwissenschaftliche Abteilung.

Art. 105.

Versäumter Dienst ist nachzuholen.
Eine Verordnung des Bundesrates wird feststellen,

in welchen Ausnahmefällen hiervon abgewichen
werden kann.

Art. 106.

In den Feststellungen dieses Gesetzes betreffend
die Dauer der Schulen und Kurse ist die Zeit, die
für das Einrücken und die Organisation und für
die Entlassung erforderlich ist, nicht Inbegriffen.
Für Einrücken, Organisation, Inspektion der Be-
waffnung und Ausrüstung und Entlassung dürfen
in der Regel für Infanterie und Kavallerie nicht
mehr als zwei Tage, für die übrigen Truppen-
gattungen nicht mehr als drei Tage gerechnet werden.

Art. 106 bis.

Die Militärbehörden sind ermächtigt, die für die
Organisation der Schulen und Kurse erforderlichen
Spielleute, Krankenwärter, Büchsenmacher, Huf-
schmiede usw. einzuberufen.

Art. 107:

Ueber den Verlauf von Militärschulen und Mili-
tärkursen hat der Kommandant einen kurzen Be-
richt zu erstatten, dem der Inspektor seinen Befund
beifügt. Dieser Bericht geht auf dem Dienstweg
an das schweizerische Militärdepartement.

III. Ausbildung der Rekrufen.

Art. 109.

Spielleute, Büchsenmacher, Hufschmiede, Kran-
kenwärter, Offiziersordonnanzen usw. erhalten die
erforderlichen Fachausbildungen in besonderen Kur-
sen, um deren Dauer ihre Rekrutenschule verkürzt
wird.

. ist die Zeit,
für die EntlassunQ

die für die Organisation und
erforderlich ist . . .

Für die Organisation und für die Entlassung dürfen
in der Regel . . . .

. . . Fachausbildung entweder in der Rekruten-
schule oder in besondern, vom Bundesrate anzuord-
nenden Kursen. In letzterem Falle haben sie von
der Rekrutenschule nur die ersten vierzig Tage zu
bestehen.
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ÌV. Wiederholungskurse.

Art. 110.

Im Auszug finden jährliche "Wiederholungskurse
in der Dauer von elf, bei den Festungstruppen in
der Dauer von vierzehn Tagen statt.
• Die Soldaten, Gefreiten und Korporale haben
jedoch nur sieben, bei der Kavallerie acht, die
Unteroffiziere vom Wachtmeister aufwärts nur zehn
Wiederholungskurse zu bestehen. Dabei werden die
in unterer Stellung bestandenen Wiederholungskurse
mitgerechnet.

Art. 111.

Die Wiederholungskurse des Auszuges sollen in
der Weise angeordnet werden, dass ein angemessener
Turnus stattfindet, nach dem Uebungen im kleineren
Verbände der einzelnen Truppengattungen mit solchen
grösserer Truppenverbände abwechseln.

Art. 112.

In der Lan'dwehr findet alle vierJahfe für sämt-
liche Truppengattungen, mit Ausnahme der Ka-
vallerie, ein Wiederholungskurs in der Dauer von
elf Tagen statt. An diesen Wie'derhohiDgskursen
haben teilzunehmen: die Offiziere, die Unteroffiziere
vom Wachtmeister aufwärts, die vier jüngsten Jahr-
gänge der Korporale, der Gefreiten und der Soldaten.

Die Dienstpflichtigen der Landwehr, welche
Truppenkörpern des Auszuges zugeteilt sind, haben
mit diesen ihren Dienst zu bestehen.

Art. 113.

Die Bundesversammlung ist berechtigt, bei einer
Neuorganisation der Verbände, einer Neubewaffnung
u. dgl. besondere Kurse anzuordnen und deren
Dauer zu bestimmen.

Sie ist auch berechtigt, für einzelne Teile des
Landsturms zu besonderen Zwecken Uebungen in der
Dauer von ein bis drei Tagen anzuordnen.

In dringenden Fällen kann der Bundesrat den
Landsturm einzelner Gebiete zu solchen Uebungen
einberufen.

VI. Ausbildung der Unteroffiziere.

Art. 118.

Neu ernannte Korporale haben als solche eine
Rekrutenschule zu bestehen.

Diese Verpflichtung besteht nicht für die zona
Besuche der Offiziersschule vorgeschlagenen Unter-
offiziere.

Art. 119.

Zu Fourieren vorgeschlagene Unteroffiziere haben
eine Fourierschule von dreissig Tagen zu bestehen.

Neu ernannte Fouriere haben als solche eine
Rekrutenschule zu bestehen.

. . . statt. Soldaten, Gefreite und Korporal« haben
jedoch in der Landwehr nur einen Wiederhohitigs-
kurs zu bestehen.

Die Wehrmänner 'der Landwehr, die Trappen-
körpern des Auszuges zugeteilt sind, . . .

. . von zwanzig Tagen zu bestehen.
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Zu Stabssekretären vorgeschlagene Unteroffiziere
haben eine Stabssekretärschule von dreissig Tagen
zu bestehen.

VII. Ausbildung der Offiziere.

Art. 120.

Die Ausbildung zum Offizier findet in einer
Offiziersschule statt. Die Dauer dieser Schule be-
trägt:

1. bei der Infanterie, der Kavallerie und den
Festungstruppen achtzig Tage;

2. bei der Artillerie und dem Genie hundert-
undfünf Tage;

3. bei den Traintruppen sechzig Tage;
4. bei der Sanitätstruppe, den Verpflegungs-

truppen und für die Pferdeärzte fünfund-
vierzig Tage.

Die Offiziersschulen der Artillerie und des Genie
können in zwei Abteilungen abgehalten werden.

Art. 121.

In eine Offiziersschule dürfen nur Unteroffiziere
einberufen werden. Die Einberufung erfolgt gestützt
auf einen Vorschlag, der in Unteroffiziers- und Re-
krutenschulen von den vorgesetzten Truppen- und
Instruktionsoffizieren, in Wiederholungskursen von
den Offizieren der öetreöenden Einheit gemacht
wird.

In Offiziersschulen für Sanitätstruppen und in
solche für Pferdeärzte können auch Soldaten einbe-
rufen werden. '

Die Einberufung in die Offiziersschulen der
Sanität und des Veterinärdienstes erfolgt durch den
Oberfeldarztifoder den Oberpferdearzt, ohne dass
hierfür ein besonderer Vorschlag aus einer früher
bestandenen Schule erforderlich ist. Es dürfen nur
Soldaten oder Unteroffiziere einberufen werden, die.
als Aerzte, Tierärzte oder Apotheker das Staats-
examen gemacht haben.

. Art. 122.

Die neu ernannten Lieutenants haben in dieser
Eigenschaft eine Rekrutenschule zu bestehen.

Aerzte und Pferdeärzte bestehen diesen Dienst
in Rekratenschulen anderer Truppengattungen.

Art. 123.

Die zu Quartiermeistern bestimmten Offiziere
erhalten ihre Ausbildung für diesen Dienst in einer
Schule, deren Dauer dreissig Tage beträgt.

Neu ernannte Quartiermeister haben als solche
eine Rekrutenschule zu bestehen.

Art. 124.

Es haben zu bestehen:
1. die zur Beförderung in Aussicht Tgenom-

menen Lieutenants oder Oberlieutenants der
Infanterie, der Kavallerie, der Artillerie,
des Genie und der Festungstruppen eine
Zentralschule I von dreissig Tagen;

. . . Pferdeärzte werden nur Unteroffiziere ein-
berufen, die als Aerzte, Apotheker oder Tierärzte
das Staatsexamen gemacht haben.

'. . . erforderlich ist. (Schlusssatz streichen.)

. zwanzig Tage beträgt.
Zweites Alinea streichen.
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2. die zur Beförderung in Aussicht genommenen
Oberlieutenants der Infanterie, der Kavallerie,
der Artillerie, des Genie, der Festungstruppen,
der Verpflegungstruppen und der Traintruppen
eine Rekrutenschule in der Stellung als Ein-
heitskommandanten ;

3. die zur Beförderung in Aussicht genommenen
Hauptleute eine Zentralschule II von fünfzig
Tagen. Diese Schule kann in zwei Teilen abge-
halten werden.

Die Einberufung in diese Schulen erfolgt gestützt
auf das in einer früheren Schule oder in einem
Kurse erworbene Zeugnis der voraussichtlichen
Eignung für den höhern Grad.

Für Hauptleute der Sanität, des Veterinär-, Ver-
pflegungs-, Kommissariats- und Traindienstes kann
die Zentralschule II durch eine besondere Schule
ersetzt werden.

VIII. Generalstab.

Art. 128.

Für die Ausbildung zum Dienst im Generalstabe
sind folgende Schulen bestimmt:

1. die Generalstabsschule I in der Dauer von
siebenzig Tagen, für angehende Generalstabs-
offiziere, (Art. 37) ; sie wird in zwei Teilen ab-
gebalten;

2. die Generalstabsschule II in der Dauer von zwei-
undvierzig Tagen, für Hauptleute des General-
stabs ;

3. die Generalstabsschule III in der Dauer von
einundzwanzig Tagen, für Offiziere, die die
Generalstabsschulen I und II durchgemacht
haben.

In diese Schulen können auch Truppenoffiziere
kommandiert werden.

Durch die Bundesversammlung können weitere
Uebungskurse angeordnet werden.

IX. Uebungen der Stäbe.

Art. 131.

Je das zweite Jahr finden, abwechslungsweise,
unter Leitung der Armeekorps- und der Divisions-
kommandanten, Uebungen der Stäbe in der Dauer
von elf Tagen statt.

Das Militärdepartement bestimmt die Offiziere
der Stäbe, die an diesen Uebungen teilzunehmen
haben.

Art. 132.

Alle zwei Jahre finden ferner unter der Leitung
eines vom Militärdepartement zu bezeichnenden
Offiziers operative Uebungen statt, an denen die
Armeekorps- und Divisionskommandanten mit ihren
Stabschefs, die Festungskommandanten und andere
vom Militärdepartement zu bestimmende Offiziere
teilzunehmen haben. Diese Uebungen haben eine
Dauer von elf Tagen.

. . . für Hauptleute (Art. 37).

Je das zweite Jahr finden, abwechslungsweise
unter Leitung der Armeekorps- und Divisionskom-
mandanten, Uebungen der Stäbe in der Dauer von
elf Tagen statt.

Das Militärdepartement bestimmt die Offiziere
der Stäbe, die an diesen Uebungen teilzunehmen
haben.
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X. Inspektion.

Art. 134.

Alle Schulen und Kurse werden inspiziert:
1. Die Wiederholungskurse durch den unmittel-

baren Vorgesetzten des Kurskommandanten;
2. die von Armeekorpskommandanten oder Ab-

teilungschefs geleiteten Uebungen durch den
Chef des schweizerischen Militärdepartements;

3. die von Festungskommandanten geleiteten
Schulen und Kurse durch den Kommandanten
des Armeekorps, in dessen Gebiet der befestigte
Platz liegt;

4. die im Verbände des Armeekorps, der Division
oder der Festungsbesatzung abgehaltenen
Schulen durch die zuständigen Kommandanten
dieser Heereseinheiten ;

5. alle übrigen Schulen durch einen vom schwei-
zerischen Militärdepartement zu bezeichnenden
Armeekorpskommandanten, Divisionskomman-
danten oder Abteilungschef.

Vierter Teil.

Militärverwaltung.

I. Bund und Kantone.

Art. 136.

Die oberste Leitung der Militärverwaltung steht
dem Bundesr'ate zu, der sie durch das Militärde-
partement besorgen lässt.

Soweit die Verwaltung des Militärwesens Sache
der Kantone ist, wird sie von diesen unter Ober-
aufsicht des Bundes besorgt.

Art. 137.

Der Bundesrat erlässt die zur Vollziehung dieses
Gesetzes notwendigen Verordnungen.

Er genehmigt die Dienst- und Exerzierreglements
mit Ausnahme des Verwaltungsreglements, dessen
Genehmigung der Bundesversammlung zusteht.

Art. 138.

Der Bundesrat teilt das Territorium der Eidge-
nossenschaft in der Weise in Divisionskreise ein,
dass die Truppeneinheiten einer Division soweit
möglich aus der Mannschaft eines solchen Kreises
gebildet werden können. Die Grenzen dieser Kreise
sollen tunlichst mit denen der Kantone zusammen-
fallen.

Für die Gebirgstruppen können besondere Kreise
gebildet werden.

Art. 139.

Die Kantone werden in Kreise eingeteilt, deren
Umfang so zu bemessen ist, dass in der Regel ein

2. AI. streichen (vgl, Art. 41bis).
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Kreis die Mannschaft für ein Infanterieregiment des
Auszuges stellt. Wo dies nicht möglieh ist, können
auch Kreise für einzelne Bataillone oder Kompagnien
gebildet werden. .

Der Bundesrat bestimmt die Kreiseinteilung nach
Anhörung der Kantone.

Art. 142.

Zur Führung der kantonalen Kontrollen und zum
Verkehr mit den Wehrpflichtigen werden durch die
Kantone Kreiskommandanten ernannt. Nach Bedarf
werden die Kreise von den Kantonen in Sektionen
eingeteilt, deren Leitung einem Sektionschef obliegt.

Art. 143.

Die Kantone stellen die Kompagnien und Ba-
taillone der Infanterie (Füsiliere), sowie die Dra-
gonerschwadronen.

Wo die Mannschaftsbestände einzelner Kantone
nicht zur Bildung ganzer Bataillone, Kompagnien
oder Dragonerschwadronen ausreichen, bestimmt die
Bundesversammlung deren Zusammenlegung zu
solchen.

Art. 143 bis.

Der Bund bildet alle nicht von den Kantonen
gestellten Einheiten, Truppenkörper und Stäbe; er
organisiert die Dienstzweige.

Art. 145.

Die Kantone ernennen die Offiziere der von ihnen
gestellten Einheiten und Füsilierbataillone.

Für die von mehreren Kantonen gestellten Ba-
taillone ernennt der Bundesrat die Offiziere der
Stäbe. Er ernennt die Offiziere der von mehreren
Kantonen gestellten Kompagnien.

Der Bundesrat ernennt die Offiziere, deren Wahl
nicht den Kantonen obliegt.

Art. 148.

Die Kantone verwalten und unterhalten die
Korpsausrüstung der kantonalen Einheiten und
Truppenkörper. Der Bund verwaltet und unterhält
das übrige Kriegsmaterial.

Waffen und Ausrüstungsgegenstände, die Dienst-
pflichtigen abgenommen werden, sind von den Kan-
tonen zu unterhalten und so aufzubewahren, dass
die rasche Ausrüstung der Mannschaft im Falle eines
Aufgebotes gesichert ist.

Zurückgegebene Ausrüstungsgegenstände von
Mannschaften, die vor vollendeter Wehrpflicht aus
der Dienstpflicht treten, werden zur Ausrüstungs-
reserve gelegt.

Art. 153.

Auf Lebensmitteln, die für Truppen im eidge-
nössischen Dienst bestimmt sind, dürfen in den
Kantonen und Gemeinden keinerlei Gebühren oder
Abgaben erhoben werden. Kantonale und Gemeinde-
monopole finden auf die militärischen Bedürfnisse
der Truppen keine Anwendung.

Die Kantone stellen die Kompagnien und Ba-
taillone der Infanterie, sowie die Dragonersehwa-
dronen.

Wo die ...

. . Einheiten und die Stäbe der Füsilierbataillone.

. . die Wehrmännern abgenommen werden,

Auf Lebensmitteln und Getränken, die

. . . Kantonale Monopole finden . . .
des Bundes . . .
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Militäranstalten oder Militärwerkstätten, sowie
zu militärischen Zwecken bestimmtes Eigentum
des Bundes dürfen mit keinerlei kantonalen oder
Gemeindesteuern belastet werden.

Die Ausführung von Arbeiten, die der Landes-
verteidigung dienen, dar! keiner kantonalen Gebühr
oder Bewilligung unterworfen werden.

H. Die Militärverwaltung des Bundes.

.Art. 156.

Zur Verfügung des Chefs des schweizerischen
Militärdepartements steht die Kanzlei des Militär-
departements. Sie besorgt nach den Weisungen des
Departemenlschefs die Ausfertigung der Verfügungen
des Departements und seiner Vorträge an den
Bundesrat; sie bearbeitet die Korrespondenz des
Departements und verwaltet dessen Archiv. Zu der
Kanzlei gehört auch der Sekretär der Landesver-
teidigungskommission.

Art. 157.

Dem schweizerischen Militärdepartement sind
ferner als Chefs der Dienstabteilungen unterstellt:

der Chef der Generalstabsabteilung,
die Chefs der Abteilungen für Infanterie, Ka-

vallerie, Artillerie, Genie und Festungswesen
(Waffenchefs),

der Oberfeldarzt,
der Oberpferdearzt,
der Oberkriegskommissär,
der Chef der kriegstechnischen Abteilung,
der Chef der Kriegsmaterialverwaltung,
der Chef der Abteilung für Landestopographie,
der Direktor der Pferderegieanstalt.
Den Chefs der Dienstabteilungen werden die er-

forderlichen Beamten und Angestellten zugeteilt.

Art. 158.

Den Abteilungschefs des Militärdepartements liegt
im allgemeinen ob:

1. die Berichterstattung und Antragstellung in
allen ihre Abteilung betreffenden, vom Departe-
mente zu behandelnden Angelegenheiten;

2. die Vorbereitung von Reglementen, Verord-
nungen und Gesetzesvorlagen;

3. die Aufstellung des jährlichen Voranschlages
für ihre Abteilung und die Berichterstattung
über ihre Geschäftsführung.

Die Abteilungschefs verkehren im Namen des
Militärdepartements mit den übrigen Militärbehörden
und mit den Offizieren. Sie vollziehen die vom
Departemente getroffenen Verfügungen und sie er-
ledigen von sich aus die Geschäfte, die ihnen auf
Grundlage des jährlichen Voranschlags und der vom
Departemente erlassenen allgemeinen Weisungen
zu selbständiger Behandlung zufallen.

. . sind als Chefs der

AxtHohei BtonogrkphieohM Balletto XVI. Nr. 54. — Bulletin »UnoarapMque offlcM IVI. No 54 143
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Art. 159.

Der Generalstabsabteilung liegt ob:
1. die Vorbereitung aller die Mobilmachung und

den Aufmarsch der Armee im Kriegsfalle, sowie
die Kriegsbereitschaft überhaupt betreffenden
Angelegenheiten ;

2. die Begutachtung und Antragstellung in allen
Fragen, die die Landesverteidigung, die Armee
als Ganzes und den Armeestab betreffen;

3. die Begutachtung der Vorschläge betreffend die
Truppenübungen im höheren Verbände und die
Uebungen der höheren Stäbe;

4. die Organisation und Leitung der Schulen und
Kurse für Generalstabsoffiziere und Stabssekre-
täre; die Ausstellung der Fähigkeitszeugnisse
für die Hauptleufe des Generalstabs und für die
Stabssekretäre; die Behandlung von Dispen-
sationsbegehren der Generalstabsoffiziere und
Stabssekretäre ;

5. die Antragstellung betreffend die Zuteilung der
Generalstabsoffiziere und Stabssekretäre an die
Stäbe nach Anhörung der Truppenführung;

6. die Sorge für den Bestand des Generalstabs-
korps ;

7. die Vorbereitung des Eisenbahn-, Etappen- und
Territorialdièhstes, sowie des_ Feldpost- und
Feldtelegraphendienstes für den Kriegsfall, die
Ausbildung der Offiziere und das Personelle
dieser Dienstzweige;

8. Erhebungen über die eigene und über fremde.
Armeen, über militärstatistische und militär-
geographische Verhältnisse des Landes und der
Nachbarstaaten;

9. die Verwaltung der Militärbibliothek, und der
Armeekartenbestände ;

10. die Antragstellung und Begutachtung betreffend
die Erstellung der militärisch zu verwendenden
Karten.

Art. 160.

Den Chefs der Dienstabteilungen für Infanterie,
Kavallerie, Artillerie, Genie und Festuugswesen
iegt ob:
1. die Bearbeitung der ihre Waffe betreffenden

Angelegenheiten;
2. die Verwaltung der vom Bunde zu bildenden

Einheiten und Stäbe und der Dienstzweige;
3. die Aufsicht über die Ausbildung der Waffe,

die allgemeinen Anordnungen für die Abhaltung
der Schulen und Kurse und, soweit tunlich,
deren Leitung unter Vorbehalt der Bestimmung
des Art. 102;

4. die Behandlung von Dispensationsbegehren,
soweit sie nicht den Kantonen zufällt;

5. die Verfügung über das Instruktionskorps;
6. die Begutachtung und Weiterleitung der die

Offiziere betreffenden persönlichen Angelegen-
heiten (Wahl, Beförderung, Einteilung, Ent-
lassung usw.), die Ausstellung der Fähigkeits-
zeugnisse für die Ernennung der subalternen
Offiziere und der Hauptleute.

Die gleichen Obliegenheiten haben:
der Oberfeldarzt mit bezug auf die Sanitäts-

truppen ;
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der Oberpferdearzt mit bezug auf die Veterinär-
truppen ;

der Oberkriegskommissär mit bezug auf die
Verpflegungstruppen und die Kommissariatsoffiziere.

Art. 161.

Der Abteilung für Infanterie liegt ob:
die Organisation und Leitung der Zentralschulen ;
die Verwaltung der Angelegenheiten des Vor-

unterrichts und des Schiesswesens.

Art. 162.

*Der Abteilung für Kavallerie liegt ob:
der Ankauf und die Dressur der Kavalleriepferd e

und ihre Abgabe an die Kavalleristen ; die Kontroll-
führung und Verwaltung betreffend die Kavallerie-
pferde; die Verwaltung des Kavallerieremonten-
depots.

Art. 163.

Der Abteilung für Artillerie liegt, oh:
die Verwaltung und Ausbildung der Traintruppe

und der Offiziersordonnanzen, so wie deren Zuteilung
an die Stäbe und Einheiten.

Art. 164.

Der Abteilung für Genie liegt ob:
die Leitung der die Kriegs Vorbereitung be-

JtreSenden Arbeiten der Ingenieuroffiziere; die Ver-
waltung des Minenwesens; die Sorge für die Vorräte
an Sprengstoffen, Werkzeugen und Materialien für
Zerstörungsarbeiten; die Vorbereitungen zur Anlage
von Befestigungen in Kriegszeit

Art. 165.

Der Abteilung für Festungswesen liegt ob :
der Unterhalt, Ausbau und die Verwaltung der

permanenten Befestigungen.
Der Abteilung für Festungswesen sind dia

Festungsverwaltungen, das Bureau für Befestigungs-
bauten und das Schiessbureau für Befestigungen
unterstellt. Zu den Festungsverwaltungen gehören
auch die für die Bewachung und den Unterhalt der
Werke bestimmten Fortwachen, über die der Bundes-
rat die nötigen Bestimmungen orlassi

Für die Instruktion der Besatzungstruppen in
Rekruten- und Kadresschulen werden aus den ver-
schiedenen Truppengattungen Instruktoren komman-
diert. Sie stehen während ihres Dienstes bei den
Besatzungstruppen zur Verfügung des Artilleriechefs.

Art. 169.

Die kriegstechnische Abteilung besorgt alle Ar-
beiten, die auf die Beschaffung und Verbesserung
des Kriegsmaterials Bezug haben. Sie beschafft die
persönliche Ausrüstung, soweit diese nicht von den
Kantonen zu liefern ist. Sie entwirft die das Kriegs-
material und die persönliche Ausrüstung betreffen-
den Ordonnanzen und Réglemente. Sie übergibt das
fertige Material der Kriegsmaterialverwaltung.

die Organisation und Leitung der Zentralschulen
und die Verwaltung der . . .

Letztes Alinea streichen (vgl. Art. 101).

. . . der Kriegsmaterialverwaltung und den Festungs-
verwaltungen.
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Der kriegstechnischen Abteilung sind die Militär-
werkstätten des Bundes mit Inbegriff der Pulver-
fabriken, die Versuchsstation für Geschütze und
Handfeuerwaffen und die Munitionskontrolle unter-
stellt

III. Truppenffihrung.

Art. 174.

Die Militärverwaltung des Bundes ist so zu or-
ganisieren, dass den Kommandanten der Heeresein-
heiten, Truppenkörper und Truppeneinheiten der
ihrem Kommando zukommende Einfluss auf die
Kriegstüchtigkeit und die Kriegsbereitschaft ihrer
Truppe gewahrt wird.

Art. 175.

Die Kommandanten der Heereseinheiten,-Truppen-
körper und Truppeneinheiten sind verpflichtet, über
die Vollständigkeit der Bestände ihrer Truppen zu
wachen.

Sie haben sich vom Stande der Ausbildung ihrer
Truppen zu überzeugen.

Sie kontrollieren das Vorhandensein und den
Zustand der persönlichen Ausrüstung und der Be-
waffnung, sowie der Korpsausrüstung ihrer Truppen.

Art. 176.

Die Kommandanten der Heereseinheiten sind
verpflichtet, sich jährlich wenigstens einmal durch
Inspektion von der Kriegstüchtigkeit und Kriegs-
bereitschaft ihrer Heereseinheit zu überzeugen. Sie
sind berechtigt, von ihren Unterführern bezügliche
Berichte einzufordern. Sie kontrollieren entweder
persönlich oder durch ihre Stabschefs die von den
kantonalen Militärbehörden zu treffenden Vorbe-
reitungen für das Aufgebot und die Mobilmachung
ihrer Truppen.

Art. 177.

Die Berichte und Anträge der Truppenkomman-
danten gehen auf dem Dienstwege an die vorge-
setzte Militärbehörde. Die gestellten Anträge sollen
bei Aufstellung des jährlichen Voranschlages, bei
Erlass der Weisungen für die Aushebung, bei Auf-
stellung der Unterrichtspläne und bei Erlass der
Aufgebote für Schulen und Spezialkurse gebührend
berücksichtigt werden.

Art. 178.

Eine Verordnung des Bundesrates regelt die
Führung der Kontrollen über Dienstleistung und
Qualifikation der Offiziere und Unteroffiziere, sowie
über den Bestand der Truppen innerhalb der Heeres-
einheiten.

Sie ordnet den Dienstkreis und den dienstlichen
Verkehr der Truppenkommandanten.

An die Stelle der Art. 175-183 treten folgende
Artikel :

Art. 174bis.

Die Kommandanten der Heereseinheiten, Truppen-
körper und Truppeneinheiten sind verpflichtet, über
die Vollständigkeit der Bestände ihrer Truppen zu
wachen. Sie kontrollieren das Vorhandensein und
den Zustand der persönlichen Ausrüstung und der
Bewaffnung, sowie der Korpsausrüstung ihrer
Truppen.

Art. 174 ter.

Die Kommandanten der Heereseinheiten sind
verpflichtet, sich persönlich vom Stand der Aus-
bildung, von der Kriegstüchtigkeit und der Kriegs-
bereitschaft ihrer Heereseinheit zu überzeugen. Sie
sind berechtigt, von ihren Unterführern bezügliche
Berichte einzufordern.

Sie kontrollieren entweder persönlich oder durch
ihre Stabschefs die von den Militärbehörden zu
treffenden Vorbereitungen für das Aufgebot und die
Mobilmachung ihrer Truppen.

Art. 174quater.

Art. 174 quinter.



liai

Sie trifft Bestimmungen über das den Komman-
danten der Heereseinheiten für den Bureaudienst
zuzuteilende Personal.

Der Bundesrat setzt auch die Entschädigung
fest, die den Kommandanten der Heeereseinheiten
zukommt

Art. 179-183.

Streichen.

Art. 184.

Zur Vorberatung wichtiger, die Landesvertei-
digung betreffender Fragen, zur Aufstellung der Vor-
schläge für die Beförderung und Einteilung der
Stabsoffiziere und zur Begutachtung von Anträgen
betreffend die Enthebung solcher Offiziere vom
Kommando wird eine Kommission gebildet, die aus
dem Chef des Militärdepartements als Vorsitzendem,
den Armeekorpskommandanten, dem Chef der Ge-
neralstabsabteilung und dem Chef der Abteilung für
Infanterie besteht (Landesverteidigungskommission).

An den Verhandlungen dieser Kommission
nehmen bei Wahlvorschlägen teil die beteiligten
Divisionäre und Abteilungschefs, die nicht Mitglieder
der Kommission sind.

Die Kommission tritt ausser Funktion, wenn der
General ernannt ist.

In diesem Falle gehen die Vorschläge betreffend
Beförderung und Einteilung der Offiziere vom Ge-
neral aus.

Art. 174sext.

Der Bundesrat setzt die Entschädigung

Zur Vorberatung wichtiger, die Landesvertei-
digung betreffender Fragen, wird eine Kommission
gebildet, die aus dem Chef des Militärdepartementes
als Vorsitzendem, den Armeekorpskommandanten,
dem Chef der Generalstabsabteilung und dem Chef
der Abteilung für Infanterie besteht (Landesvertei-
digungskommission).

Die Kommission tritt ausser Funktion, wenn der
General ernannt ist.

Art. 184bis.

An den Verhandlungen der Landesverteidigungs-
kommission über Ausstellung der Fähigkeitszeug-
nisse, sowie betreöend die Aufstellung von Vor-
schlägen für die Beförderung und Einteilung der
vom Bunde zu ernennenden Stabsoffiziere (Art. 62)
und über Anträge betreffend Enthebung von Stabs-
offizieren vom Kommando (Art. 14) nehmen die
beteiligten Divisionäre und Abteilungschefs, die
nicht Mitglieder der Kommission sind, teil.

Ist der General ernannt, so gehen diese Vor-
schläge von ihm aus.

Art. 184 ter.

Der Landesverteidigungskommission sind die Gut-
achten des zuständigen Abteilungschefs Und der
beteiligten Truppenkommandanten, sowie die Dienst-
etats der in Frage kommenden Offiziere zu unter-
breiten. -v

Das Sekretariat der Kommission sammelt und
ordnet zu diesem Zwecke die sämtlichen Dienst-
etats der Offiziere aller Truppengattungen vom Haupt-
mann aufwärts und führt über diese Offiziere eine
Kontrolle, aus der das Dienstalter und die Einteilung
ersichtlich sind. Die Dienstetats und die Offiziers-
kontrolle stehen jederzeit zur Verfügung der Landes-
verteidigungskommission.
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Fünfter Teil.

B>er aktive IMenst.

I. Allgemeine Bestimmungen.

Art. 187.

Bei kantonalen Aufgeboten trägt der Kanton die
sämtlichen Kosten.

Besoldung, Verpflegung und Unterkunft der zum
kantonalen Dienste aufgebotenen Truppen werden
von dem Kanton nach den eidgenössischen Vor-
schriften ausgerichtet.

Art. 188.

Der Bundesrat verfügt das Aufgebot zum aktiven
eidgenössischen Dienst. Er überwacht dessen Vollzug.

Er ist befugt, Truppen auf Pikett zu stellen.
Die zum aktiven eidgenössischen Dienst aufge-

botenen Truppen leisten den Kriegseid.

Art. 189.

Das Aufgebot einer Truppeneinheit umfasst
sämtliche Offiziere, Unteroffiziere, Gefreite und Sol-
daten der Einheit, sofern es nicht ausdrücklich Be-
schränkungen enthält.

er Art. 191.

Im Falle eines Aufgebotes zum aktiven Dienst
bat der Bundesrat die Beamten, Angestellten und
Arbeiter der Militärverwaltung mit Einschluss der
Militäranstalten und Militärwerkstätten, sowie die-
jenigen der öffentlichen Verkehrsanstalten in dem
Umfange, wie das Truppenaufgebot es erfordert,
den Militärgesetzen zu unterstellen.

Art. 192.

Im Kriege ist auch der nicht dienstpflichtige
Schweizer verpflichtet, seine Person zur Verfügung
des Landes zu stellen und, soweit es in^seinen
Kräften steht, sein möglichstes zur Verteidigung
des Landes beizutragen.

Im Kriege und im Falle drohender Kriegsgefahr
ist jedermann verpflichtet, zum Zwecke der Aus-
führung militärischer Anordnungen, bewegliches und
unbewegliches Eigentum der Truppenführung oder

Sold, Verpflegung . . .

Zweites Alinea streichen.

Art. 188bis-

Der Bundesrat kann die Pikettstellung von Truppen
anordnen.

Ist die Pikettstellung angeordnet, so darf kein
Wehrmann, der den durch sie betroffenen Truppen
angehört, ohne Erlaubnis der zuständigen Behörde
das Land verlassen.

Mit der Pikettstellung kann der Bundesrat die
nötigen Verfügungen für die Berittenmachung der
Offiziere treffen.

Das Aufgebot und die Pikettstellung einer . . .

kann der Bundesrat . . .

den Militärgesetzen unterstellen.

. .* . soweit es in seinen Kräften steht, zur Ver-
teidigung des Landes beizutragen.
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den Militärbehörden auf Verlangen zu überlassen.
Der Bund leistet hierfür volle Entschädigung.

II. Oberbefehl.

Art. 193.

Sobald ein grösseres Truppenaut'gebot angeordnet
ist oder in Aussicht .steht, schreitet die Bundes-
versammlung zur Wahl des Generals.

Der General führt den Oberbefehl über die Armee.
Er erhält vom Bundesrate Weisung über den durch
das Truppenaufgebot zu erreichenden Endzweck.

Eine Entlassung des Generals vor beendigter
Truppenaufstellung darf nur auf bestimmten Antrag
des Bundesrates erfolgen.

Art. 194.

Der Chef des Generalstabes wird nach Anhörung
des Generals durch den Bundesrat gewählt.

Die Organisation des Armeestabes wird durch
Verordnung des Bundesrates festgesetzt.

Art. 196.

Ist der General verhindert, den Befehl zu führen,
so wird der Oberbefehl von dem ältesten Armee-
korpskommandanten und solange dieser nicht zur
Stelle sein sollte, vom Chef des Generalstabs über-
nommen.

Art. 197.

Der General befiehlt alle militärischen Mass-
nahmen, die er zur Erreichung des Endzweckes des
Truppenaufgebotes für notwendig und dienlich er-
achtet Er verfügt über die personellen und ma-
teriellen Streitmittel des Landes nach seinem Gut-
finden.

Er ist berechtigt, über alle nicht zum Heere ge-
hörigen Kriegsmittel zu verfügen. •

Art. 198.

Der General entscheidet, ohne an die Vorschriften
dieses Gesetzes gebunden zu sein, über die Kriegs-
gliederung des Heeres.

Er ist berechtigt, Offiziere im Kommando -einzu-
stellen und Offizieren vorübergehend Kommandos
zu übertragen.

III. Pferde und Fuhrwerke.

Art.. 202.

Wenn die Rücksicht auf die Landesverteidigung
es verlangt, verfügt der Bundesrat die Pikettstellung
der Pferde, Maultiere und Transportmittel, mit der
das Verbot der Ausfuhr zu verbinden ist.

steht, wählt die Bundesversammlung den
General.

Zweites Alinea streichen (vgl. Art. 34.)

Zweites Alinea streichen.
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' Wird die Pikettstellung verfügt, so haben die
Gemeinden unverzüglich eine Revision ihrer Pferde-
kontrollen vorzunehmen.

Vom Tage der Verkündung der Pikettstellung
an darf niemand, der in eigenem oder eines dritten
Namen ein Pferd, Maultier oder Transportmittel be-
sitzt, sich ohne Erlaubnis der eidgenössischen Mili-
tärbehörden dieses Besitzes entäussern.

Wer diesem Verbot zuwiderhandelt, wird mit
Geldbusse von Fr. 100—10,000, womit Gefängnis
bis zu sechs Monaten verbunden werden kann,^be-
straft.

Art. 203.

Mit der Pikettstellung wird eine Untersuchung
sämtlicher Pferde, Maultiere und Transportmittel
mit bezug auf ihre Verwendbarkeit zum Militär-
dienste angeordnet. Für die dabei gänzlich un-
tauglich erklärten Tiere und Transportmittel- fällt
das Veräusserungsverbot ohne weiteres dahin.

Gleichzeitig kann die Zuteilung der-Pferde, Maul-
tiere und Transportmittel zu den Stäben und Ein-
heiten angeordnet werden.

Art. 205.

Die Gemeinden werden zuhanden der Eigen-
tümer vom Bunde für den Gebrauch, den allfälligen
Minderwert und den Verlust der im Dienst gestan-
denen Pferde, Maultiere und Fuhrwerke entschädigt.

IV. Kriegsbetrieb der Eisenbahnen.

Art. 206.

Der Bundesrat oder nach erfolgter Wahl der Ge-
neral sind in Zeiten von Krieg oder Kriegsgefahr
berechtigt, den Kriegsbetrieb der Eisenbahnen zu
verfügen.

Damit geht das Verfügungsrecht über die Eisen-
bahnen, ihr Material und Personal und die Leitung
des gesamten Betriebes an die Militärbehörde über.
Das Personal darf seinen Dienst nicht mehr ver-
lassen und ist den Militärgesetzen unterstellt.

Art. 208.

Der Bund leistet den Eisenbahnunternehmungen
für den Schaden Ersatz, der ihnen durch den Kriegs-
betrieb entsteht. Der Betrag des Ersatzes wird im
Streitfalle durch das Bundesgericht festgestellt.

Uebergangs- und Schlussbestimmungen.

Art. 211.

Nach erfolgter Annahme dieses Gesetzes be-
stimmt der Bundesrat den Zeitpunkt, auf den es in
Kraft tritt.

wird durch das Bundesstrafgericht mit Geld-
busse

. Für die untauglich erklärten Tiere und die nicht
verwendbaren Transportmittel fällt . . .

IV. Kriegsbetrieb der Verkehrsanstalten.

. . . entsteht. Besteht über den Betrag des Ersatzes
zwischen dem Bund und privaten Eisenbahnunter-
nehmungen Streit, so entscheidet das Bundesgericht

Streichen.
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Organisation militaire.

Décisions du conseil des Etats.
27 juin 1906.

ORGANISATION MILITAIRE
DE LA

CONFÉDÉRATION SUISSE.

L'ASSEMBLÉE FÉDÉRALE

DE LA CONFÉDÉRATION SUISSE,

en vertu des articles 18, 19, 20 et 21 de la
constitution fédérale du 29 mai 1874;

vu le message du Conseil fédéral du 10 mars 1906,

arrête :

Titre premier.

Obligations militaires.

I. Etendue des obligations militaires.

Article premier.

Tout Suisse doit le service militaire.
Les obligations militaires comprennent:
le service personnel, — service militaire pro-

prement dit;
le paiement d'une taxe d'exemption, — impôt

militaire.
Celui qui, pour un motif quelconque, n'accom-

plit pas le service personnel est soumis à l'impôt
militaire jusqu'à la fin de l'année où il atteint l'âge
de quarante ans. L'impôt militaire fait l'objet d'une
loi fédérale spéciale.

Propositions de la commission du conseil national.
27 octobre 1906.

Adhésion à la décision des Etats partout où il
n'y a pas de proposition.

en vertu de la constitution fédérale du 29 mai
1874.

Biffer ici le dernier alinéa qui devient l'ar-
ticle 2 bis.

Art. 2 bis.

Celui qui, pour un motif quelconque, n'accom-
plit pas le service personnel est soumis à l'impôt
militaire jusqu'à la fin de l'année où il atteint l'âge
de quarante ans.

L'impôt militaire fait l'objet d'une loi spéciale.
AntHibM itanocnphiiehM Büfette »TI Nr. M. - Bulittin OénognjHttue offrili IVI. So. 54. 144
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II. Recrutement,

Art. 4.

Au recrutement, les hommes sont versés dans
une des catégories suivantes : hommes aptes au ser-
vice, hommes utilisables dans les services complé-
mentaires et hommes incapables de servir. La dé-
cision au sujet de l'aptitude peut être différée de
deux ans au maximum.

L'attribution à une arme a lieu en même temps
que le recrutement.

Art. 5.

Les hommes se présentent au recrutement à leur
lieu de domicile ou à leur lieu d'origine.

En ce qui concerne l'obligation de se présenter,
ils sont soumis à la juridiction et à la loi pénales
militaires.

III. Obligation du servie? militaire.

Art. 7.

Les hommes reconnus aptes au service sont as-
treints au service personnel. Le service personnel
comprend le service d'instruction et le service des-
tiné à garantir l'indépendance de la patrie contre
l'étranger, ainsi que le maintien de la tranquillité
et de l'ordre à l'intérieur (service actif).

Les 'devoirs du .service comprennent, en outre,
l'observation des prescriptions concernant les con-
trôles, l'entretien et les inspections de l'armement
et de l'équipement personnel, les exercices obliga-
toires de tir et, en général, l'obéissance aux pres-
criptions relatives aux obligations militaires en dehors
des périodes de convocation.

Art. 8.

Tout militaire peut être tenu d'accepter un grade,
d'accomplir les périodes d'exercices que ce grade
comporte et de se charger d'un 'commandement.

Qui revêt un grade doit en remplir les obli-
gations.

Art. 9.

Le soldat au service reçoit de l'Etat la solde,
la subsistance et une indemnité de route pour ses
déplacements de service. L'Etat pourvoit à son
logement.

Une loi fédérale réglera les dispositions relatives
à la solde.

. . de quatre ans . . . ,

. . . au recrutement au lieu de leur domicile ou
de leur origine.

Les hommes aptes au service sont astreints au
service personnel, lequel comprend:

a. le service d'instruction;
6. le service actif, soit la défense de l'indépen-

dance de la patrie contre l'étranger et le maintien
de la tranquillité et de l'ordre à l'intériear (article 2
de la constitution fédérale du 29 mai 1874).

Biffer l'alinéa 2, lequel devient l'article 7 bis.

Art. 7 bis.

Le service personnel comprend en outre: l'ob-
servation des prescriptions concernant les contrôles,
l'entretien et les inspections de l'armement et de
l'équipement personnel, les exercices obligatoires de
tir et, en général, l'obéissance aux obligations mili-
taires en dehors des périodes de présence sous les
armes.

d'accomplir les services que ce grade

Une loi fédérale fixe la solde.
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Les dispositions relatives au logement, à la sub-
sistance et à l'indemnité de route seront arrêtées
par l'Assemblée fédérale.

Art. 10.

Les membres de l'Assemblée fédérale sont dis-
pensés du service d'instruction pendant la durée des
sessions.

Art. 11.

Sont exemptés du service personnel pendant la
durée de leur fonction ou de leur emploi:

1. Les membres du Conseil fédéral et le chan-
celier de la Confédération;

2. les ecclésiastiques non incorporés comme au-
môniers ;

3. les directeurs-médecins, les »administrateurs
permanents et les infirmiers des hôpitaux
publics;

4. les directeurs et gardiens des pénitenciers et
des prisons préventives, les agents des corps
de police organisés (ces derniers sous réserve
de l'art. 55);

5. le personnel du corps des gardes-frontières ;

6. les fonctionnaires et employés indispensables,
en cas de guerre, aux entreprises de trans-
ports d'intérêt général et à l'administration
militaire.

Le personnel des corps de police et du corps
des gardes-frontière, ainsi que les fonctionnaires et
employés mentionnés au chiffre 6, ne sont exemptés
du service qu'après avoir pris part à une école de
recrues.

Biffer l'ancien article 11.

Ait. 11 bis.

La Confédération rembourse aux cantons les trois
quarts des frais résultant du remplacement des insti-
tuteurs appelés comme sous-officiers ou officiers à
des cours d'instruction. Les cours de répétition
ordinaires sont exceptés.

Art. 12.

Le militaire condamné pour un délit grave est
exclu du service personnel.

L'exclusion est prononcée par décision du dé-
partement militaire.

Le militaire qui, par sa conduite, se rend indigne
de son grade ou, d'une manière générale, indigne
d'appartenir à l'armée, est traduit devant le tribunal
militaire qui prononce sur son exclusion du service
personnel.

. . . sont arrêtées . . .

5. le personnel du corps des gardes-frontière.
En cas de mobilisation de guerre, le conseil

fédéral peut disposer des gardes-frontière pour
les besoins de l'armée.

6. les fonctionnaires et employés . . .

Une ordonnance du Conseil fédéral désigne les
entreprises de transport d'intérêt général et le per-
sonnel qui leur est indispensable en cas de guerre.

Le personnel des corps de police . . .

Le militaire qui par sa conduite se rend indigne
de son grade ou du service dans l'armée est tra-
duit devant le tribunal militaire, lequel prononce,
sui son exclusion du service personnel,
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Art. 13.

Les officiers et les sous-officiers sous tutelle, en
faillite, ou contre lesquels existe un acte de défaut
de biens, sont exclus de l'armée. Au cas où la
cause de l'exclusion disparaît, l'autorité qui a pro-
cédé à la nomination prononce sur la réintégration.

Art. 14.

Les officiers et sous-officiers incapables doivent
être relevés de leur commandement par l'autorité qui
les a nommés; ils sont ainsi renvoyés de l'armée.

S'il s'agit d'un officier nommé par une autorité
cantonale, cette autorité est tenue de lui retirer son
commandement sur la demande du département mili-
taire fédéral.

IV. Services complémentaires.

Art. 15.

Les hommes reconnus aptes à servir dans les
services complémentaires y sont incorporés lors
du recrutement.

En temps de paix, les Hommes incorporés dans
les services complémentaires ne sont astreints à
aucun service personnel. Ils paient l'impôt militaire.

Le Conseil fédéral arrête les prescriptions con-
cernant les services complémentaires.

V. Prestations spéciales de l'Etat

Art. 17.

Les familles qui tombent dans le dénûment en-
suite de l'absence de leur soutien pour service mi-
litaire reçoivent des secours proportionnés à leurs
besoins. Ces secours ne doivent pas être assimilés
à l'assistance des pauvres.

Art. 12 bis.

La privation des droits civiques résultant d'un
jugement pénal implique l'exclusion du service per-
sonnel pour la durée de cette privation.

Les jugements portant privation des droits ci-
viques sont communiqués à l'autorité militaire com-
pétente.

Les officiers sous tutelle . . .

... sont exclus du service personnel. Au cas où ...

Les sous-officiers sous tutelle, en faillite ou contre
lesquels existe un acte de défaut de biens sont
exclus du service personnel aussi longtemps que
subsiste le motif de cette exclusion.

Les officiers et sous-officiers incapables sont re-
levés de leur commandement par l'autorité qui les
a nommés.

Cette autorité est tenue de donner suite à toute
proposition de retrait de commandement formulée
par le commandant de la division ou du corps d'ar-
mée et ratifiée par le département militaire suisse.

La commission de défense nationale propose le
retrait de commandement pour les officiers supérieurs.

Les hommes . . .

Les services complémentaires comprennent entre
autres: les travaux de pionniers, le service sani-
taire, le service des subsistances, des renseigne-
ments et des transports, nécessaires à l'armée dans
le service actiî.

Les hommes incorporés dans les services com-
plémentaires ne font pas de service d'instruction.
Ils paient l'impôt militaire dans les années où ils'
ne font pas de service.

Le Conseil fédéral arrête les prescriptions con-
cernant les services complémentaires.

dénûment par suite du [service militaire



— 1189 —•

Art. 18.

Les secours sont délivrés aux ayants droit par la
commune de domicile; si les ayants droit sont do-
miciliés à l'étranger, les secours sont délivrés par
la commune d'origine. L'autorité communale fixe
l'importance et la nature des secours et prend, au
surplus, toutes les mesures indiquées par les cir-
constances. Elle fait rapport à l'autorité cantonale
et celle-ci au département militaire suisse.

Art. 19.

Biffer cet article et le réunir à l'art. 20.

Art. 20.

Les dépenses de la commune seront suppor-
tées pour les trois quarts par la Confédération et
pour un quart par le canton et la commune.

Eu cas de difficultés, le Conseil fédéral prononce
en dernier ressort sur les décisions prises par Iqs
communes.

Art. 22.

La Confédération est responsable des, consé-
quences de la mort ou des blessures causées par
des exercices militaires, en tant qu'il ne prouve
pas le cas de force majeure, ou la faute de la
victime.

Si l'accident entraîne la mort, l'Etat est respon-
sable envers l'époux survivant, les enfants et les
père et mère du défunt

La Confédération est responsable, dans les mêmes
conditions, des dommages causés à la propriété par
suite d'exercices militaires. L'assemblée fédérale
détermine la procédure à suivre pour l'évaluation
du dommage.

La Confédération peut recourir contre les auteurs
de l'accident ou des dommages causés à la pro-
priété, s'il y a eu faute d« leur part.

VI. Prestations des communes et des citoyens.

Art. 25.

Pour l'établissement des places de tir ou d'exer-
cice, le Conseil fédéral peut autoriser les communes
à appliquer la loi fédérale sur l'expropriation pour
cause d'utilité publique.

Art. 26.

Les propriétaires ne peuvent s'opposer à l'usage
de leur terrain pour les exercices militaires.

. . . la commune de domicile. L'autorité commu-
nale fixe . . .

. . . ou une faute grave à la charge . . .

. . . envers les personnes auxquelles le défunt était
tenu de fournir des aliments.

Art. 2 2 bis.

La Confédération est responsable . . .
L'assemblée fédérale arrête la procédure.

Art. 22 ter.

Comme le dernier alinéa du conseil des Etats.
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La Confédération est responsable des dommages.
L'assemblée fédérale arrota la procedura à suivre
pour leur ectimation.

Titre second.

Organisation de l'armée.

I. Classes de l'armée.

Art. 28.

L'armée se compose de l'élite, de la landwehr
et du landsturm.

L'élite est formée des militaires de vingt ans à
trente-deux ans révolus; la landwehr des militaires
de trente-trois à quarante ans révolus; le landsturm
des militaires de quarante et un à quarante-huit
ans révolus.

Sont, en outre, incorporés dans le landsturm,
les militaires qui, devenus inaptes au service de
l'élite et de la landwehr, sont encore utilisables
dans le landsturm; enfin les volontaires justifiant
d'une connaissance suffisante du tir et possédant
l'aptitude physique nécessaire.

Dans la cavalerie, la durée du service des sous-
officiers et soldats de l'élite est de dix ans.

Art. 29.

Les capitaines servent dans l'élite jusqu'à trente-
six ans, dans la landwehr jusqu'à quarante-quatre
ans révolus.

Les officiers supérieurs servent dans l'élite et
dans la landwehr jusqu'à quarante-huit ans révolus.

Dans le landsturm, tous les officiers servent jus-
qu'à cinquante-deux ans révolus.

Avec leur consentement, les officiers peuvent
être maintenus au service au delà de ces limites
d'âge. Des .officiers en âge de servir dans l'élite
peuvent être incorporés dans la landwehr ou dans
le landsturm et des officiers en âge de servir dans
la landwehr peuvent être incorporés dans le land-
sturm.

II. Eléments de l'armée.

Art. 31.

L'armée comprend :
1. les états-majors;
2. l'état-major général;
3. les armes, savoir:

a. l'infanterie (fusiliers, carabiniers, vélocipédistes,
mitrailleurs) ;

b. la cavalerie (dragons, guides, mitrailleurs à
cheval) ;

L'assemblée federala arrêta la procédure.

. . trente-huit ans
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c. l'artillerie (artillerie de campagne, artillerie de
montagne, artillerie à pied, parc);

d. le génie (officiers-ingénieurs, sapeurs, ponton-
niers, pionniers, ouvriers des chemins de fer) ;

e. les troupes de forteresse (artillerie de forte-
resse, mitrailleurs, pionniers de forteresse, sa*
peurs de forteresse);

î. les troupes du service de santé (médecins, phar-
maciens, soldats du service de santé);

g. les troupes du service vétérinaire (vétérinaires,
maréchaux ferrants);

h. les troupes du service des subsistances, les
officiers du commissariat;

i. les troupes du train (train d'armée, train de
ligne, convoyeurs);

4. les services auxiliaires, savoir:
la justice militaire, les aumôniers, la poste et
le télégraphe de campagne, les services des
étapes et des chemins de fer, le service ter-
ritorial, le secrétariat d'état-major, les ordon-
nances d'officiers, le service des automobiles,
la gendarmerie de l'armée.

L'assemblée fédérale peut apporter des change-
ments et des compléments à cette énumération
des armes et des services auxiliaires.

Art. 33.

Des troupes de montagne, principalement orga-
nisées et instruites pour la guerre de montagne,
seront formées des ressortissants des régions mon-
tagneuses.

III. Etats-majors. Etat-major général.

Art. 34.

L'état-major de l'armée est attaché au comman-
dant en chef de l'armée. En temps de paix, les
affaires de Pétat-major de l'armée sont expédiées
ou préparées par le service de l'état-major général.

Art. 35.

Un état-major est attaché aux commandants des
unités d'armée et des corps de troupes.

L'attribution des officiers et des secrétaires
d'état-major aux état-majors est faite par le départe-
ment militaire suisse sur préavis des commandants
intéressés. Sont réservées les prescriptions sur les
états-majors des bataillons de fusiliers.

Dans la règle, les officiers commandés pour le
service d'adjudant sont réintégrés dans la troupe au
bout de quatre ans.

Art. 37.

Sont admis à l'état-major général les capitaines,
ainsi que les premiers-lieutenants justifiant des
titres requis pour la promotion au grade de capi-
taine qui ont suivi avec succès l'école d'état-major L

5. les services complémentaires.

Biffer l'art. 33. (Voir art. 41bis.)

L'état-major de l'armée est attaché au comman-
dant en chef. Une ordonnance du Conseil fédéral en
fixe l'organisation.

En temps de paix, le service de l'état-major
général fait fonction d'état-major de l'armée.



— 11« —

Peuvent lui être attribués également, tout en
restant dans leur arme, les capitaines reconnus à
l'école centrale II aptes au service de l'état-major
général. Leur admission à l'état-major général a
lieu après qu'ils ont suivi la deuxième partie de
l'école d'état-major I.

IV. Fractionnement de l'armée.

Art. 39.

Les corps de troupes suivants sont formés:
Infanterie: le bataillon, de 3 à 6 compagnies;

le régiment, de 2 à 4 bataillons; la brigade, de 2
à 3 régiments.

Des unités d'autres armes peuvent être incor-
porées dans les brigades ou dans les régiments de
montagne.

Cavalerie : le groupe, de 2 à 3 escadrons de dra-
gons; le régiment, de 2 à 3 groupes et d'une com-
pagnie de mitrailleurs à cheval; la brigade, de 2
à 3 régiments.

Artillerie: le groupe, de 2 à 4 batteries d'artil-
lerie de campagne, d'artillerie de montagne ou d'ar-
tillerie à pied; le régiment, de 2 à 3 groupes;

le parc mobile, de 4 à 6 compagnies de parc
et du train nécessaire; le parc de dépôt, de 2 à 4
compagnies de parc.

Génie: le bataillon, de 2 à 4 compagnies et du
train nécessaire.

Troupes de forteresse: le groupe d'artillerie de
forteresse, de 2 à 6 compagnies de troupes de for-
teresse.

Troupes de santé: /le lazaret, de 3 à 6 ambu-
lances et du train nécessaire.

Troupes de subsistances: le détachement des
subsistances, de plusieurs compagnies des sub-
sistances et du train nécessaire.

Art. 41.

Le commandant d'une place fortifiée a la haute
direction de la défense de cette place et commande
la garnison; il dispose de toutes les ressources de
guerre de la place.

La garnison de la place comprend : l'état-major
du commandant avec les chefs de l'artillerie et du
génie, les commandants des secteurs et des forts,
la garde des forts, les troupes de forteresse et les
troupes d'autres armes attribuées d'une façon stable
à la place.

Des gardes régionales peuvent être composées
des militaires des environs pour prendre, en cas
de surprise, les premières mesures de protection.

Les capitaines qui ont suivi l'école centrale II et
qui sont aptes au service dans l'état-major général
sont dispensés de suivre la première partie de
l'école d'état-major I.

Biffer cet alinéa (voir art. 41bis.)

Cavalerie: le régiment, de 2 à 3 escadrons de
dragons; la brigade, de 2 à 3 régiments et d'une
compagnie de mitrailleurs à cheval.

. . . il dispose, en temps de guerre, de toutes les
ressources de la place.

Art. 41 bis.

Dans l'organisation, l'instruction et l'équipement
des unités et des corps de troupes recrutés dans
les régions montagneuses, il est tenu compte de«
nécessités de la guerre en montagne.
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Art. 43.

Le service des subsistances et de la comptabilité
incombe aux quartiers-maîtres dans les corps de
troupes; aux officiers du commissariat dans les
unités d'armée. Les quartiers-maîtres sont désignés
parmi les officiers de troupe et maintenus dans
leur arme d'origine.

Art. 44.

Un certain nombre d'officiers non incorporés
sont mis à la disposition du conseil fédéral.

Art. 45.

L'assemblée fédérale arrête:
1. le nombre et la composition des unités de

troupes des diverses armes, ainsi que la com-
position de leur matériel de corps;

2. le nombre et la constitution des corps de
troupes et des unités d'armée, ainsi que la
composition de leurs états-majors et de leur
matériel de corps;

3. le nombre des compagnies, des bataillons de
fusiliers et des escadrons de dragons à fournir
par chaque canton.

V. Services auxiliaires.

Art. 47.

La justice militaire est exercée par les tribunaux
de division et les tribunaux supplémentaires, le
tribunal militaire de cassation, le tribunal militaire
extraordinaire. L'auditeur en chef a la direction de
l'administration de la justice militaire.

Les officiers de justice militaire doivent posséder
une instruction juridique et avoir servi comme
officiers de troupe.

La justice pénale militaire fait l'objet d'une loi
fédérale spéciale.

Art. 50.

Le service des étapes et des chemins de fer
veille aux communications entre les organes du ser--
vice territorial et l'armée. Il assure les ravitaille-
ments et les évacuations de l'armée, ainsi que la
protection des lignes d'étapes.

Art. 51.

Le service territorial veille aux intérêts mili-
taires à l'intérieur du pays. Il prépare les ravitaille-
ments et reçoit les évacuations de l'armée de cam-
pagne.

Il peut être chargé d'opérations défensives lo-
cales hors du rayon d'action de l'armée de cam-
pagne.

Les officiers non incorporés sont à la disposition
du Conseil fédéral.

Reprendre le projet du Conseil fédéral.

. . . nombre des bataillons et des compagnies d'in-
fanterie et des escadrons de dragons . . .

Le service des étapes et des chemins de fer
établit la communication entre le service territorial
et l'armée. Il vaque au ravitaillement et "aux éva-
cuations de l'armée et à la protection des lignes
d'étapes.

Le service territorial a la charge des intérêts
militaires dans l'intérieur du pays, hors du rayon
des opérations de l'armée. Il prépare le ravitaille-
ment et reçoit les hommes et le matériel évacués.

Il peut être chargé de travaux de défense locale
hors du rayon des opérations.

145Amtliches »tenographlschos Bulletin XVI. Nr. 54. — BuUe'in stênographiqne officiel XVJ. No. 54.
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VI. Cadres.

Art. 56.

La hiérarchie des grades est la suivante:
a. appointé;
b. sous-oîficiers :

caporal, sergent, fourrier, sergent-major, adju-
dant-sous-officier;

c. officiers subalternes:
lieutenant, premier-lieutenant ;

d. capitaines;
e. officiers supérieurs:

major, lieutenant-colonel, colonel, colonel divi-
sionnaire, colonel commandant de corps, général.

Le titulaire d'un grade le conserve, même s'il
quitte le commandement.

Art. 58.

Les cadres doivent être maintenus à l'effectif
prescrit.

On veillera à ce qu'ils soient aussi en nombre
suffisant pour les troupes de remplacement.

Art. 60.

Les certificats de capacité pour les grades d'ap-
pointé et de sous-officier seront délivrés par les
commandants d'unités ou d'écoles dès que les can-
didats auront passé avec succès les écoles ou les
cours prescrits.

La nomination des appointés et les nominations
et promotions des sous-officiers appartiennent aux
commandants des états-majors et des unités. Elles
ont lieu suivant les besoins et à l'ancienneté.

Art. 61.

Les certificats de capacité pour la nomination au
grade de lieutenant et la promotion aux grades de
premier-lieutenant et de capitaine se délivrent par
le chef du service intéressé du département mili-
taire, aussitôt que sont terminés avec succès les
écoles ou les cours prescrits. Ils sont soumis à l'ap-
probation du commandant de division pour les
troupes appartenant au cadre de la division; à celle
du commandant de corps, pour les troupes de corps;
à celle du commandant des fortifications, pour les
garnisons des fortifications.

Art. 62.

La commission de défense nationale délivre les
certificats de capacité pour les nominations et pro-
motions des officiers supérieurs. Elle fait à l'au-
torité de nomination les propositions pour la remise
des commandements.

Les préavis du chef de service et des comman-
dants de troupes intéressés lui sont soumis, ainsi
que les états de service des officiers en cause. Le

Les cadres doivent être maintenus à l'effectif.

Les cadres des troupes de remplacement doivent
être maintenus en nombre suffisant.

Les certificats de capacité . .

. ou les cours prescrits.

Art. 60 bis.

La nomination des appointés

. et à l'ancienneté.

La commission de défense nationale délivre les
certificats de capacité pour la nomination et la
promotion des officiers supérieurs.

Elle formule les propositions pour la promotion
et l'incorporation des officiers supérieurs à la no-
mination du Conseil fédéral.

Biffer cet alinéa. (Voir art. 184ter.)
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cas échéant, la commission recourt de son chef à
d'autres sources de renseignements.

Le secrétariat de la commission réunit et classe
les états de service des oîficié~rs de toutes armes,
à partir du grade de capitaine. Il tient un contrôle
de ces officiers, indiquant leur ancienneté et leur
incorporation. Etats de service et contrôle restent
constamment à la disposition de la commission.

Art. 64.

Une ordonnance du Conseil fédéral déterminera,
conformément aux prescriptions de la présente loi,
les autres conditions de l'obtention d'un grade.

VII. Chevaux de service.

Art. 65.

La Confédération facilite aux officiers montés
l'acquisition, le dressage et l'entretien de chevaux
de selle.

Art. 66.

Les lieutenants-colonels et les officiers d'un
grade plus élevé exerçant un commandement dans
l'élite ont droit à une indemnité annuelle pour un
cheval de selle en leur possession. Il en est de
même des officiers de l'état-major général incor-
porés dans l'état-major de l'armée ou dans les
états-majors de l'élite.

Pendant la durée des périodes d'exercices, une
indemnité de location journalière est allouée à ces
officiers pour les autres chevaux auxquels ils ont
droit, ainsi qu'à tous les autres officiers montés.

Les chevaux donnant droit à une indemnité an-
nuelle ou à une indemnité de location journalière
sont estimés et dépréciés à époques déterminées
ou à la fin des services.

Le Conseil fédéral arrête les prescriptions rela-
tives à l'indemnité annuelle, à l'indemnité de loca-
tion journalière et aux chevaux de service des fonc-
tionnaires militaires et des instructeurs.

Biffer cet article.

Art. 67.

Art. 68.

Les officiers, sous-officiers et soldats de ca-
valerie de l'élite sont tenus de posséder, à titre
permanent, un cheval de selle apte au service. Sur
leur demande, la Confédération livre un cheval de
selle aux officiers de cavalerie incorporés dans l'élite,
aux conditions prévues pour les soldats de cavalerie.

Art. 73.

Les chevaux de cavalerie sont propriété de la
Confédération et ne peuvent pas être aliénés par le
cavalier. Ils ne peuvent être mis en gage ni saisis.

L'homme qui a accompli ses dix ans de service
avec le même cheval en devient propriétaire.

Biffer cet alinéa. (Voir art. 184ter.)

Les lieutenants-colonels et les officiers d'un grade
plus élevé qui exercent un commandement dans
l'élite ou qui sont incorporés, comme officiers
d'état-major, dans fes états-majors ont droit à une
indemnité annuelle pour un cheval de selle apte au
service_et effectivement en leur possession.

Pendant le service proprement dit, une in-
demnité . . .
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Art. 78.

Les officiers fournissent eux-mêmes leurs chevaux.
Les autres chevaux et les mulets nécessaires

pour le service d'instruction sont fournis par l'ad-
ministration militaire..

VIII . Armement et équipement personnel.
Equipement de corps et autre matériel de guerre.

Art. 84.

Dans la règle, l'homme garde en sa possession,
aussi longtemps qu'il est astreint au service, l'arme-
ment et l'équipement personnel. Il est tenu de les
conserver en bon état. Il est responsable des pertes
et dommages survenus par sa faute.

L'usage, sans autorisation, des effets d'équipe-
ment personnel en dehors des périodes d'exercices
est interdit.

Art. 85»

L'armement et l'équipement personnel sont pro-
priété de l'Etat ; l'homme ne peut les aliéner. Ils ne
peuvent être mis en gage ni saisis.

Art. 87.
»

L'homme qui a accompli toutes ses obligations
de service devient, à sa libération, propriétaire de
son armement et de son équipement.

Art. 88.

Les officiers se procurent eux-mêmes leur habille-
ment. La Confédération leur alloue une indemnité
proportionnée à leurs frais et leur fournit gratuite-
ment le reste de l'équipement personnel et l'arme-
ment, ainsi que le harnachement de selle (officiers
montés).

Art. 89.

Bifier cet article.

Art. 94.

L'inspection de la landwehr et du landsturm
sera mise à profit pour compléter et apurer les
contrôles et incorporer les hommes qui entrent dans
ces classes de l'armée.

Art. 95.

1 Tous les deux ans, l'équipement de corps des
unités de troupes et des bataillons d'infanterie
est inspecté par les commandants de troupes; le
reste du matériel dejguerre l'est par les chefs des
services du département militaire ou par les offi-
ciers qu'ils désignent.

Ces inspections ont pour but de s'assurer si le
matériel est soigneusement emmagasiné, au complet,
en bon état et prêt pour une mobilisation rapide.

. . propriété de la Confédération;

Les officiers se procurent eux-mêmes leur habille-
ment. La Confédération leur alloue una indemnité.

Elle leur fournit gratuitement l'équipement et
l'armement, ainsi que l'équipement de cheval s'ils
sont montés.
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Titre troisième.

Instruction de l'armée.

I. Instruction préparatoire.

Art. 98.

La Confédération encourage de même les
associations et, en général, tous les efforts ayant
pour but l'instruction militaire préparatoire des
jeunes gens avant l'âge du service militaire. Cette
instruction portera avant tout sur l'enseignement
du tir. A cet effet, la Confédération délivre gratuite-
ment les armes, la munition et les objets d'équipe-
ment.

H. Corps d'instruction. Dispositions générales.

Art. 99.

Un corps d'instruction est institué dans chaque
arme pour la direction de l'instruction des recrues
et pour l'instruction des cadres dans les écoles spé-
ciales.

L'Assemblée fédérale fixe le nombre des instruc-
teurs,

Art. 100.

A la tête du corps d'instruction de chaque arme
est plané le chef du service correspondant du dé-
partement militaire suisse.

Un instructeur d'arrondissement dirige, dans
chaque arrondissement de division, l'instruction des
recrues et des cadres de l'infanterie de l'arrondisse-
ment.

Les instructeurs sont employés selon leur grade
et leur aptitude.

Art. 101.

Les instructeurs peuvent être employés dans une
autre arme que la leur, dans les écoles centrales
et autres écoles analogues et dans l'administration
militaire. Ils sont employés à tour de rôle dans
ces différentes fonctions, en tant que leurs apti-
tudes et les circonstances le permettent.

Les officiers du corps d'instruction sont incor-
porés dans l'armée et promus comme les autres
officiers.

Art. 103.

Le département militaire détermine les buts gé-
néraux de l'instruction. ,

Sur cette base, les commandants des écoles et
les commandants de troupes établissent les pro»
grammes des écoles et des cours dont la direction
leur a été confiée et les soumettent à l'approbation
de leur supérieur immédiat.

La Confédération subventionne . . .

l'âge du service militaire. La Confédération veillera
à ce que l'enseignement du tir y tienne la pre-
mière place et fournira à cet effet gratuitement les
armes, la munition et l'équipement nécessaires.

institué pour la direction

L'assemblée fédérale arrête le nombre des ins-
tructeurs pour chaque arme

BiSer le 3e alinéa.

Pour leur incorporation et pour leur promotion
les officiers-instructeurs sont soumis aux mêmes
règles que les autres officiers.
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Art. 104.

Les écoles centrales et celles pour les oîiiciers
de l'état-major général doivent être organisées de
façon à assurer l'uniformité de l'instruction.

Art. 104 bis.

Une section des sciences militaires, à l'école
polytechnique fédérale, permet en outre aux officiers,
particulièrement aux officiers instructeurs, de déve-
lopper leur instruction militaire.

Art. 105.

Toute période d'exercices manquée doit être rem-
placée.

Une ordonnance du Conseil fédéral déterminera
les cas exceptionnels dans lesquels il pourra être
dérogé à cette règle.

Art. 106.

Les jours d'entrée, d'organisation et de licen-
ciement ne sont pas compris dans la durée des
écoles et des cours prévue par la présente loi.
Pour l'entrée, l'organisation, l'inspection de l'arme-
ment et de l'équipement et le licenciement il ne
sera, en règle générale, pas compté plus de deux
jours pour l'infanterie et la cavalerie, et pas plus
de trois jours pour les autres armes.

Art. lOobis

Les autorités militaires sont autorisées à con-
voquer les instrumentistes, infirmiers, armuriers et
naaréchaux-îerrants nécessaires pour l'organisation
des écoles et des cours.

III. Instruction des recrues.

Art. 109.

Les tambours et trompettes, armuriers, maré-
chaux ferrants, infirmiers, ordonnances d'officiers,
etc., reçoivent leur instruction technique dans des
cours spéciaux, dont la durée est déduite de l'école
de recrues.

IV. Cours de répétition.

Art. 110.

Les cours de répétition de l'élite sont annuels.
Ils durent onze jours; quatorze jours pour les
troupes de forteresse.

L'Assemblée fédérale peut ordonner l'appel des
militaires qui ont suivi déjà le nombre de cours
lixé ci-dessus.

Le temps nécessaire pour l'organisation et le
licenciement n'est pas compris . . .

Pour l'organisation et pour le licenciement . . .

. . technique, soit dans l'école de recrues, soit
dans des cours spéciaux, ordonnés par le Conseil
fédéral. Dans ce dernier cas, ils ne font que les
quarante premiers jours de l'école de recrues.
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Art. 111.

Dans la succession des cours de répétition de
l'élite, les exercices par petites unités et par
armes alterneront avec ceux des grandes unités.

Art. 112.

Dans la landwehr, toutes les armes, la cava-
lerie exceptée, sont appelées tous les quatre ans
à un cours de répétition de onze jours. Y prennent
part : les officiers, les sous-officiers du grade de ser-
gent et au-dessus, les caporaux, appointés et soldats
des quatre plus jaunes classes d'âge.

Les hommes de la landwehr qui sont attachés à
des corps de troupes de l'élite font leur service
avec ces corps.

Art. 113.

En cas de nouvelle organisation des unités, de
nouvel armement, ou dans toute autre circonstance
analogue, l'Assemblée fédérale est autorisée à or-
donner des cours spéciaux et à en fixer la durée.

Elle est autorisée également à ordonner pour
une partie du landsturm, et cela dans un but déter-
miné, des exercices d'une durée d'un à trois jours.

En cas d'urgence, le Conseil fédéral peut appeler
à des exercices semblables le landsturm de cer-
taines régions.

VI. Instruction des sous-officiers.

Art. 118.

Les caporaux nouvellement nommés suivent
comme tels une école de recrues.

Les sous-officiers proposés pour une école d'offi-
ciers sont affranchis de cette obligation.

Art. 119.

Les sous-officiers proposés pour le grade de four-
rier suivent une école de fourriers de trente jours.

Les fourriers nouvellement nommés suivent comme
tels une école'de recrues.

Les sous-officiers proposés comme secrétaires
d'état-major suivent une école de secrétaires d'état-
major de trente jours.

VII. Instruction des officiers.

Art. 120.

Les futurs officiers sont instruits dafll une école
d'officiers. La durée de cette école est de:

1° quatre-vingts jours dans l'infanterie, la cavalerie
et les troupes de forteresse;

2° cent cinq jours dans l'artillerie et le génie;
3° soixante jours dans le train;

. . . jours. Toutefois, les soldats, les appointés et
les caporaux ne font qu'un cours de répétition dans
la landwehr.

. . . qui sont incorporés dans des corps . .

. . de vingt jours.
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4° quarante-cinq jours dans le service de santé,
dans le service des subsistances et pour les
vétérinaires.

Les écoles d'officiers de l'artillerie et du génie
peuvent être divisées en deux parties.

Art. 121.

Pour être appelé à une école d'oïficiers, il faut
être sous-oîficier. L'appel a lieu sur proposition
faite: à l'école de sous-officiers et à l'école de re-
crues, par les officiers de troupe et les instructeurs;
aux cours de répétition, par les officiers de l'unité
du proposé.

Des soldats peuvent aussi être appelés aux écoles
d'officiers du service de santé et du service vété-
rinaire.

L'appel aux écoles d'officiers du service de santé
a lieu par le médecin en chef, dans le service vété-
rinaire par le vétérinaire en chef, sans qu'il soit
besoin d'une proposition pendant une école anté-
rieure. Il ne peut y être admis que des soldats ou des
sous-officiers ayant passé l'examen d'état exigé des
médecins, des vétérinaires et des pharmaciens.

Art. 122.

Les lieutenants nouvellement nommés suivent
comme tels une école de recrues.

Les médecins et les vétérinaires font ce service
dans les écoles de recrues des autres armes.

Art. 123.

Les officiers de troupe désignés comme quartiers-
maîtres reçoivent leur instruction technique dans
une école de trente jours.

Les quartiers-maîtres nouvellement nommés sui-
vent comme tels une école de recrues.

Art. 124.

Les officiers proposés pour l'avancement suivent
les écoles ci-après indiquées:

1° les lieutenants ou premiers lieutenants d'infan-
terie, de cavalerie, d'artillerie, du génie et des
troupes de forteresse, une école centrale I, de
trente jours;

2° les premiers lieutenants d'infanterie,de cavalerie,
d'artillerie, du génie, des troupes de forteresse,
des troupes des subsistances et des troupes du
train, une école de recrues comme comman-
dants d'unité;

3U les capitaines, une école centrale II, de cin-
quante jours. Cette dernière école peut être
divisée en deux parties.

Pour être appelés.aux écoles-prévues dans le pré-
sent article, les officiers devront avoir obtenu dans
une écolo ou un cours précédents un certificat d'ap-
titude présumée pour l'avancement.

Les capitaines du service de santé, du service
vétérinaire, du service des subsistances, du com-
missariat et du train peuvent être appelés à une école
spéciale en lieu et place de l'école centrale II.

Les sous-officiers ayant passé l'examen d'état
exigé des médecins, des pharmaciens et des vétéri-
naires sont seuls admis aux écoles d'officiers du
service de santé et du service vétérinaire.

. . . antérieure.

. école de vingt jours . . .
Biffer l'amendement des états.
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Vili. Etat-major général.

Art. 127.

Les écoles suivantes sont destinées à l'instruc-
tion de l'état-major général:

1° l'école d'état-major I, de soixante-dix jours,
pour les futurs officiers de l'état-major général
(art. 37); elle est divisée en deux parties;

2° l'école d'état-major II, de quarante-deux jours,
pour les capitaines de l'état-major général;

3° l'école d'état-major III, de vingt et un jours,
pour les officiers qui ont passé par les écoles I
et H.

Des officiers de troupe peuvent être commandés
à ces écoles.

L'Assemblée fédérale peut instituer d'autres cours.

IX. Exercices des états-majors.

Art. 131.

Des cours pour les états-majors ont lieu tous les
deux ans; ils ont une durée de onze jours. Ces
cours sont dirigés alternativement par le comman-
dant du corps d'armée et par les commandants de
division.

Le département militaire suisse désigne les
officiers des états-majors devant participer à ces
cours.

Art. 132.

Des exercices stratégiques ont lieu tous les deux
ans pendant une période de onze jours. Ils sont
dirigés par un officier supérieur que désigne le
département militaire. Les commandants de corps
d'armée et de division avec leurs chefs d'état-major,
les commandants de places fortifiées et d'autres
officiers désignés par le département militaire y
prennent part.

X. Inspection.

Art. 134.

Les écoles et les cours sont inspectés:
1. les cours de répétition, par le supérieur direct

du commandant du cours;
2. les exercices dirigés par les commandants de

corps d'armée ou par les chefs de service, par
le chef du département militaire suisse;

3. les écoles et cours dirigés par les commandants
des places fortifiées, par le commandant du
corps d'armée sur le territoire duquel la place
est située;

4 les écoles organisées par corps d'armée, par
division ou par garnison des fortifications, par
les chefs de ces unités d'armée;

pour le« capitaines (art. 37).
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5. toutes les autres écoles, par un commandant de
corps d'armée, par un divisionnaire ou par un
chef de service désigné par le département
militaire suisse.

Titre quatrième.

Administration militaire.

I. Confédération et cantons.

Art. 136.

La direction supérieure de l'administration mili-
taire appartient au Conseil fédéral. Il l'exerce par
l'intermédiaire du département militaire suisse.

Pour la part incombant aux cantons, l'adminis-
tration militaire est exercée par ceux-ci, sous la
haute surveillance de la Confédération.

Art. 137.

Le Conseil fédéral rend les ordonnances d'exé-
cution de la présente loi.

Il approuve les règlements de service et d'exer-
cice, à l'exception du règlement d'administration,
dont l'approbation est réservée à l'Assemblée fédérale.

Art. 138.

Le Conseil fédéral divise le territoire de la Con-
fédération en arrondissements de division, délimités,
si possible, de manière à composer les unités de
troupes d'une division des hommes d'un même ar-
rondissement. Les limites des arrondissements doivent
coïncider, autant que possible, avec les frontières
cantonales.

Des arrondissements spéciaux peuvent être créés
pour les troupes de montagne.

Art. 139.

Les cantons sont divisés en arrondissements cor-
respondant, dans la règle, au rayon de recrutement
d'un régiment d'infanterie d'élite. Lorsque cette
division ne sera pas possible, on créera des arron-
dissements pour des bataillons ou des compagnies
isolés.

Le Conseil fédéral délimite ces arrondissements
sur préavis des cantons.

Art. 142.

Les cantons nomment des commandants d'arron-
dissement chargés de la tenue des contrôles et des
relations avec les hommes astreints aux obligations
militaires. Les arrondissements sont subdivisés par
les cantons, selon les besoins, en sections, placées
aous la direction d'un chef de section.

Biffer le deuxième alinéa. (Voir art. 41bis.)
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Art. 143.

Les cantons forment les compagnies et les ba-
taillons d'infanterie (fusiliers), ainsi que les esca-
drons de dragons.

Lorsque les effectifs d'un canton ne suffisent
pas pour la formation de bataillons, de compagnies
ou d'escadrons de dragons l'Assemblée fédérale décide
de leur groupement.

Art. 143 bis.

La Confédération forme toutes les unités, tous les
corps de troupes et tous les états-majors qui ne
sont pas formés par les cantons; elle organise les
services auxiliaires.

Art. 145.

Les cantons nomment les officiers des unités et
des bataillons de fusiliers qu'ils forment.

Le Conseil fédéral nomme les officiers des états-
majors des bataillons et les officiers des compagnies
formés par plusieurs cantons.

Il nomme les officiers dont la nomination n'ap-
partient pas aux cantons.

Art. 148.

Les cantons administrent et entretiennent l'équipe-
ment de corps des unités et corps de troupes can-
tonaux. Le reste du matériel de guerre est administré
et entretenu par la Confédération.

Les armes et les effets d'équipement retirés à des
militaires sont entretenus par les cantons et emma-
gasinés de façon que, lors d'une mise sur pied,
le prompt équipement de ces militaires soit assuré.

Les effets d'équipement rendus par les hommes
libérés avant la fin de leur temps de service sont
versés à la réserve de l'équipement.

Art. 153.

Les vivres destinés aux troupes au service fé-
déral sont exempts de toute charge ou taxe cantonale
ou communale. Les monopoles cantonaux et com-
munaux ne s'exercent pas sur les objets dont ont

"besoin les troupes. .
Les établissements et ateliers militaires, ainsi

que toute propriété de la Confédération aSectée à
des buts militaires, ne peuvent être soumis à aucun
impôt cantonal ni communal.

Les cantons ne peuvent soumettre des travaux
servant à la défense nationale à aucune taxe can-
tonale ni à aucune autorisation préalable.

II. Administration militaire de la Confédération.

Art. 156.

Le chef du département militaire suisse dispose
de la chancellerie du département militaire. La
chancellerie pourvoit, d'après les indications du
chef du département, à l'expédition des décisions
du département et des propositions qu'il soumet au

. . . et les bataillons d'infanterie, ainsi que les
escadrons . . .

. des unités et les états-majors des bataillons. . .

Les vivres et liquides destinés . . .

. monopoles cantonaux ne s'exercent . . .

. dont a besoin l'administration militaire fédérale.
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Conseil fédéral ; elle tient la correspondance et classe
les archives. Le secrétaire de la commission de dé-
fense nationale fait partie de la chancellerie.

Art. 158.

Les chefs des services du département militaire
ont les attributions générales suivantes:

1. les rapports et propositions sur les affaires re-
levaut de leur service qui doivent être trans-
mises au département;

2. la préparation des règlements, ordonnances et
projets de loi;

3. l'établissement du budget annuel de leur service
et du compte-rendu de leur gestion.

Les chefs des services correspondent au nom du
département militaire avec les autres autorités
militaires et avec les officiers. Ils exécutent les
décisions du département et expédient librement,
dans les limites du budget annuel et des instruc-
tions générales du département, les objets de leur
ressort.

Art. 159.

Le service de l'état-major général a les attribu-
tions suivantes:
\. la préparation de la mobilisation et de la con-

centration de l'armée en cas de guerre, et,
d'une manière générale, la préparation à la
guerre ;

2. les rapports et propositions sur toutes les
questions intéressant la défense nationale,
l'armée dans son ensemble et l'état-major de
l'armée;

3. un préavis sur les propositions concernant les
exercices des grandes unités et les exercices des
états-majors supérieurs;

4. l'organisation et la direction des écoles et des
cours pour les officiers de l'état-major général
et les secrétaires d'état-major, la délivrance
des certificats de capacité pour les capitaines
de l'état-major général et les secrétaires d'état-
major; la réponse aux demandes de dispense
formulées par les officiers de l'état-major gé-
néral et les secrétaires d'état-major;

5. les propositions au sujet de la répartition des
officiers de l'état-major général et des secré-
taires d'état-major aux états-majors, après con-
sultation des commandants de,troupes;

6. le maintien de l'effectif du corps de l'état-major
général;

7. la préparation à la guerre du service des che-
mins de fer, du service des étapes et du ser-
vice territorial, du service de la poste et du
télégraphe de campagne ; l'instruction des offi-
ciers et du personnel de ces services auxiliaires ;

8. les renseignements sur l'armée suisse et les
armées étrangères, sur la statistique et la géo-
graphie militaire du pays et des états voisins;

9. l'administration de la bibliothèque militaire et
des collections de cartes de l'armée;

10. les propositions et préavis concernant la con-
fection des cartes militaires.
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Art. 160.

Les attributions des chefs des services de l'in-
fanterie, de la cavalerie, de l'artillerie, du génie et
des fortifications sont les suivantes:

1. l'étude des questions intéressant leur arme;
2. l'administration des unités et des états-majors

formés par la Confédération, ainsi que des ser-
vices auxiliaires;

3. la surveillance de l'instruction de l'arme; l'or-
ganisation générale et, dans la mesure du pos-
sible, la direction des écoles et des cours, sous
la réserve des dispositions de l'art. 102j

4. les réponses aux demandes de dispense de
service, en tant qu'elles ne relèvent pas des
cantons ;

5. l'emploi d*u personnel d'instruotion ;
6. l'examen et la transmission des affaires intéres-
- sant les officiers (nominations, promotions, in-

corporations, licenciements, etc. ) ; la délivrance
des certificats de capacité pour la nomination
des officiers subalternes et des capitaines..

Ont les mêmes attributions :
le médecin en chef, pourries troupes du ser-

vice de santé;
le vétérinaire en chef, pour les troupes du ser-

vice vétérinaire;
le commissaire des guerres en chef, pour les

troupes du service des subsistances et les
officiers du commissariat.

Art. 161.

Le service de l'infanterie
organise et dirige les écoles centrales;
s'occupe de l'instruction militaire préparatoire

et des exercices de tir.

Art. 165.

Le service des fortifications
entretient, complète et administre les fortifications

permanentes.
Les administrations des fortifications, le bureau

des constructions des fortifications et le bureau du
tir des fortifications lui sont subordonnés. Les gardes
des forts pour la surveillance et l'entretien des
ouvrages relèvent aussi des administrations des for-
tifications. Le Conseil fédéral arrête les prescriptions
relatives à ces gardes. 1(

Des instructeurs des différentes armes sont com-
mandés aux écoles de recrues et de cadres pour
l'instruction des troupes des garnisons. Ils sont à
la disposition du chef de l'artillerie pendant leur
service auprès de ces troupes.

Art. 169.

La section technique militaire est chargée de la
fourniture et du perfectionnement du matériel de
guerre. Elle fournit l'équipement personnel non fourni
par les cantons; élabore les ordonnances et les rè-
glements sur ^e matériel de guerre et sur l'équipe-
ment personnel; délivre à l'intendance du matériel
de guerre le matériel acnevé.

Les ateliers militaires de la Confédération, y
compris les fabriques de.poudre, la station d'essai

organise et dirige les écoles centrales et ad-
ministre tout ce qui concerne l'instruction militaire
préparatoire et le tir.

Biffer le dernier alinéa. (Voir art. 101.)

. . . à l'intendance du matériel de guerre et au
service des fortifications . . .
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des bouches à îeu et des armes à feu portatives
et le contrôle des munitions, sont subordonnés à
la section technique militaire.

III. Le commandement.

Art. 174.

L'administration militaire de la Gonîédération
doit être organisée de telle sorte qu'elle permette
aux commandants des unités d'armée, des corps de
troupes et des unités de troupes d'exercer l'influence
nécessaire sur l'aptitude et la préparation à la
guerre de leur troupe.

Art. 175.

Les commandants des unités d'armée, des corps
de troupes et des unités de troupes sont tenus de
veiller à ce que les effectifs de leurs troupes soient
maintenus au complet.

Ils s'assurent de l'état de l'instruction de leurs
troupes.

Ils veillent, par 'leur contrôle, au maintien en
complet et bon état de l'équipement personnel, de
l'armement et de l'équipement de corps de leurs
troupes.

Art. 176.

Les commandants des unités d'armée sont tenus
d'inspecter, au moins une fois l'an, le degré d'ap-
titude et de préparation à la guerre de leur uni té
d'armée. Ils ont le droit d'exiger sur ces points des
rapports de leurs subordonnés. Ils contrôlent per-
sonnellement ou font contrôler par leur chef d'état-
major les préparatifs des autorités cantonales en vue
de la mise sur pied et de la mobilisation de leurs
troupes.

Art. 177.

Les rapports et propositions des commandants
de troupes sont envoyés par la voie du service à
l'autorité militaire supérieure. Il sera tenu compte
de ces propositions, dans la mesure du possible,
lors de l'établissement du budget annuel, de la pu-
blication des instructions relatives au recrutement,
de l'établissement des plans d'instruction, de même
que pour les convocations aux écoles et cours spé-
ciaux.

Art. 178. .

Une ordonnance du Conseil fédéral règle la tenue
du contrôle des états de service et des notes qualifi-
catives des officiers et des sous-officiers, ainsi que
du contrôle de l'effectif des troupes dans les unités
d'armée.

Elle détermine le rayon d'activité et les relations
de service des commandants de troupes.

Les articles suivants remplacent les art. 175 à 183:

Art. 174 bis.

Les commandants des unités d'armée, des corps
et des unités de troupes veillent à ce que leurs
troupes soient toujours à l'effectif.

Ils contrôlent le maintien au complet et en bon
état de l'équipement personnel, de l'armement et
de l'équipement de oorps de leurs troupes.

Art. 174 ter.

Les commandants des unités d'armée s'assurent
personnellement de la bonne instruction, ainsi que
de la préparation et de l'aptitude à la guerre de
leurs troupes.

Ils ont le droit d'exiger à cet effet des rapports
de leurs subordonnés.

Ils contrôlent personnellement ou par leurs chefs
d'état-major les mesures prises par les autorités
militaires pour la mise sur pied et la mobilisation
de leurs troupes.

Art. 174quater.

Art. 174 quinter.
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Elle arrête les dispositions relatives au personnel
Attribué aux commandants des unités d'armée pour
le service de bureau. :.'

Le Conseil fédéral axe également l'indemnité
allouée aux commandants des unités d'armée.

Les art. 179 à 183 sont biffés.

Art. 184.

Une commission (commission de défense natio-
nale) composée du chef du département militaire,
président, des commandants de corps d'armée, du
chef du service de l'état-major général et du chef
du service de l'infanterie est instituée pour délibérer
sur toutes les questions importantes intéressant la
défense du pays, émettre des propositions pour
l'avancement et l'incorporation des officiers supé-
rieurs et préaviser sur les propositions de retrait
de commandement à ces officiers.

Lorsqu'il s'agit de propositions en vue dénomi-
nations, les divisionnaires, et les chefs de service
non membres de la commission, à l'unité et au
service desquels appartiennent les officiers en cause
prennent part aux délibérations de la commission.

La commission cesse ses fonctions après la no-
mination du général.

Dans ce cas, les propositions concernant la no-
mination et l'incorporation des officiers émanent
du général.

Art. 174 sexter.

Le Conseil fédéral fixe l'indemnité.

Une commission de défense nationale, composée
des commandants de corps d'armée, du chef de
service de l'état-major général et du chef du service
de l'infanterie délibère, sous la présidence du chef
du département militaire, sur les questions impor-
tantes intéressant la défense du pays. Dès que le
général est nommé, la commission cesse de fonc-
tionner.

Art. 184 bis.

Lorsque la commission de défense nationale dé-
libère sur l'établissement de certificats do capacité,
sur la promotion et sur l'incorporation des officiers
supérieurs à la nomination du Conseil fédéral (art. 62)
ou sur le retrait d'un commandement à un officier
supérieur, les divisionnaires et les chefs de service
intéressés et qui ne font pas partie de la commis-
sion prennent part à la délibération.

Ces propositions émanent du général quand
celui-ci est nommé.

Art. 184 ter.

Les préavis du chef de service et des comman-
dants de troupes intéressés, ainsi que les états de
service des officiers en cause sont soumis à la com-
mission de défense nationale.

Le secrétariat de la commission réunit et classe
à cet effet les états de service des officiers de toutes
armes, à partir du grade de capitaine. Il tient un
contrôle indiquant l'ancienneté et l'incorporation de
ces officiers. Etats de services et contrôle sont tou-
jours à la disposition de la commission.
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Titre cinquième.

»ervlce actif.

I. Dispositions générales.

Art. 188.

Le Conseil fédéral ordonne la mise sur pied des
troupes pour le service actiî fédéral. Il en surveille
l'exécution.

Il est autorisé à mettre des troupes de piquet.
Les troupes levées pour le service actiî fédéral

prêtent le serment militaire.

Art. 189.

La mise sur pied d'une unité de troupe s'adresse
à tous les officiers, sous-officiers, appointés et sol-
dats de cette unité, sauf exceptions expressément
spécifiées.

Art. 191.

En cas de mise sur pied pour le service actiî,
le Conseil fédéral soumet à l'autorité des lois mili-
taires les fonctionnaires, employés et ouvriers de
l'administration militaire -^ y compris les établisse-
ments et ateliers militaires — ainsi que ceux des
administrations publiques de transport dans la me-
sura exigée par la mise sur pied. "

Art. 192.

En temps de guerre, le citoyen non soumis au
service militaire est aussi tenu de mettre sa per-
sonne à la disposition du pays et d'aider à le dé-
fendre dans Îa mesure de ses forces.

En cas de guerre ou de danger de guerre immi-
nent, et lorsqu'il s'agit d'assurer l'exécution d'ordres
militaires, chacun est tenu de mettre, sur réqui-
sition, sa propriété mobilière et immobilière à la
disposition du commandant des troupes et des au-
torités militaires. La Confédération assume une
complète indemnisation.

il. Commandement en chef.

Art. 194.

Le Conseil fédéral nomme le chef d'état-major
général après avoir entendu le général.

Comme au projet du Conseil fédéral.

Art. 188 bis.

Le Conseil fédéral peut mettre des troupes de
piquet.

Lorsque la mise de piquet est ordonnée, aucun
militaire incorporé dans les troupes désignées par
l'ordre ne peut quitter le pays sans la permission
de l'autorité dont il relève.

En même temps que la mise de piquet, le Con-
seil fédéral peut prendre les mesures nécessaires
pour la remonte des officiers.

La mise sur pied et la mise de piquet d'une. .

. . . pour le service actif, le Conseil fédéral peut
soumettre . . .

le citoyen non obligé au service .
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II règle par une ordonnance l'organisation de
l'état-major de l'armée.

Art 196.

Le général momentanément empêché d'exercer
son commandement est remplacé par le'plus ancien
commandant de corps d'armée, et, le cas échéant,
si celui-ci n'était pas sur place, par le chef d'état-
major général.

Art. 197.

Le général ordonne toutes les mesures militaires
qu'il estime conformes et utiles au but à atteindre.
11 dispose à son gré de toutes les îorces du pays
en hommes et en matériel.

Il a le droit de disposer de tout ce qui, sans
appartenir à l'armée, peut servir à la guerre.

Art. 198.

Le général arrête l'ordre de bataille de l'armée,
sans être lié par la présente loi.

Il est autorisé à retirer, ou à confier temporaire-
ment, un commandement à un officier.

III. Chevaux et voitures.

Art. 202.

Si la défense nationale l'exige, le Conseil fédéral
décrète la mise de piquet des chevaux, mulets et
moyens de transport; cette mise de piquet emporte
l'interdiction de l'exportation.

Lorsque la mise de piquet est décrétée, les com-
munes procèdent immédiatement à une révision de
leurs contrôles des chevaux.

Dès la publication de la mise de piquet, nul ne
peut plus se défaire, sans la permission des auto-
rités militaires fédérales, des chevaux, mulets et
moyens de transport en sa possession, qu'ils lui
appartiennent ou soient la propriété d'un tiers.

Les contrevenants sont passibles d'une amende
de 100 à 10,000 francs, à laquelle peut s'ajouter un
emprisonnement de six mois au plus.

Art. 203.

Dès la mise de piquet, il est procédé à l'examen
des chevaux, mulets et moyens de transport au
point de vue de leur utilisation militaire. Ce qui
est reconnu inutilisable est libéré sans autre de l'in-
terdiction d'aliénation.

EQ même temps, il peut être "procédé à l'attri-'
bution des chevaux, mulets et moyens de transport
aux états-majors et aux unités.

Art. 205.

La Confédération paie aux communes, à desti-
nation des propriétaires, une indemnité pour l'em-
ploi, la dépréciation et la perte des chevaux, des
mulets et des voitures réquisitionnés pour le service.

Biffer le 2e alinéa. (Voir art. 34.)

Biffer le 2e alinéa.

4

Les contraventions sont jugées par la cour pénale
fédérale et passibles d'une amende . . .

. . . utilisation militaire. Les animaux et]le matériel
reconnus inutilisables peuvent être aliénés par leur
propriétaire.

Amtliches stenographisches Bulletin XVI. Nr. 54. — Bulletin sténograplìique officiel XVI. Mo. 54. 147
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tV. Exploitation des chemins de fer en temps de guerre.

Art. 206.

Le Conseil fédéral, ou, une fois nommé, le gé-
néral, ont le droit, en cas de guerre ou de danger
de guerre, de décréter le service de guerre des
chemins de fer.

Le décret confère aux autorités militaires la dis-
position des chemins de fer, de leur matériel et de
leur personnel, ainsi que la direction de l'exploita-
tion. Le personnel ne peut plus'quitter son service;
il est soumis aux lois^militaires.

Art. 203.

La Confédération indemnise les entreprises de
chemins de fer pour le'préjudice que leur cause le
service de guerre. En cas de contestation, le Tri-
hunal fédéral fixe le montant de l'indemnité.

Dispositions transitoires et finales.

Art. 211.

Après l'adoption de la présente loi, la date de
son entrée en vigueur sera fixée par le Conseil
fédéral.

IV. Exploitation des entreprises de transport en temps
de guerre.

Le Conseil fédéral ou le général ont le droit.

En cas de contestation entre la Confédération
et une entreprise privée de transports sur le mon-
tant de l'indemnité, le Tribunal fédéral prononce.

Biffer.

Anträge von Herrn Nationalrat Brüstlein.

4. Dezember 1906.

Art. 7ter. Bei Konflikten zwischen Unternehmern
und Arbeitern sollen Truppen nur dann aufgeboten
werden, wenn es für die Aufrechthaltung der öffent-
lichen Ordnung unumgänglich notwendig ist.

Die in einem solchen Falle aufzubietenden Truppen
dürfen nicht der Gegend angehören,, in der die Un-
ruhen ausgebrochen sind. Nötigenfalls sind dieTruppen
durch einen ändern Kanton oder durch den Bund
aufzubieten.

Das Truppenaufgebot darf nicht dazu verwendet
werden, den ökonomischen Konflikt nach der einen
oder ändern Richtung zu beeinflussen.

Art. 191. Im Falle einer Mobilmachung kann der
Bundesrat . . .

Propositions de M. le conseiller national Briistlein.

4 décembre 1906.

Art. "ter. En cas de conflits entre patrons et
ouvriers, des troupes ne seront levées que si c'est
absolument nécessaire pour le maintien de l'ordre
public.

Les troupes levées dans ce cas ne pourront appar-
tenir à la région où les troubles se sont produits. En
cas de besoin, les troupes seront levées par un autre
canton ou par la Confédération.

Les troupes levées ne pourront être employées
dans le but d'exercer une influence quelconque sur

'la solution du conflit économique.
Art. 191. En cas de mobilisation, Je Conseil fédé-

ral peut . . .
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Nationalrat. — Conseil national.
Sitznng vom 15. Dezember 1906, vormittags 9 Uhr. — Séance du 15 décembre 1906, à 9 heures du matin.

Vorsitz : i ,, ^, ,r, . .j > M. Decoppet.Présidence : ) **•

T a g e s o r d n u n g : — Ordre du jour:

Militarorganisatioii der schweizer. Eidgenossenschaft.
Organisation militaire de la Confédération suisse.

(Siehe die Verhandlungen des Ständerates Seite 802 hievor. — Voir les débats du conseil des états page 802 ci-devant.)

Ein t r e t ens f r age . — Entrée en

Biihlmaïui, deutscher Berichterstatter der Kom-
mission: Seit Jahrzehnten ist die Notwendigkeit
einer Neuordnung des schweizerischen Wehrwesens
ganz allgemein anerkannt worden.

Die Militärorganisation von 1874, entsprungen aus
der Erkenntnis all der Mängel, die die Mobil-
machung anlässlich des deutsch-französischen Krieges
bei der alten schweizerischen Kontingents-Armee
aufgedeckt hatte, und getragen von einem starken
Nationalbewusstsein, das der grosse Krieg und die
ihm unmittelbar folgenden Verfassungskämpfe in
unserm Volke geweckt hatte, hatte freilich unserer
Landesverteidigung eine ausserordentliche Kräfti-
gung, unserer Armee ein festes Gefüge, unserer
Ausbildung, Ausrüstung und Führung die erheb-
lichsten Fortschritte gebracht.

Allein während . der 30 Jahre, seit sie nun das
oberste Militärgesetz unseres Landes bildet, hat sich
der alte Erfahrungssatz bestätigt, dass wie alle
ändern Teile des staatlichen Lebens, auch das Wehr-
wesen ein lebendiger Organismus ist, der nicht
stabil bleiben darf, der vielmehr, wenn er lebens-
fähig und leistungsfähig bleiben soll, mit den ver-
änderten Verhältnissen und den neuen Bedürfnissen,
die das staatliche Leben bringt, rechnen, sich ihnen
anpassen, und mit ihnen Schritt halten muss.

Die grossen Kriege der Neuzeit, die ausserordent-
liche Vervollkommnung, welche die Waffentechnik
erfahren hat, die Umgestaltung der Heere unserer
Nachbarn, die je länger je mehr zu Massenheeren
werden und deren Organisation sich immer mehr
unserm Milizsystem nähert, die politischen Kon-
stellationen unter den uns umgebendenGrossmächten,
all das konnte unmöglich spurlos an unsern mili-
tärischen Einrichtungen vorbeigehen.

Wenn die allgemeine Erkenntnis von der Not-
wendigkeit einer grundsätzlichen Revision dieser
unserer Wehrverhältnisse gleichwohl bis heute zu

keinem grundsätzlichen Resultate geführt hat, so
liegt die Ursache davon wohl in der Hauptsache
in zwei Umständen : einmal in der Art und Weise,
wie wir den dringendsten Bedürfnissen gerecht ge •
worden sind, sodann in der verfassungsmässigen
Grundlage unseres Wehrwesens.

Wir haben nämlich successive durch eine Reihe
von Spezialgesetzen, Beschlüssen und Verordnungen
derartige Umformungen und Neubildungen unserer
gesamten militärischen Einrichtungen vorgenom-
men, dass im Laufe der Jahrzehnte unsere Armee
und was damit zusammenhängt, eine förmliche Um-
gestaltung erfahren hat.

Auf dem Gebiete der Truppenordnung führte die
Erkenntnis, dass ausser den auf Grund des Organi-
sationsgesetzes organisierten Truppenverbänden in
unserm Volke noch grosse Kräfte schlummern, die
der Landesverteidigung nutzbar gemacht werden
können, schon im Jahr 1886 zur Organisation des
Landsturms; der als Teil unserer gesetzlich organi-
sierten Wehrkraft alle noch einigermassen wehr-
fähigen Männer vom 17.—50. Altersjahr umfasst.

Die Unmöglichkeit, die nötige Zahl von Subaltern-
offizieren in den verschiedenen Heereskategorieri
aufzubringen, führte zum Gesetz über die Verlänge-
rung der Dienstzeit der Offiziere, die schwachen
Bestände der Landwehrbataillone und die Erkennt-
nis, dass die Beweglichkeit und Leistungsfähigkeit
mit dem zunehmenden Alter erheblich zurück-
gehen, brachte im Jahre 1897 die Neuordnung der
Landwehr der Infanterie, durch die solche in zwei
Kategorien I. und II. Aufgebot ausgeschieden wurde.
Statt der einfachen Einteilung in Auszug und Land-
wehr (mit 12 Jahrgängen im Auszug und 1'2 in der
Landwehr) bei der die Mannschaften der Auszugs-
bataillone mit vollendetem 32. Altersjahr ohne
weiteres in die entsprechenden Landwehrbataillone
übertreten, erhielten wir vier Heeresklassen, Aus-
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zug, Landwehr I. und Landwehr II. Aufgebot und
Landsturm, und damit ausserordentlieh schwierige
und komplizierte Neubildungs- und Uebertrittsver-
hältnisse.

Die Erfahrung, dass die Armeedivision von 1874
eine schwerfällige Heereseinheit sei, die Erkennt-
nis von der Unmöglichkeit der einheitlichen Leitung
von acht Divisionen und der Verderblichkeit im-
provisierter Neubildungen im Mobilmachungsfalle,
brachte das Gesetz über die Errichtung der Armee-
korps, zu denen man je zwei Divisionen vereinigte,
und denen man die Hülfsanstalten derselben grössten-
teils zuteilte.

Genie, Kavallerie, Artillerie machten ebenfalls
vollständige Neuordnungen durch. Dazu kamen die
Festungen mit ihren Neuorganisationen aller Art,
Radfahrer-, Ballon-, berittene Maximgewehrkompag-
nien wurden neu gebildet und der Territorial-,
Etappen- und Eisenbabndienst organisiert.

Eine ähnliche Umwandlung fand der Unterricht.
Ich erinnere an die Verlängerung der Rekruten-
schule der Kavallerie auf 80 Tage, an die Einführung
von Landwehrwiederholungskursen, an die Einfüh-
rung der Unteroffiziersschiessscbulen der Infanterie
und an die grosse Zahl von neuen Unterrichtskursen,
welche eine bessere und gründlichere Ausbildung
des Offizierskorps zur Notwendigkeit machte.

Naturgemäss brachten alle diese Umformungen
und Neubildungen manigfache Veränderungen und
Ergänzungen in der Organisation der Verwaltung,
die im Gesetz von 1891 über die Organisation des
Militärdepartements gesetzliche Ordnung erhielten.

Auch bezüglich des Materiellen ist eine ähnliche
Entwicklung zu konstatieren. Zur Erhöhung der
Kriegsbereitschaft wurden Vorräte aller Art be-
schafft, Magazine und neue Werkstätten erstellt ; die
zweimalige vollständige Neubewaffnung der Infanterie
und der Artillerie nicht zu vergessen.

Infolge dieser ganzen sukzessiven Entwicklung
musste eine grundsätzliche Neuordnung des Wehr-
wesens in den Hintergrund gedrängt werden. Sie
hat aber das alte Organisationsgesetz derart durch-
brochen, geflickt und umgestaltet, dass auch der
Fachmann die grösste Mühe hat, sich in diesem
Chaos von Gesetzen, Beschlüssen und Spezialverord-
nungen aller Art zurecht zu finden.

Und dann stand einer grundsätzlichen Neuordnung
im fernem entgegen die verfassungsrechtliche Grund-
lage unseres Wehrwesens. Trotzdem schon 1848 ein-
sichtige Männer der Notwendigkeit der Uebertra-
gung des gesamten Militärwesens an den Bund sehr
energisch das Wort geredet hatten, trotzdem anlässlich
der Verfassungsrevisionen von 1872 und 1874 mit aller
Entschiedenheit auf diese Notwendigkeit hingewiesen
wurde, ich erinnere an die durchaus überzeugenden
Voten von Welti und Stampili, und trotzdem bei
diesen Debatten in der Presse und im Volke nach
den Erfahrungen der Jahre 1870 und 71 der Ruf
nach einer Armee denjenigen nach einem Recht
weitaus übertönte, stehen wir heute vor der Tat-
sache, dass für dieses einheitliche Recht Volk und
Stände ohne Widerspruch und mit Begeisterung die
verfassungsmässige Grundlage angenommen haben,
während solche für die eine Armee im Jahr 1895 vom
Schweizeivolke mit 269,751 gegen 195,178 Stimmen,
von 17% Kantonen gegen 4 V» abgelehnt wurde.
Wahrlich eine bemühende Erscheinung. Sie kennen

die Geschichte dieser Revisionsbewegung. Ende
der achtziger Jahre nahmen die Offiziersvereine die
Revisionsfrage energisch an die Hand. Beinahe ein-
stimmig nahm die ausnahmsweis zahlreich be-
suchte Delegiertenversammlung des schweizerischen
Offiziersvereins am 4. November 1888 folgende Reso-
lution an und beschloss deren Eingabe an den
Bundesrat:

«Im Interesse der Scblagfertigkeit und der Kriegs-
tüchtigkeit der Armee, sowie im Interesse der Landes-
verteidigung überhaupt ist die Uebertragung des
gesamten Militärwesens an den Bund gebiete-
rische Notwendigkeit. Die Gesetzgebung über das
Heerwesen ist demnach ausschliesslich als Sache
des Bundes zu erklären.»

Der Bundesrat machte sich ans Werk. Er wollte
die Arbeit in 3 Teile zerlegen, die sukzessive zum
Vollzuge gelangen sollten: die Truppenordnung, die
Unterrichtsordnung und die Verwaltungsordnung,
für welch letztere die Verfassuogsrevision voraus-
gehen sollte. Allein die Bundesversammlung hielt,
als ihr der erste Teil, die Truppenordnung vorgelegt
wurde, den Apfel für reif, trat auf die Vorlage
nicht ein und legte dem Volke einen Bundesbeschluss
betreffend die Revision der Verfassung vor, im Sinne
der Vereinheitlichung des gesamten Militärwesens
und der Dezentralisation der Verwaltung in die
Kreise. Wie schon bemerkt, zeigte es sich aber,
dass der Apfel keineswegs reif war. Es ist natür-
lich schwer, sich über die innern Gründe dieses
bedauerlichen VolksentscheidsRechenschaft zu geben.
Allein auf einige Umstände, die zu diesem Resultate
führten, darf wohl mit einiger Sicherheit hinge-
wiesen werden. Einmal war es der alte Kampf
zwischen Zentralisten und Föderalisten, der schon
bei der Verfassungskampagne 1872 in so heftiger
Weise entbrannt war. Freilich ist dieser Kampf
gerade auf dem Gebiete des Militärwesens mehr
theoretischer Natur und es ist schwerverständlich,
warum gerade hier so zähe an der kantonalen Souve-
ränität festgehalten wird. Es lässt sich wohl nur
damit erklären, dass eine kleine Mehrheit des
Schweizervolkes und namentlich die Kantone der
West- und Urschweiz einstweilen nicht gewillt sind,
die historische Entwicklung der Eidgenossenschaft
aus den souveränen Kantonen zu vergessen. Ich
sage, er sei mehr theoretischer Natur, denn in
Wirklichkeit haben die Kantone in militärischen
Dingen schon heute nur noch eine Scheinsouve-
ränität. Es ist vor allem zu bemerken, dass das
durch Art. 19 B. V. garantierte Recht der Kantone,.
über die Wehrkraft ihres Gebietes zu verfügen, so-
weit sie nicht durch verfassungsmässige oder ge-
setzliche Anordnungen des Bundes beschränkt sind,
mit dem Uebergang des gesamten Militärwesens
an den Bund in keinem Zusammenhang steht, und
dass ihnen dieses Recht in keiner Weise geschmälert
wird. Daran denkt kein Mensch und dem Bundes-
rat ist es noch niemals eingefallen, den Kantonen
nötigenfalls auch eidgenössische Einheiten nicht
zur Verfügung zu stellen. Es kommt also nur die
Bildung, Organisation und Erhaltung der sogen,
kantonalen Truppenkörper d. h. derFüsiliefbataillone
und Kompagnien, die aus den Mannschaften des-
selben Kantons gebildet werden, der Schützenkom-
pagnien, der Dragonerschwadronen und eines Teils
der Feldbatterien, sowie die Beschaffung der Be-
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kleidung und Ausrüstung und die Sorge für deren
Unterhalt in Frage. Das ist aber der ganze Rest der
kantonalen Souveränität. Und auch dieser Rest ist
ein wesentlich beschränkter, einmal dadurch, dass
die Kantone für die Wahl und Beförderung der
Offiziere ihrer Einheiten an die eidgenössischen
Fähigkeitszeugnisse gebunden sind, dass die Be-
waffnung, die Korpsausrüstung und Munition vom
Bunde verabfolgt wird und dass der Bund die Auf-
sicht über dio Erhaltung der Bestände und der
Kadres ausübt, sodann dadurch, dass dem Bund
im Interesse der Einheitlichkeit und guten Qualität
der von den Kantonen zu beschaffenden, aber vom
Bunde zu bezahlenden Bekleidung und persönlichen
Ausrüstung auch hier die Kontrolle und Oberauf-
sicht zusteht.

Es ist schon oft gesagt worden, kann aber wohl
nie genug wiederholt werden, wie anderseits diese
Teilung der Souveränität zwischen Bund und Kan-
tonen dem Grundsatz der Einfachheit, der in mili-
tärischen Dingen allererstes Gebot ist, ins Gesicht
schlägt, und zu Friktionen aller Art führt. Denn
eine einfache Einrichtung ist es wohl sicher nicht,
wenn innerhalb der nämlichen Truppengattung Ein-
heiten des Bundes und der Kantone bestehen, wenn
die Kompagnien der Schützenbataillone von den
Kantonen gebildet, ihre Stäbe aber vom Bunde er-
nannt werden, wenn die kantonalen Einheiten vom
Bunde bewaffnet und mit Munition und Korpsmate-
rial versehen, die Mannschaften der Bundeseinheiten
andererseits von den Kantonen bekleidet und aus-
gerüstet werden, wenn kantonale und eidgenössische
Zeughäuser kreuz und quer nebeneinander bestehen,
ja die nämlichen Personen Verwalter kantonaler
Zeughäuser und eidgenössischer Depots sind, wenn
ein Grenzkanton genö.tigt ist, einen Teil seines
Korpsmaterials im Gebiete eines ändern Kantons
unterzubringen, damit es nicht im Kriegsfälle vom
Feinde weggeschnappt wird, wenn mit Rücksicht
auì die Mobilmachung eidgenössisches Material in
kantonale, die Korpsausrüstung kantonaler Einheiten
dagegen in Bundeszeughäuser magaziniert werden
muss.

Als Kommandant des IV. Armeekorps, das sich
aus Einheiten von 12 Kantonen zusammensetzt, kann
ich Ihnen aus eigener Erfahrung bezeugen, wie auf
allen Gebieten militärischer Tätigkeit beir Mobil-
machung, Rekrutierung, beim Unterricht dieser
Dualismus trotz des guten Willens der kantonalen
Behörden, Friktionen erzeugt und das ganze Getriebe
erschwert. Es ist gewiss auch richtig, was der Vor-
steher des Militärdepartements in einer Vorarbeit vom
Jahr 1903 ausführt, dass gerade dieser Dualismus
mit zu einer übertriebenen Zentralisation alles dessen,
was nicht mehr Sache der Kantone ist, geführt hat
und dass daraus jene gut gemeinte, aber unerträg-
liche Reglementiererei und Regiererei in alle Details
hinein entstanden ist, die schliesslich in Verbindung
mit einer Reihe von ändern Faktoren allgemeine Miss-
stimmung und allgemeines Unbehagen erzeugte.

Und das führt mich auf eine zweite Haupt-
ursache des Misserfolges von 1895, auf die allgemeine
Missstimmung, die damals geherrscht hat und wohl
noch heute nicht ganz verschwunden ist. Neben
den soeben angeführten Gründen liegen dieser Miss-
stimnjung nuanigfache andere zu Grunde.

Einmal die Gleichgültigkeit in militärischen Din-
gen, die in langen Friedensjahren zu entstehen
pflegt. Denn «lange Friedensjahre», hat schon unser
Alterspräsident vor einem Jahr so trefflich ausge-
führt, «sind für die Energie des Volksgeistes nicht
gerade förderlich». Dann eine Anzahl begangener
Fehler und Missgriffe Einzelner und die damit in
Zusammenhang stehende Kritiksucht und Unzu-
friedenheit. Nicht zum geringsten Teil auch die
Ueberanstrengung im "Dienst, verursacht nicht aus
bösem Willen der Vorgesetzten, sondern durch das Be-
streben, in der kurzen Unterrichtszeit das menschen-
mögliche aus den Leuten herauszuschlagen.

Mit den Klagen über Ueberanstrengung und
mangelhafte Verpflegung verhält es sich übrigens
eigentümlich. Sie gehen in der Regel, — das
können wir zur Ehre unserer Soldaten- erklären
— nicht von der Truppe selbst aus, — unsere
Soldaten haben soviel Ehre im Leibe, dass sie
sich nicht beklagen, wenn sie einmal in bren-
nend_er Sonnenhitze oder strömendem Regen
einen starken Marsch mitmachen müssen, wenn
abends die Fuhrwerke spät eintreffen, und der
Spatz erst in später Nacht verspeist werden
kann. Sie wissen, dass das schon bei den Friedens-
übungen nicht zu vermeiden ist, dass aber der Krieg
noch ganz andere Anforderungen stellt, sie wissen,
dass der Militärdienst ein rauhes und hartes Hand-
werk ist.

Allein wenn sie dann wieder zu Muttern kommen
und ihre Erlebnisse erzählen, so ist es natürlich, dass
sie stolz auf ihre Leistungen, den Mund manch-
mal etwas voll nehmen, das wird dann von Leuten,
die keinen Begriff von der Sache haben, begierig
aufgegriffen, womöglich nochmals übertrieben ; dann
erzählt die Presse jene Schauergeschichten, die fast
jedes Jahr den Manövern folgen.

Und endlich der Umstand, dass unsere militärische
Ausbildung gerade wegen der allzukurzen Unterrichts-
zeit an einer gewissen Hast und Nervosität krankt,
die, es nicht gestattet, das gelernte in sich aufzu-
nehmen und zu verdauen, das zur Folge hat, dass
fast in jedem Dienst mit den elementarsten Dingen
wieder von vorn angefangen werden muss, dass
nicht geübt, sondern nur gelernt wird, dass stets
neue Unterrichtsmethoden zur Anwendung gelangen
und überhaupt eine unleidliche Schulmeistere! ent-
steht, die keine rechte Freude und keine Sicher-
heit und kein ' Selbstvertrauen aufkommen lässt.

Und als dritten Hauptgrund jenes negativen Volks-
entscheides darf man wohl auch die Unsicherheit hin-
sichtlich der spätem Ordnung der Dienstleistung und
der Unterrichtskurse nennen, die allen möglichen Be-
fürchtungen und den gewagtesten üebertreibungen
gerufen hat.

Es ist wohl Aufgabe des Gesetzgebers in einem de-
mokratischen Staatswesen, wie das unsrige, diesen all-
gemein erkannten Gründen der Verwerfung einer Vor-
lageRechnung zu tragen,soweit solche berechtigt sind,
dabei aber doch mit allerEntschiedenheit festzuhalten,
was nach seiner Ueberzeugung für die Schlagfertigkeit
und das Kriegsgenügen unserer Armee notwendig ist.
Wir dürfen wohl sagen, dass das bei der heutigen Vor-
lage geschehen vist. Die formelle Veranlassung zu
derselben war, wie Sie der Botschaft entnommen
haben, das Postulat der Bundesversammlung vom
9. Juni^und 8. Oktober 1897, durch das der^Bundes-
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rat eingeladen wurde: eine Revision der Militär-
organisation vom 13. November 1874 vorzulegen,
welcher die seither hinsichtlich unseres Wehrwesens
erlassenen Gesetze entsprechend einverleibt sind,
und darin auch diejenigen Aenderungen und Er-
gänzungen gesetzlich zu ordnen, welche seither
auf dem Budget- oder Verordnungswege eingeführt
worden sind, oder deren Erledigung ein dringendes
Bedürfnis ist. Der unmittelbare Anstoss zur Wieder-
aufnahme der Revisionsarbeit war aber nicht dieses
Postulat; Veranlassung dazu gab vielmehr das Vor-
gehen der höhern Truppenführer, die im Frühjahr
1903 dem Militärdepartement eine Reihe von Postu-
laten vorlegten, die sich freilich in der Hauptsache
auf ihre eigene unhaltbare Stellung und auf ihr Ver-
hältnis zur Verwaltung bezogen. Diese Postulate
führten zu weiteren Konferenzen und Besprechungen,
durch die die Revisionsarbeit, mit der sich das
Departement längst beschäftigt hatte, wieder in Fluss
kam. Die grundsätzlichen Fragen namentlich hinsicht-
lich der Altersklassen, des Unterrichtsund derVerbält-
nisse zwischen Verwaltung und Führung klärtea sich
immer mehr ab und die gewonnenen Resultate fanden
schliesslich in einem von der Konferenz der höhern
Führer einstimmig angenommenen Entwurf eines
neuen Militärgesetzes ihren Ausdruck, der dem De-
partement im Frühjahr 1904 eingereicht wurde.

Ein daraufhin vom Vorsteher des Militärdepar-
tements ausgearbeiteter und in weitgehendster Weise
zur öffentlichen Diskussion gestellter neuer Vorent-
wurf hat sodann eine weitere starke Grundlage für
die Revisionsarbeit geschaffen, im ganzen Lande
herum bemächtigten sich Presse, Offiziers- und
Unteroffiziersvereine, Schiess- und Turnvereine,
kleinere und grössere Volkskreise mit grösstem In-
teresse der Angelegenheit und brachten in entspre-
chenden Resolutionen ihre Meinungen zur Geltung.
Aus all diesem Material entstand sodann ein neuer Ent-
wurf des Departements, der in der sogenannten Lang-
nauerkonferenz von den höhern Truppenführern und
denAbteilungschefs einer nochmaligenßeratung unter-
stellt wurde. Wie Sie wissen, führte diese Konferenz in
den Hauptfragen zu einer allgemeinen Verständigung
im Sinne des heutigen Entwurfes des Bundesrates.

Ich glaubte, Ihnen, meine Herren, die Geschichte
dieser Vorlage etwas einlässlich mitteilen zu sollen,
weil sich daraus ergibt, dass wohl noch niemals —
abgesehen vielleicht vom Zivilrecht — eine Gesetzes-
vorlage eine so gründliche, auf allerbreitester Grund-
lage beruhende Vorbereitung gefunden hat und dass
der Inhalt des Entwurfes in der Hauptsache die über-
einstimmende, aus langjähriger Erfahrung gewonnene
Ueberzeugung aller Sachverständigen wiedergibt.

Erlauben Sie mir nun, Ihnen in aller Kürze die
Hauptziele anzuführen, die mit dem neuen Wehr-
gesetz erreicht werden sollen. Voraus zu schicken
ist, dass die verfassungsmässige Grundlage, die
Teilung der Kompetenzen zwischen Bund und Kan-
tonen unberührt geblieben ist. Trotz der schweren
Nachteile, welche dieser Dualismus mit sich bringt
und trotz der geringen Bedeutung, welche dieser
Rest von Souveränität für die Kantone hat, ist
daran festzuhalten, dass die Frage der Verfassungs-
revision noch nicht reif zu sein scheint. Wir wollen
auch gerne' anerkennen, dass die Kantone ihrerseits
allseitig bemüht sind, ihren Verpflichtungen voll
und ganz nachzukommen. .

Einmal wurde in formeller Beziehung das
Gesetz von 1874 hinsichtlich seiner Systematik
einer vollständigen Umarbeitung unterzogen, durch
die die Uebersichtlichkeit wesentlich gewonnen
hat und durch die namentlich der Gedanke,
dass die Armee ein ganzes sei und nicht bloss
aus den ^einzelnen Truppengattungen bestehe,
besser zum Ausdruck gekommen ist. Der Entwurf
behandelt daher das ganze Heerwesen in fünf Teilen.
Wehrpflicht, Organisation des Heeies, Unterricht
des Heeres, Militärverwaltung und aktiver Dienst.

Besondere Gesetze erscheinen nur noch notwendig
betreffend die Militärsteuer, das Militärstrafrecht
und die Militärstrafgerichtsordnung, die Militärver-
sicherung und wenn Sie dem Beschlüsse des Stände-
rates und dem Antrag Ihrer Kommission beipflichten,
die Ordnung der Soldverhältnisse.

In materieller Richtung sodann waren folgende
Grundsätze massgebend:

a. Die Weglassung aller Einzelheiten, die öfteren
Veränderungen unterliegen und die Beschrän-
kung auf die Bestimmungen, welche die Grund-
lagen des Wehrwesens enthalten und die ihrer Natur
nach für eine längere Periode unverändert bleiben
müssen; es gilt das namentlich für die aus der
Wehrpflicht erwachsenden Rechte und Pflichten der
Bürger. Die Ordnung einer Reihe von Detailfragen da-
gegen wurden, soweit letztere wichtiger Natur sind,
Ausführungsbeschlüssen der Bundesversammlung,so-
weit das nicht der Fall war, den Vollziehungsver-
ordnungen des Bundesrates überwiesen. Es ist das das
Verfahren, das seit längerer Zeit beir Bundesgesetz-
gebung beobachtet worden ist.

b. Die bessere Ausbildung von Mannschaft und
Führern. Das ist unstreitig der oberste und wichtigste
Zweck der ganzen Vorlage. Eine bessere, nachhaltigere
soldatischeAusbildung namentlich der Hauptwaöe, der
Infanterie, die im Gesetz von 1874 förmlich als
Stiefkind erscheint, ist das, was uns am meisten
fehlt. Für die soldatische Ausbildung, für die die
grossen Armeen unserer Nachbarn Wochen und
Monate bedürfen, stehen uns nur Tage und Wochen zur
Verfügung. Und wenn man darauf hingewiesen hat,
dass bei diesen stehenden Armeen allgemein die
Tendenz zur Verkürzung der Dienstzeit herrscht,
so vergisst man eben, dass sich die Verhältnisse
hüben und drüben gerade hinsichtlich der Unter-
richtszeit gar nicht vergleichen lassen. Bei uns
muss auch bei einer erheblich verlängerten Dienst-
zeit der patriotische Sinn, die Vaterlandsliebe, das
Solidaritätsgefühl und der militärische Geist ausser-
ordentlich viel dazu mithelfen, den jungen Rekruten
zum Soldaten, den Offizier zum wirklichen selb-
ständigen Vorgesetzten zu machen. Gerade hinsicht-
lich der Anforderungen an Soldaten und Vorgesetzte
haben sich die Verhältnisse seit dreissig Jahren
ausserordentlich geändert, das Feuergefecht in auf-
gelöster Ordnung ist zur Hauptkampfform geworden,
die Schiessausbildung hat eine wesentlich andere
Bedeutung gewonnen, der einzelne Mann ist sich
oft und gerade in den gefährlichsten Lagen selbst
überlassen, er muss, wenn er etwas leisten will,
Vertrauen zu sich selbst und zu seiner Waffe haben
und hiezu ist eine feste grundlegende Ausbildung
absolut notwendig. Das gleiche gilt für die kleinen
und grosseria Abteilungen des Heeres. Wenn unsere
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Armee in den letzten Jahren schon Dank der An-
strengung aller Beteiligten grosse Fortschritte ge-
macht hat, wenn die fremdländischen Offiziere, die
unsern Uebungen folgen, rückhaltlos ihrer Bewunde-
rung darüber Ausdruck geben, dass es uns bei der
überaus kurzen Ausbildungszeit gelingt, einiger-
massen anständige Friedensleistungen zu erzielen,
so weiss doch jeder Einsichtige und auch die ge-
nannten Offiziere halten mit diesem Urteil nicht
zurück, dass uns eine genügende operative und
taktische Beweglichkeit und Gewandtheit abgeht;
und das hat seinen Grund im Mangel an innerer
Festigkeit, im Mangel an einer genügenden soldati-
schen Erziehung.

Ich habe schon darauf hingewiesen, dass die
kurze Ausbildungszeit und die langen Pausen, die
zwischen die einzelnen Unterrichtskurse fallen,
zur Folge haben, dass mit einer nervösen Hast ge-
arbeitet wird, dass nichts gründlich erfasst und
verdaut wird und dass bei jedem Dienst immer
wieder von vorne angefangen werden muss. Auch
den Vorgesetzten, Unteroffizieren und Offizieren
fehlt es an der nötigen Sicherheit und soliden Be-
herrschung ihrer Aufgaben, an unentbehrlichem
Selbstvertrauen und ihre Unsicherheit trägt sich
sofort auf die Truppe über. Wie soll nun dem ab-
geholfen werden? Eine wesentliche Verlängerung
der Gesamt-Dienstzeit d«r Soldaten ist aus finan-
ziellen und wirtschaftlichen Gründen nicht möglich
und würde vom Volke kaum acceptiert. Die Lösung
muss also in anderer Weise gesucht werden und
sie ist gefunden worden auf dem Boden einer ändern
Verteilung der Dienstzeit, einer Verlegung des Dienstes
auf die Jüngern Jahrgänge durch Verlängerung der
Rekrutenschule und durch die daran anschliessen-
den jährlichen Wiederholungskurse von kürzerer
Dauer. Es ist jedermann einleuchtend, dass dadurch
ein viel festerer Grund für die militärische Erziehung
gelegt wird, die Truppenteile einen festeren Zur
sammenhalt bekommen und die Kadres besser in
der Uebung bleiben und damit auch das nötige
Selbstvertrauen, die nötige Sicherheit bekommen.
Welch unendlicher Vorteil dabei für das ganze Land
muss auch daraus entstehen, dass durch eine der-
artig verlängerte Rekrutenschule unsern jungen
Leuten der Sinn für Ordnung und Reinlichkeit,
Pflichttreue, Mut und Entschlossenheit, die Erkennt-
nis von der Notwendigkeit der Unterordnung des
eigenen Willens unter den der Allgemeinheit und
vor allem die Liebe zum Vaterlande und der feste
Willen, sein möglichstes für dessen Freiheit und Unab-
hängigkeit zu leisten, in Fleisch und Blut übergeht.

Einen dritten wesentlichen Revisionspunkt bildet
eine Neugestaltung der Stellung der Truppenführung,
die mit ihrer grossen Verantwortlichkeit einiger-
massen in Einklang gebracht werden soll, und die
Dezentralisation der Verwaltung, soweit die verfas-
sungsmässige Grundlage solche gestattet. Es wird
in der Detailberatung darauf des nähern zurück-
zukommen sein.

Was endlich die Kostenfrage anbetrifft, so
berechnet der Rundesrat die Mehrkosten und
Mindereinnahmen auf rund Fr. 3,200,000. Eine
genaue Aufstellung dieser Mehrkosten ist natürlich
nicht möglich, es kann sich nur um schätzungs-
weise Berechnungen handeln. An Mehrkosten kom-
men in Betracht: Die Verlängerung der Rekruten-

schulen mit einem Mehraufwand von Fr. 1,200,000.
Die jährlichen Wiederholungskurse werden Mehr-
kosten verursachen von Fr. 1,000,000; Die verbesserte
Kadresausbildung solche von Fr. 300,000. Vorunter-
richt und frei williges Seh iesswesen Fr. 100,000. Die
Vermehrung der Zahl der rationsberechtigten Offi-
ziere Fr. 170,000. Mehrkosten der Verwaltung
Fr. 30,000, raschere Abnützung des Korpsmaterials
infolge der jährlichen Wiederholungskurse 100,000
Franken. Dazu die^Auslagen für die Unterstützung
notleidender Angehöriger von Wehrmännern und
die Mindereinnahmen infolge des Wegfalls der Mili-
tärsteuer der Wehrpflichtigen vom 40. Altersjahr
an, zusammen berechnet auf Fr. 300,000. Total
Fr. 3,200,000. Dazu kommen noch die Kosten
für die Stellvertretung von Lehrern, die als Un-
teroffiziere oder Offiziere in den Instruktions-
dienst einberufen werden, wenn Sie nach dem
Antrag Ihrer Kommission dem Beschlüsse des
Ständerates beistimmen. Allein auch hier kann
es sich nicht um erhebliche Summen handeln.

Unser Militärbudget wird sich also um 3—3^ Mil-
lionen erhöhen. Es kann aber dem Bundesrat nur
beigestimmt werden, wenn er am Schlüsse seiner
Botschaft erklärt, dass er sich nur nach gründlicher
Prüfung aller in Betracht kommenden Verhältnisse
habe entschliessen können, den Räten eine Vorlage
zu unterbreiten, deren Durchführung Mehrausgaben
in diesem Umfange fordert. Er tat es in der Ueber-
zeugung, dass die verlangten Opfer für das Wehr-
wesen das Minimum dessen sind, was für die Sicher-
heit unseres Landes getan werden muss.

Meine Herren ! Es wird im Volke und vielleicht
auch hier in unserm Rate, nicht an Leuten fehlen,
die diese Ueberzeugung nicht teilen, die diese
Mehrbelastung unseresMilitärbudgets als unbegründet
bezeichnen, die überhaupt jede Militärausgabe als
verwerflich erklären, weil sie glaaben, dieSchieds-
verträge von Staat zu Staat und die bessere Einsicht
der Völker machen einen europäischen Krieg in
Zukunft zur Unmöglichkeit. Auch wenn wir diesen
frommen Glauben teilen könnten, so könnte er kaum
dazu führen, jede militärische Erziehung in unserm
Lande zu unterdrücken, denn die militärische Er-
ziehung unserer Jungmannschaft ist im Interesse
unserer Volksgesundheit und Wohlfahrt und unserer
demokratischen Einrichtungen sicher unentbehrlich.
Sind doch die militärischen Tugenden, von denen
ich gesprochen habe, zugleich diejenigen eines
richtigen demokratischen Bürgers. Allein wir haben
diesen frommen Glauben nicht. Wir wissen alle,
wie gerade in den letzten Jahren die Möglichkeit
des Ausbruches ernster Konflikte'in Europa auf der
Schneide des Messers lag, wir wissen, dass unsere
Neutralität nur geschützt wird, so lange die ändern
Staaten der Ansicht sind, dass wir im Stande sind,
sie zu schützen, und darum • empfehle ich Ihnen
namens der einstimmigen Kommission Eintreten
auf den Entwurf der neuen Militärorganisation.
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M. Secretan, rapporteur français de la commis-
sion : En vous rapportant sur la loi sur l'organisation
militaire que le Conseil fédéral soumet aux Cham-
bres, la commission à laquelle vous l'avez renvoyée
pour étude et qui l'a soumise à un sérieux examen
a cette satisfaction de vous soumettre une loi qui
répond à la fois aux besoins politiques, aux besoins
économiques et aux besoins militaires du temps
présent Je le démontrerai plus tard avec plus de
détails*

Et pourtant, ce n'est pas sans une certaine ap-
préhension que nous vous engageons à entrer dans
cette discussion et nous ne nous dissimulons point
les diîticultés que la réforme militaire soulèvera.

Messieurs, cette loi n'apporte rien au peuple;
elle ne lui apporte ni droit nouveau, ni subvention,
ni tariï protecteur, elle ne lui donne rien, mais elle
demande, et elle demande à tous, elle demande au
peuple entier, elle demande à ceux qui sont riches
et puissants, comme elle demande à ceux qui pei-
nent, à ceux qui sont faibles et besogneux; elle
rappelle à tous que nous ne sommes pas dans ce
monde seulement pour gagner de l'argent et pour
le dépenser à notre guise; pour jouir le plus pos-
sible, pour cultiver la beauté et pour jouer de la
flûte; elle nous rappelle aussi que le pays dans
lequel nous vivons a sur nous des droits, que dans
un moment suprême, lorsqu'il se trouvera dans le
danger, il peut exiger de nous le souverain sacrifice
de notre personne et de nos biens. Ce sont des
pensées austères et sérieuses et elles surgissent en
pleine paix, elles surgissent dans un moment où
tout danger possible semble être écarté et où, dans
la paix générale et prolongée dont nous jouissons,
des rêveries de toutes sortes ont envahi l'esprit des
hommes. Je songe à ces utopistes qui se figurent
que puisque la paix a duré si longtemps, elle du-
rera toujours, que l'humanité va s'améliorant gra-
duellement, que le progrès des moeurs est constant
et que le cœur humain devient de jour en jour
meilleur, grâce à l'instruction populaire, largement
répandue. Le gouvernement des peuples passant des
mains d'une minoritele privilégiés aux mains du
peuple lui-même, ils croient que désormais il n'y a
plus de guerre à craindre et que si par extraordi-
naire un conflit entre nations venait à surgir, les
peuples eux-mêmes refuseraient de prendre les
armes et que nous pouvons donc dès maintenant
dormir sur nos deux oreilles. Je pense aussi à ces
hommes qu'entraîné une étrange exaltation des
droits de l'individu, qu'un besoin insatiable de
jouissances pousse à la négation de toute obligation
morale et qui systématiquement ruinent dans l'âme
populaire, le sentiment du devoir. C'est en présence
de ces phénomènes psychologiques indéniables que
nous venons proposer une loi qui îait uniquement
appel au devoir.

Pourtant, Messieurs, malgré cette situation, malgré
les appréhensions qu'elle peut faire naître dans
'notre esprit, nous 'avons confiance dans le sentiment
patriotique du peuple suisse, dans sa conscience
traditionnelle de son devoir envers la patrie, dans
son amour pour son pays. Nous avons cette con-
fiance, Messieurs, que le peuple suisse comprendra
qu'il y a un nouvel eSort à faire et qu'il le doit à
lui-même, à la sécurité de la patrie.

Messieurs, cette loi militaire est une de celles
qui ont été le plus longuement et le plus scrupu-
leusement étudiées dans tous les détails. Les travaux
préparatoires remontent déjà à seize ans. C'était en
1888, à Berne, dans la salle du Grand conseil. Une
assemblée, je puis dire solennelle, des délégués de
la Société suisse des officiers, assemblée à laquelle
assistaient tous les hommes qui à ce moment-là
avaient une autorité en matière militaire, proclama
la nécessité d'une réforme fondamentale de notre
institution militaire et prit une résolution déclarant
que la centralisation complète de tout ce qui con-
cerne l'armée entre les mains de la Confédération
était «d'une impérieuse nécessité». Cette assemblée
eut un grand retentissement. Elle dénonçait un état
de choses intenable et demandait une révision
fondamentale de nos institutions militaires. L'As-
semblée fédérale s'en émut. L'année suivante, en
4889, une motion du Conseil national invitait le
Conseil fédéral à examiner si les critiques visant
l'institution militaire étaient fondées et à faire, le
cas échéant, des propositions. C'était donc l'As-
semblée fédérale qui1 prenait l'initiative de cette
enquête et qui l'exigeait du gouvernement. Le Con-
seil fédéral demeura pendant plusieurs années sans
répondre. Cinq ans après, seulement, en 4894, il
présenta un projet de loi sur l'organisation des
troupes, projet de réforme partielle qui n'embrassait
pas l'ensemble de la question comme l'avait de-
mandé la motion. L'Assemblée fédérale rejeta la loi
et demanda au Conseil fédéral un projet d'ensemble.
Le Conseil fédéral se remit à l'étude et, en 4895, il
apportait ici un projet de réorganisation complète
de l'armée sur la base d'une révision de la consti-
tution et d'une centralisation de tout ce qui con-
cerne l'administration militaire entre les mains du
pouvoir fédéral. L'Assemblée fédérale adopta ces
propositions, mais en décembre de la même année,
le peuple les rejeta. Ce n'était donc pas une solu-
tion et la question restait intacte.

Deux années plus tard, l'Assemblée fédérale re-
vint à la charge. En 4897, elle votait un postulat
invitant le Conseil fédéral à lui proposer une codi-
fication des lois existantes, lois multiples qui étaient
venues s'ajouter depuis 4874 à la loi organique, et
des propositions en vue de la réalisation des ré-
formes reconnues indispensables. Ce postulat de
4897, Messieurs, dormit pendant longtemps, de ce
bon sommeil dont dorment tant de postulats, lorsque
survinrent dans l'administration supérieure de l'ar-
mée, entre des chefs de l'armée, certains conflits
de compétences et d'attributions qui excitèrent au
plus haut degré l'attention du public et aussi de
l'Assemblée fédérale. Ces conflits de compétence
et d'attributions dévoilèrent une opposition très
marquée, d'une part entre les tendances des services
permanents du département à accaparer pour eux
seuls la haute direction de l'armée et des officiers
commandant les troupes auxquels ces tendances
auraient fini par enlever toute action eïïective sur
les unités et les corps placés sous leur commande-
ment et dont la conduite leur incombe. Il se forma
alors, dans l'armée, comme aussi dans l'opinion,
deux camps que l'on appela familièrement le camp
des divisionnaires et le camp des chefs d'arme.

Cette situation était intenable;- le Département
militaire le comprit et dès l'année 4903, il convoqua
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une première conférence en l'invitant à discuter les
intérêts généraux de l'armée et à examiner l'en-
semble delà réîorme militaire.

Dans cette conférence où siégeaient les chefs de
service du Département militaire et les commandants
des corps d'armée et des divisions, deux tendances
se manifestèrent immédiatement: l'une allait à re-
prendre l'oeuvre rejetée par le peuple en 1895,
c'est-à-dire à reprendre la réîorme de l'armée sur la
base de la révision de la constitution; l'autre allait
à réaliser cette révision en restant dans le cadre de
la constitution. Les représentants de cette dernière
considéraient que l'opinion populaire avait été si
clairement exprimée en 1895 qu'il n'y avait aucun
motif pour admettre qu'elle se fût modifiée depuis;
on se heurterait aux mêmes obstacles qu'en voulant
réorganiser l'armée au moyen d'une révision consti-
tutionnelle et que l'on compromettrait tout en
s'obstinant dans une voie sans issue. Ils demandaient
pour leur programme qu'on réalisât la réîorme sans
rien modifier aux attributions des cantons et qu'on
fît porter l'effort principal sur les points suivants:
une simplification dans l'organisation des grandes
classes de l'armée, l'amélioration de l'instruction de
.l'armée de campagne; une action plus directe et
plus intense du commandement sur la préparation
de la troupe à la guerre et sur le maintien des
effectifs; enfin, une détermination plus précise des
devoirs du service.

De cette première conférence, dans laquelle ce
programme de travail l'avait emporté, sortit l'avant-
projet du département militaire qui porte la date
de 1904 Le Département soumit cet avant-projet à
une lacge enquête. Il le porta à la connaissance
du public entier, de la presse, des sociétés
militaires, des sociétés patriotiques, de tout le
monde enfin. Le projet fut largement discuté.
Les oîficiers supérieurs de l'armée, pour ré-
pondre à l'invitation qui leur était faite par
le Département militaire, formulèrent leurs obser-
vations et leurs critiques, non pas dans un contre-
projet, mais dans un projet parallèle qui apportait
à celui du département certaines modifications, dont
quelques-unes importantes.

On se rendait fort bien compte, dans le pays,
qu'aussi longtemps qu'il n'existerait pas un accord
complet entre le Département militaire fédéral et les
services administratifs d'une part, et entre les oîfi-
ciers supérieurs de l'armée d'autre part, toute ré-
forme militaire était impossible et que jamais le
peuple suisse ni même l'assemblée îédérale ne con-
sentirait à aborder une aussi grave question sans
que d'abord l'entente fût faite dans ces cercles, qui,
à juste raison, passaient pour les plus autorisés pour
la discuter. Le département militaire convoqua alors,
l'année dernière, à Langnau, une seconde et dernière
conférence dans laquelle les deux projets furent
discutés pendant h«it jours entiers, avec beaucoup
de sérieux et un désir très vif de part et d'autre
d'arriver à une entente complète. L'accord fut établi
sur tous les points. Le Département militaire rédigea
alors le projet de loi que nous avons actuellement
sous les yeux, projet qui a reçu l'approbation du
Conseil fédéral, qui a reçu aussi déjà l'approbation
du Conseil des états, lequel dans sa délibération
n'y a apporté que de rares modifications plus de
forme et de coordination que de fond. De telle sorte

que vous avez devant les yeux une oeuvre qui a
passé par une longue étude, par une enquête popu-
laire sans avoir soulevé des oppositions irréduc-
tibles, qui réunit l'accord de tous les oîficiers supé-
rieurs de l'armée, qui peut être considérée comme
l'expression du sentiment de l'armée et qui, en
même temps, a reçu l'approbation du Conseil fédéral
et d'une des deux Chambres de l'Assemblée îédérale.

Il appartient maintenant à vous, Messieurs, de
consacrer la réîorme par votre vote. Je n'ai pas
l'intention, dans ce rapport sur l'entrée en matière,
de vous exposer la loi dans tous ses détails. Je veux
seulement en faire ressortir les caractères généraux,
les points essentiels, ceux sur lesquels porte, en
tout premier lieu, la réîorme que nous vous pro-
posons.

Au point de vue du droit constitutionnel, la loi
n'apporte aucun changement à ce qui existe; les
droits des cantons en matière militaire, leur sou-
veraineté, les relations entre eux et le pouvoir fé-
déral sont scrupuleusement respectés. La loi ne
modifie rien au régime actuel qui est notre tradition
depuis 1874, sauî sur un point que nous exami-
nerons lorsque nous aborderons les détails. Il s'agit,
si vous permettez cette expression un peu barbare,
de la îédéralisation des batteries de campagne, dont
un tiers sont encore cantonales, et la îédéralisation
des compagnies de position; pour lesquelles les
cantons fournissent encore le personnel, tandis que
le matériel appartient à la Confédération. C'est là
une modification de détail, si l'on considère l'en-
semble des questions soulevées, modification dictée
par les besoins du service, mais qui ne consacre
aucun principe nouveau, puisque, dans votre précé-
dente session, lorsqu'il s'est agi de rénover l'artillerie
de montagne, vous l'avez passée à la Confédération
sans qu'une objection ait été soulevée.

En second lieu, la loi détermine d'une îaçon
plus précise les devoirs du service. Elle îait une
application plus stricte.du principe constitutionnel
que «tout Suisse est tenu de porter les armes».
Enfin, elle allège les charges du citoyen partout où
cela est possible sans préjudice à l'intérêt militaire.
La loi de 1874 ne donne pas une définition exacte
du devoir militaire. Le projet que vous allez dis-
cuter est en progrès sur ce point. Il distingue entre
le service personnel — qui comprend le service
d'instruction et le service actiî, destiné à la protec-
tion de l'indépendance du pays contre l'étranger et
au maintien de l'ordre à l'intérieur — et l'obligation
de payer l'impôt militaire, pour tout citoyen qui ne"
îait pas partie de l'armée. Service personnel et
impôt militaire, voilà les deux formes sous lesquelles
le citoyen suisse s'acquitte de son devoir. La durée
du service personnel est réduite. Le soldat entre
dans l'armée à vingt ans comme d'après la loi ac-
tuelle, mais tandis que celle-ci l'y retient jusqu'à
l'âge de cinquante ans,- la loi que nous vous pro-
posons réduit ce terme à 48 ans. C'est donc deux
années de service en moins imposées au citoyen.
Quant à l'impôt militaire, à teneur de la loi actuelle,
il est payé par le contribuable jusqu'à l'ape de 44
ans. Le projet abaisse cette limite à 40 ans: c'est
donc 4 années plus tôt que le contribuable à l'impôt
militaire sera exonéré. C'est un avantage qui a sa
valeur et que les contribuables sauront certainement
apprécier.* A *.
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La loi restreint les exemptions et c'est là une des
caractéristiques du projet que nous vous soumettons.
Cette limitation des exemptions est nécessitée par
l'obligation où nous sommes d'améliorer notre cadre
en officiers et en sous-officiers. C'est là un des
points difficiles dans toute organisation militaire,
dans tous les pays, que le recrutement du cadre.
Le problème est plus diîficultueux encore à résoudre
dans une armée de milices, où personne ne peut
faire carrière. La loi de 1874 accorde des exemptions
beaucoup trop larges. Elle exempte de l'armée tout
le personnel des administrations fédérales, des télé-
graphes, des postes, des douanes, des chemins de
fer. Si vous faites l'addition de ces exemptions,
vous constaterez qu'elles enlèvent à l'armée 25 ou
30,000 hommes. On comprend alors les difficultés
que nous éprouvons à recruter des sous-officiers.
Notez que cette armée des exemptés est une armée
de choix; les administrations publiques ne recrutent
pour leur service que des hommes de choix, l'élite
de la jeunesse, dont un grand nombre ont déjà fait
leur école de recrues, c'est-à-dire une école da dis-
cipline, et sont par conséquent plus qualifiés que
d'autres pour vaquer à des emplois publics; ce sont
la plupart des hommes intelligents, conscients de
leur devoir et qui ont le sentiment de leur respon-
sabilité. Dans cette armée des exemptés, nous trou-
vons encore les instituteurs, qui, dans un très grand
nombre de cantons, sont dispensés, sinon totale-
ment, du moins partiellement, du service militaire.
Là encore, il existe une pépinière d'officiers et de
sous-officiers dont, l'armée ne peut pas profiter. Le
projet de loi restreint ces exemptions. Il appelle au
service militaire, tout comme les autres citoyens,
le personnel des administrations et les instituteurs
primaires et il dispose que les frais résultant pour
les cantons du remplacement nécessaire des insti-
tuteurs pendant leur présence sous les drapeaux
seront remboursés par la Confédération. Le projet
limite aussi les exemptions dans le personnel des
entreprises de transport. Il distingue entre les entre-
prises d'intérêt général et celles qui ne le sont pas
et entre le personnel indispensable à l'exploitation
en temps de guerre et celui dont on peut se passer.
Le projet dit qu'une ordonnance du Conseil fédéral
déterminera quelles sont les entreprises de trans-
port d'intérêt général et quel est le personnel qui
doit être considéré comme indispensable à l'exploi-
tation en temps de guerre. Certaines entreprises de
transport sont de pur agrément, tels le funiculaire
qui monte au Beatenberg, celui qui monte au Righi,
celui qui va de Zermatt au Gornergrat. Ce ne sont
pas là des chemins de fer d'intérêt général ; ils sont
exploités pour l'agrément du public. Et pourtant ces
entreprises occupant un grand nombre d'hommes
qui sont exonérés du service militaire et qui pour-
tant se doivent à l'armée, comme les autres citoyens.

Le projet de loi développe aussi le principe déjà
contenu dans la loi de 1874, mais laissé en grande
partie inappliqué, de l'assistance des familles de
soldats indigents. Cette obligation de l'assistance
incombait aux cantons ; l'expérience a prouvé qu'il
n'en était pas fait usage par les intéressés. Les
conseils d'état des cantons, même les autorités des
districts sont trop éloignées pour connaître les cas
où l'assistance est nécessaire. Le projet fait donc
intervenir la commune du domicile. Celle-ci est en

effet mieux placée que toute autre autorité pour
voir et pour savoir et pour recevoir les „ demandes
qui pourraient lui être adressées par les familles
dans le besoin. La loi dit que les frais qui en ré-
sulteront seront supportés pour les trois quarts par
la Confédération et pour l'autre quart par les cantons
et les communes. Elle consacre d'ailleurs le prin-
cipe, que ces secours aux familles indigentes de
soldats ne sont pas assimilables à l'assistance pu-
blique au sens ordinaire du mot.

La loi simplifie l'organisation de l'armée. Nous
avons actuellement quatre grandes catégories de
troupes: l'élite, la landwehr premier ban, la land-
wehr second ban et le lanristurm. La loi supprime
cette distinction entre la landwehr du premier ban
et la landwehr du second ban. Elle fait passer le
deuxième ban de la landwehr dans le landsturm et
pose en principe que ce que nous appelons au-
jourd'hui le landsturm armé ne sera composé que
.d'hommes ayant passé par l'élite et la landwehr,
c'est-à-dire ayant fait toute la carrière de l'armée.
On ne peut pas, en effet, incorporer dans le land-
sturm armé des hommes qui n'ont du service au-
cune notion, et du tir aucune pratique.

D'autre part le landsturm non armé, qui existe
dans la loi actuelle, constituera les «services complé-
mentaires», nécessaires pour le temps de guerre.
Ce sont les services de transport, les services de
pionnier, les services de renseignements, les services
de bureau et autres dont l'armée a besoin.

Ce landsturm non armé ne recevra aucune instruc-
tion, ne fera aucun service préparatoire, mais il
sera disponible sur les contrôles.

Quant au fractionnement de l'armée, c'est à dire
la composition des unités de troupe.«, des corps de
troupes et des unités d'armée, le projet ne le modifie
pas. La loi n'impose aucun changement, elle met
seulement dans" ses dispositions plus de souplesse
et d'élasticité qu'il n'y en a maintenant. La loi
actuelle contient toute une série de tableaux fixant
la composition des unités et des corps de troupes de
la façon la plus stricte, arrêtant jusqu'au nombre
des tambours et des trompettes, de sorte que l'As-
semblée fédérale est liée de la manière la plus
incommode lorsqu'il s'agit d'introduire le moindre
changement dans la composition des unités. Le
projet se borne à dire ce qu'il faut entendre par
unités de troupes, corps de troupes et unités d'armée,
mais elle laisse à des arrêtés de l'Assemblée fédérale
le soin d'en préciser la composition.

Quant aux cadres, le projet pose cette règle
fondamentale, qui n'est pas de nos jours appliquée
dans toute sa rigueur, qu'il n'y a pas de promotion
sans certificat de capac'té et que ce certificat doit
être établi de concert entre les services permanents
du Département militaire et les officiers commandant
les troupes. Pour les officiers supérieurs, les certifi-
cats sont établis par la commission de défense
nationale qui existe déjà et que nous maintenons.

Un des chapitres importants de la loi, le plus
important même, ce que j'appellerai «le sommaire
de toute la loi», celui pour lequel la réforme est
faite et sans lequel, Messieurs, vous pourriez rejeter
le projet ou refuser l'entrée en matière, est celui
de l'instruction des troupes. C'est essentiellement x

pour améliorer l'instruction des troupes que la
réforme militaire est demandée. Voyons d'abord
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l'instruction militaire préparatoire. Il s'était produit
un certain mouvement en faveur du principe de
l'obligation. Le projet n'est pas entré dans cette
voie. Il laisse l'instruction militaire préparatoire,
celle du troisième degré au moins, à l'initiative de
la jeunesse et des hommes qu'elle intéresse. Il
maintient le principe que l'enseignement de la gym-
nastique doit se donner par les cantons dans les
écoles. Il encourage cet enseignement de différentes
façons, notamment en instituant des cours de moni-
teurs aux frais de la Confédération. En dehors de
l'école, le projet encourage toutes les associations
qui ont pour but le développement physique de
la jeunesse et sa préparation au service militaire.
Il subventionne les sociétés de tir, les sociétés de
gymnastique, si leur organisation présente des
garanties suffisantes et conformes à certains principes
généraux qui seront établis par des ordonnances du
Conseil fédéral. C'est une solution heureuse et
pratique.

Le principe de l'obligation du -service militaire
préparatoire n'aurait pas été accepté dans les cir-
constances actuelles. Il est d'ailleurs d'une appli-
cation très difficile et il ne faut pas faire des lois
lorsqu'on sait par avance qu'il ne sera pas pos-
sible de les appliquer. Mais qu'on fasse appel à la
bonne volonté, à l'initiative individuelle, qu'on en-
courage ces initiatives en les dirigeant dans la bonne
voie, et on obtiendra plus et mieux que ce qu'on
aurait obtenu par la contrainte.

Pour Uanstruction des recrues et des cadres
dans des cours spéciaux, la loi prévoit un corps
permanent d'officiers-instructeurs dont la tâche est
ainsi très nettement déterminée. Ces officiers sont
d'ailleurs placés pour ce qui concerne leur avan-
cement exactement dans les mêmes conditions que
leurs camarades de l'armée. Toute l'instruction des
troupes dans les cours de répétition est confiée
aux officiers de tout gr^de et de tout rang qui les
commandent. Chaque officier est responsable de
l'instruction de l'unité qu'il a sous ses ordres; le
capitaine, de sa compagnie, le commandant de ba-
taillon, de son bataillon, le brigadier, de sa brigade.

L'école de recrues — je ne veux pas ici anti-
ciper sur la discussion qui surgira certainement
lorsque nous aborderons l'article qui en fixe la durée —
est prolongée dans le projet de loi à 70 jours ; le
projet institue aussi les cours de répétition annuels,
réclamés depuis plus de trente ans par les officiers
responsables du commandement de l'armée. On ob-
tient ainsi une concentration du service sur les
jeunes classes d'âge. Cette question est née même
avant que la Confédération eût pris sur elle la res-
ponsabilité de l'instruction des troupes. En 1870,
c'était « l'Année terrible », l'année où la guerre
grondait sur notre frontière, à proximité immédiate
de notre pays ; c'était l'année où nous avions dû
mobiliser nos divisions pour protéger notre neutra-
lité. L'Assemblée fédérale avait appelé au comman-
dement en chef un officier qui est encore, pour le
sérieux qu'il mettait à l'accomplissement de ses
fonctions, et pour sa conscience patriotique, en vé-
nération dans le peuple entier. Eh bien, en 1870,
lorsque le général Herzog adressa au Conseil fé-
déral son rapport sur les constatations faites pen-
dant l'occupation des frontières et sur l'état de
l'instruction de l'armée, il conclut déjà à une pro-

longation des écoles de recrues et à l'institution des
cours de répétition annuels. Le général Herzog al-
lait même plus loin que les propositions actuelles
du Conseil fédéral : « L'homme qui appartient à
l'élite et à la réserve (il s'agissait alors de ce
qu'on appelait la réserve fédérale) ne doit pas seu-
le.ment pendant le temps de son service assister
annuellement, en premier lieu, à un cours de répé-
tition de 14 jours, puis à un cours de 8 jours, di-
sait-il, mais la landwehr elle-même doit prendre
part, au moins tous les 2 ans, à un service de 8
jours de durée, afin de rester « dans une certaine
mesure », apte au service en campagne. » Ces chif-
fres, que le général Herzog exigeait alors, il ne les
considérait donc pas comme suffisants, mais comme
nécessaires pour que la troupe restât « dans une
certaine mesure, apte au service en campagne ».
Sous l'impression de la guerre, sous l'impression
qu'avait laissée la vue du danger couru, le Conseil
fédéral se préoccupa immédiatement de la néces-
sité de la réforme militaire. La constitution de 1872
fut rejetée; mais la question de la revision consti-
tutionnelle fut reprise immédiatement après et la
grande formule du parti révisionniste d'alors, c'é-
tait : « Un droit, une armée. »

En 1874, au mois d'avril, le peuple accepta le
second projet de constitution ; au mois de juin le
Conseil fédéral apportait ici la loi militaire qui nous
régit actuellement. Au mois de décembre 1874,
neuf mois après l'entrée en vigueur de la nouvelle
constitution, la loi entra en vigueur sans que dans
le peuple une seule voix se fût élevée contre
l'augmentation de la durée du service, durée qui
était, en proportion de ce qui est proposé aujour-
d'hui, bien autrement élevée; c'est que le peuple
s'était trouvé en face du péril et s'était dit : II faut
que je iasse un effort. Il avait reçu une leçon de
choses qui avait été efficace. Il faudrait pouv ir
nous reporter à ce temps-là et nous remettre en
mémoire l'impression qu'avait gardée le peuple
suisse à la vue de la guerre. Nous pouvons nous
mettre dans le même état d'esprit. Le Conseil fé-
déral proposait, en 1874, de porter la durée de
l'école de recrues à 52 jours; il disait dans son
message : « Nous demandons 52 jours d'école de
recrues, juste le temps nécessaire pour inculquer à
un homme les éléments les plus indispensables de
toute culture militaire, s Le conseil fédéral deman-
dait en outre des cours de répétition annuels de
10 jours pour les huit classes d'âge de l'élite, soit
80 jours au total. Ils devaient avoir lieu tantôt
dans le bataillon et alterner avec ce qu'on appe-
lait les « grands cours » qui devaient réunir plu-
sieurs bataillons, les régiments, les brigades et les
divisions. La loi prévoyait pour les petits cours
une durée de 10 jours et le projet disait que la
durée des « grands cours » serait prolongée.

Vous savez ce que l'Assemblée fédérale a fait
de ces propositions. La dures de l'école de recrues
a été réduite à 45 jours pour l'infanterie et les
cours annuels de répétition de 10 jours que le
Conseil fédéral proposait sont devenus des cours
bisannuels de 16 jours. Mais l'expérience faite de-
puis 1874, et dont le projet de loi dont vous dé-
libérez aujourd'hui est le fruit, a démontré que ces
écoles de recrues sont trop courtes pour faire des
soldats, et les cours de répétition trop espacés.
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C'est à ces deux défectuosités que le projet veut
remédier.

Je n'entrerai pas dans plus de détails; j'ai seule-
ment voulu montrer que la prolongation des écoles
de recrues et l'institution des cours de répétition
annuels ont été proposées il y a déjà 35 ans par le
général en chef de l'armée suisse, et par le Conseil
fédéral, dans des proportions à peu près semblables
à celles qui vous sont soumises aujourd'hui. Et
pourtant pendant ce laps de temps si long, les exi-
gences technique^ imposées aux soldats sont deve-
nues beaucoup plus grandes, les programmes d'ins-
truction se sont étendus et compliqués. Par suite
des progrès accomplis dans la construction des armes,
la tactique et les procédés de combat demandent
au soldat plus d'initiative qu'auparavant et néces-
sitent une instruction technique plus complète.

Pour l'inspection des troupes, c'est-à-dire le
contrôle de l'instruction qui leur est donnée, la
loi pose en règle qu'elle est faite par les officiers
qui commandent les troupes. C'est là un principe
juste. De même, le projet impose aux commandants
des unités d'armée l'obligation de contrôler les ef-
fectifs, l'état de l'équipement et de la préparation
à la guerre, enfin la mobilisation.

Le projet crée, enfin, l'unité de l'armée dans
l'état-major. Jusqu'à présent, nous avions une armée
composée de différentes armes juxtaposées, si je puis
me servir de cette expression : infanterie, cavalerie,
artillerie, génie, sans contact les unes avec les autres.
Ce contact n'était réalisé momentanément que dans
les cours de répétition des divisions et des corps
d'armée. Mais nous n'avions pas au-dessus de ces
différentes fractions de l'armée un organe permanent
qui en assurât l'homogénité et l'unité. Le projet
précise ce point en élargissant les attributions de
î'état-major et en les déterminant d'une manière
plus complète. • En temps de paix, le service de
l'état-major fait fonction de I'état-major général de
l'armée. Dans ses attributions rentre tout ce qui
concerne la mobilisation et la concentration des
troupes, les exercices des grandes unités et des
états-majors, la direction du corps d'état-major.

Enfin, à côté et au-dessus du service de l'état-
major, la commission de défense nationale, institu-
tion utile et que nous conservons, composée des
commandants des corps d'armée, du chef d'état-
major, du chef du service de l'infanterie et du chef
du Département militaire.

Dans le département militaire, enfin, le projet
introduit une simplification des rouages, qui étaient
manifestement trop lourds, ainsi qu'une meilleure
détermination des attributions et des devoirs des
chefs de service.

Messieurs, j'ai terminé. Si je considère la masse
des citoyens, tout particulièrement l'infanterie qui
est le gros de l'armée et qui se recrute dans les
parties de la population qui sont amenées à discuter
au plus près les charges qu'on leur impose, je cono-
tate que la loi qui vous est soumise, apporte de
sérieux allégements. J'ai déjà signalé le raccour-
cissement du temps de service. Le soldat est li-
cencié à 48 ans au lieu de 50 ans. J'ai signalé
aussi le raccourcissement du temps" pendant lequel
le citoyen exempté du service actif paye l'impôt
militaire. J'ai signalé une organisation meilleure de
l'assistance des^ familles des soldats^ indigents.^ Je

signale encore la remise de l'arme, de l'équipement
et de l'habillement à tous les soldats arrivés au terme
de leur carrière militaire et qui ont acquitté tout
leur service. Enfin, la concentration sur les plus
jeunes classes d'âge, de 20 à 28 ans, du service
d'instruction, sauf un cours de répétition imposé à
la landwehr. Ce sont là, Messieurs, de très sérieux
avantages et j'ai la conviction que lorsqu'on aura
attiré l'attention de nos populations sur les bienfaits
de cette loi, elles consentiront aussi aux quelques sa-
ci ifices qu'elle impose. Ces sacrifices sont d'ailleurs
essentiellement d'ordre financier et incombent en
tout premier lieu à la caisse fédérale. L'augmen-
tation de dépenses que le projet prévoit est, d'après
le message du Conseil fédéral, de trois millions, plus
exactement, 3,200,000 fr. La question se pose donc
pour nous comme suit: Vaut-il mieux dépenser
trente millions seulement chaque année avec le sen-
timent que nous créons quelque chose qui est à peu
près suffisant, mais pas tout à fait, quelque chose
qui, dans ,un moment critique, pourrait décevoir les
espérances que nous sommes fondés à nourrir en
présence d'un chiffre aussi considérable; ou bien,
ne vaut-il pas mieux ajouter aux trente millions de
notre budget militaire actuel quelques millions en-
core et faire de cet instrument qui s'appelle l'armée,
et qui est à peu près bon, à peu près utilisable, un
instrument dans lequel nous puissions avoir une
entière confiance? Votre réponse à cette question
ne peut pas être douteuse. Pas un homme d'af-
faires qui ne raisonnât comme je raisonne. Quand
on dépense 30 millions de francs pour n'atteindre qu'à
peu près le but désiré, et qu'il ne faut plus ajouter
que trois millions pour arriver à chef, mieux vaut
ajouter ces trois millions et être certain d'aboutir.
C'est ce que ferait un homme d'affaires, un in-
dustriel, un commerçant. Vous le ferez aussi, car
il s'agit ici des intérêts supérieurs du pays.

La commission vous propose d'entrer en matière
sur le projet de loi. l ,

M. Rössel : Je vous demande, Messieurs, la per-
mission de vous maintenir dans le cercle de «pen-
sées austères» où vous a introduit M. Secretan. Mes
considérations seront également austères, bien que
j'aie à donner une note différente de celle de mon
collègue. Nous applaudissons tous aux fortes et
nobles paroles que vient de prononcer M. le rappor-
teur français de la commission. On ne saurait trop
faire appel, on ne fera jamais trop appel au senti-
ment du devoir dans notre pays, et ce n'est pas
moi qui conseillerai jamais une politique de bas
intérêts matériels. Je pourrais vous dire, en com-
mençant, qu'il est un peu singulier, que la Suisse,
petit pays neutre et petite démocratie pacifique,
se lance dans la voie d'un accroissement de son
appareil militaire alors que la tendance de notre
époque est plutôt au désarmement. Mais je veux
laisser de côté toutes les considérations sentimen-
tales, d'autant plus que l'heure du péril peut sonner
demain, comme elle a sonné il y a quelque trente
ans. Cependant, et pour que l'on ne m'accuse pas de
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recommander une politique égoïste en matière mili-
taire, et pour que l'on ne croie pas que notre peuple
ne s'est pas imposé jusqu'ici tous les sacrifices néces-
saires, je tiens à rappeler que la Suisse entière a ac-
cepté la loi de 1874 et s'est soumise à toutes les con-
séquences que cette loi devait entraîner pour elle.
Et vous n'avez pas oublié que, lorsque le conseil
fédéral a demandé à notre parlement, au cours de
ces trois dernières années, des sacrifices exception-
nels et très importants pour la réfection de notre
artillerie, pour nos approvisionnements militaires
(munitions, etc.), nous avons voté sans hésitation
non plus, près de quarante millions de dépenses
nouvelles. Et personne n'a protesté. Ainsi, Mes-
sieurs, on ne peut pas dire que, dans notre pays,
il règne un courant antimilitariste sérieux, et si
parfois une opposition a surgi contre certains pro-
jets ou certaines tendances, c'est que presque tou-
jours cette opposition a été justifiée. Je me borne
à ces quelques réflexions, afin de me défendre
contre les accusations lancées par avance contre
tous ceux qui oseront dire, dans la question de la
réorganisation militaire, un mot qui ne soit pas
d'accord avec les propositions qui nous sont sou-
mises.

Le «Bund» a publié l'autre jour un extrait de la
«Schweiz. Militärzeitung.0, qui est, je crois, une
revue plus ou moins officieuse, en tout cas, une re-
vue technique, et dans laquelle j'ai été très surpris
de trouver des appréciations qui sont peut-être mi-
litaires, mais ne sont assurément pas . . . civiles
(rires.) On accuse tous ceux qui réclameront, par
exemple, une réduction de la durée de l'école de
recrues d'être, ou des antimilitaristes, ou des 'dé-
magogues, ou encore des ignorants, des gens qui
ne comprennent absolument rien à la situation. Mais
il est temps de revenir aux pensées austères dont
vous entretenait M. Secrétan; seulement, je vous
l'ai dit, la note que je donnerai sera sensiblement
différente de la sienne.

Vous savez que le projet que nous discutons en-
traînera des sacrifices très considérables (je re-
prendrai encore ce point) et qu'il entraînera ces sa-
crifices considérables à un moment'où le budget
de la Confédération est extraordinairement chargé.
Je voudrais passer en revue avec vous les tâches
qui nous attendent, les oeuvres qui sont dès mainte-
nant engagées, et, quand nous aurons procédé
à cet examen de notre situation financière, nous
devrons nous demander s'il n'est pas naturel que
le peuple suisse accueille avec quelque ap-
préhension un projet de réorganisation militaire
qui lui occasionnera des dépenses très lourdes., Le
budget de l'exercice de 1907, celui sur lequel vous
serez appelés à délibérer dans quelques jours, ac-
cuse, au chapitre des dépenses, une somme de
134 millions et demi avec un déficit présumé de
deux millions et demi. Ce n'est pas là un déficit
théorique, notez-le bien, et ce déficit reparaîtra lors-
que les comptes seront, arrêtés. D'autre part, le ré-
sultat de l'exercice de 1906 se traduira, si je suis
bien informé, par un déficit réel, qui ouvrira la
série des années maigres. Vous le voyez, Messieurs,
nous sommes en présence d'un budget qui est déjà
suffisamment chargé, et qu'allons-nous demander à
ce budget? Nous allons lui demander, en toute pre-
mière ligne, de payer les assurances ouvrières; et

je dois déclarer que les assurances ouvrières sont
beaucoup plus chères à mon coeur qu'une réorgani-
sation militaire qui peut être très utile, mais qui
n'est pas absolument nécessaire, ainsi que M. Secrétan
le constatait à la fin de son rapport. Les assurances
ouvrières vont nous coûter de sept à huit millions.
C'est là une dépense annuelle qui se reproduira dans
chacun de nos budgets. Je n'insiste pas. Nous au-
rons à_ exécuter la loi sur la police des denrées
alimentaires, et nous savons les uns et les autres
que c'est là un nouveau surcroît de dépenses d'au
moins un million par an. Vous avez adopté hier
l'art. 1809 du titre final du code civil, dans lequel
vous trouvez cette disposition: «Les frais de la ca-
dastration seront supportés en majeure partie par
la Confédération». Et, d'après l'amendement que
vous avez accepté, cette disposition s'applique à tous
les travaux de cadastration exécutés depuis le pre-
mier janvier 1907, la répartition des frais devant
être réglée définitivement par un arrêté de l'as-
semblée fédérale. Vous n'ignorez pas qu'une grande
partie du territoire suisse n'est pas encore cadastrée
et que c'est là une grosse dépense qui est imposée
par le projet de code civil à nos finances. On a
cherché à évaluer les frais de cette cadastration. .
On a parlé de 8, 10, 15 millions, et l'on ne pensait
pas au travail de mise au point dans les cantons
qui possèdent un cadastre. Je ne veux pas me lancer
dans des chiffres qui sont absolument incontrôlables,
mais, si j'admets de ce chef, une dépense annuelle
de 500,000 îr., je crois que je ne n'exagérerais pas.

Vous avez promis, ou du moins on a officielle-
ment annoncé, lors de la discussion des traités de
commerce avec la France et l'Espagne, la reconsti-
tution de notre vignoble. Mais cette reconstitution,
cela veut dire que la Confédération est prête à un
nouveau sacrifice de vingt à trente millions, répartis
sur un certain nombre d'années, il est vrai, vingt
ou trente ans peut-être. Toujours est-il qu'il y a
une annuité d'un million au moins à prévoir de ce
chef. Et je ne parle pas des millions que vont en-
gouffrer très prochainement les obusiers de cam-
pagne et le renouvellement de notre artillerie de
position, ni de l'augmentation constante et nor-
male des dépenses administratives de la Confédéra-
tion. Quoi qu'il en soit, voilà dix ou douze millions
qui s'ajouteront aux dépenses actuelles, et nous
voilà condamnés peut-être à laisser dormir di-
verses réformes auxquelles nous tenons beaucoup.
Il y a, en particulier la réforme postale, qui inté-
resse non seulement la presse, mais le public suisse
tout entier, et à laquelle nous ne pourrons pas nous
atteler, tant que nous serons dans une situation
financière qui nous ouvrira des perspectives comme
celles que je viens de faire passer devant vos yeux ;
en résumé, des dépenses nécessaires que nous ne
pouvons pas éviter, des restrictions que nous som-
mes obligés d'imposer à nos voeux les plus légi-
times, telle est la situation dans laquelle nous nous
trouvons aujourd'hui, et c'est au milieu de cette
situation financière, qui n'est pas rosé, vous
l'avouerez, que nous jetons le projet de réorgani-
sation militaire

Notre budget militaire pour 1907 est de 39 mil-
lions et demi. J'ajouterai, entre parenthèse, que
400,000 îr. de dépenses militaires sont dissimulés
dans le budget des constructions du département de
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l'intérieur; cela nous fait 40 millions, en chiffres
ronds. Je veux bien que, de ces 40 millions, il y ait
lieu de soustraire une annuité extraordinaire de six
millions et quelques milliers de francs destinés à
liquider le crédit que nous avons ouvert pour la
réfection de notre matériel d'artillerie; il reste 34
millions, c'est-à-dire un chiffre auquel nous ne pen-
sions guère arriver il y a quelques années. Et, Mes-
sieurs, le projet déterminera une augmentation de
dépenses évaluée à fr. 3,200,000. Vous savez'comme
moi, que les évaluations officielles sont nécessaire-
ment optimistes. On ne veut pas noircir le tableau
plus que cela n'est nécessaire, et l'on admet les
chiffres destinés à inspirer le moins de scrupules
aux députés. Je ne crois pas à ces 3,200,000 francs;
ce sera bientôt, non pas 3, mais 4, 5 ou 6 millions
et peut-être davantage. Il y a déjà, dans le projet,
certains germes d'augmentation de dépenses et je
dois vous signaler l'un ou l'autre. Nous avons, en
ce qui concerne les fortifications — c'est la matière
qui m'est la plus familière — nous avons, dis-je,
deux graves innovations. La première est celle par
laquelle on érige le chef du service des fortifications en
chef d'arme. On va attribuer à ce service une impor-
tance qu'il n'a pas encore. On va pousser ce nouveau
chef d'arme, — il paraît qu'on n'en avait pas assez, —
à exercer une activité, à susciter des projets qui
rendront son élévation explicable. Il se croira tenu
de justifier son rang, de se rendre digne de l'hon-
neur qui lui aura été fait, et tout cela se traduira
par des dépenses nouvelles. Dans un autre article
du projet, vous avez eu soin de mentionner le «bu-
reau des constructions» du service des fortifications.
Cependant on nous avait assuré, il y a quelques
années, que l'ère des constructions était close et
que l'on se bornerait à quelques ouvrages complé-
mentaires. Vous consacrez définitivement, par un texte
formel, l'existence d'un «bureau de construction»,
alors que nous devrions renoncer à construire! Et,
pour vous montrer combien les évaluations officielles
peuvent être renversées par la réalité, laissez-moi
vous signaler, à ce propos, un tout petit détail. Je
reste dans le chapitre des fortifications.

Vous n'avez pas oublié que le conseil fédéral a
adressé aux chambres, en date du 26 mai 1899, un
rapport sur la situation financière de la Confédéra-
tion relativement aux frais de l'assurance. Dans ce
document, le conseil fédéral était appelé à nous
renseigner sur les besoins futurs de l'administration
et nous lui demandions, notamment, combien le
service des fortifications coûterait à l'avenir. Or,
voici les évaluations auxquelles le département fé-
déral était arrivé. On prévoyait pour 1899 (Gothard
et St-Maurice) une dépense totale de 931,000 îrs. ;
pour 1900, 1,013,000 îrs., — progression très mo-
deste; pour 1901, 1,013,000îrs. ; pour 1902, 1,018,000
îrs. ; pour 1903, 1,022,000 îrs. Voulez-vous savoir
ce qu'est devenu le million de 1903, ce qu'il est
devenu dans le budget de 1907? Il est devenu
3,873,744 îrs., et vous reconnaîtrez que lorsqu'on
îait des constatations pareilles, on peut se dire que
des évaluations, comme celles dont nous parlions
tout à l'heure — celle qui aboutit, dans le message,
au chiffre de 3,200,000 îrs., —• ne peuvent pas in-
spirer une confiance absolue. Ce sont des évaluations
qui sont destinées à dorer un peu la pillule, et qui
par cela même, ne doivent pas nous illusionner.

Ainsi, dans le projet de réorganisation militaire
déjà, vous avez des sources de dépenses dont on
n'a pas tenu compte, et vous avez encore éveillé
des appétits. N'est-ce nos officiers d'artillerie qui
décernent une sorte de témoignage de confiance
mitigée aux chefs de l'armée et aux autorités qui
ont préparé le projet, en leur disant : Vous ne con-
naissez pas exactement les besoins de l'artillerie,
ce n'est pas une durée du service de recrues de
70 jours qu'il fallait prescrire, mais de 80 jours?
II va de soi que ces dix jours de plus constitueront
une nouvelle dépense.

Si vous n'allégez pas le projet, si vous n'y ap-
portez pas une série de modifications qui diminueront
les charges financières de l'état et les charges per-
sonnelles des citoyens, j'ai bien peur que vous
n'alliez au devant de cruelles expériences. Vous
risquez, messieurs, de perdre tout le terrain que
vous avez reconquis pendant ces dernières années
et vous aurez créé, dans notre peuple, un courant
négatif qu'il sera très difficile de remonter. Ce n'est
pas seulement le projet de réorganisation militaire
qui est en jeu; nous avons aussi d'autres œuvres,
plus importantes, comme les assurances ouvrières,
le code civil, et quand vous aurez excité la mé-
fiance ou la mauvaise humeur du souverain, usera
extrêmement malaisé de réagir contre elles; vous
aurez peut-être sacrifié, en môme temps qu'un projet
auquel vous tenez, d'autres projets auxquels nous
devons les uns et les autres tenir davantage. Aussi
une très grande prudence nous est-elle commandée.
Ne croyez pas que j'exagère. On m'a dit, dans des
conversations particulières, que je manquais d'en-
thousiasme en cette affaire. J'avoue que je n'é-
prouve pas un très vif enthousiasme pour le projet
qui nous est soumis. Mais ce qui importe, ce n'est
pas que nous ayons de l'enthousiasme ici, ou dans
les assemblées de groupes, ou dans les bureaux de
rédaction; c'est que cet enthousiasme descende dans
le peuple, et je ne pense pas que vous réussissiez
à éveiller beaucoup d'enthousiasme pour un projet
qui, vous l'avouerez vous-mêmes, augmente sérieuse-
ment les charges de l'état et du citoyen.

Il y avait aussi de l'enthousiasme, le 3 novembre'
1895. Vous étiez, nous étions très enthousiastes
alors de la révision constitutionnelle qui devait nous
donner «une armée» — une armée îédérale com-
plètement réorganisée; vous connaissez le résultat
de la votation populaire. Ne recommencez pas le
3 novembre 1895!

Je conclus. La conclusion naturelle de mon dis-
cours semblerait être de vous proposer la non-entrée
en matière. Je ne le ferai pas, et pourquoi? C'est
d'abord que le conseil des états a délibéré sur le
projet actuel; c'est ensuite que ce projet a été
longuement discuté et très soigneusement préparé,
c'est enfin qu'il nous offre toute une série -de ré-
formes dont je ne méconnais nullement l'utilité, et
c'est qu'il convient que le conseil national et, plus
tard, le peuple suisse puissent se prononcer sur
l'opportunité de la réorganisation militaire. Je voterai
donc oui tout à l'heure, sans beaucoup d'enthou-
siasme, je vous le répète, mais avec le ferme espoir
que la Chambre apportera au projet tous les allège-,
ments indispensables pour le rendre acceptable à
notre peuple et pour ne pas surcharger à l'excès
les finances de l'état. Si ces allégements n'y étaient
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pas apportés, jö réserve expressément mon vote
final et je vous déclare dores et déjà qu'il ne me
serait pas possible de vous suivre.

Legier : Im Einverständnis mit meinen politischen
Freunden habe ich die folgenden Erklärungen abzu-
geben und Bemerkungen zu machen: Wir sind
durchaus einverstanden, auì die Revision der Mili-
tärorganisation einzutreten, da dies schon aus for-
mellen Gründen geboten ist, denn sie ist veraltet
und in vielen Teilen revisionsbedürftig. Wir sind
weiterhin durchaus dabei, die nötigen Verfügungen
zu treöen, welche für die Sicherheit unseres Landes
notwendig sind. Aber wir machen das von zwei Be-
dingungen abhängig: in erster Linie sollen die per-
sönlichen Anforderungen an den Wehrmann nicht
erheblich höher gestellt werden, und zweitens soll
über ' die finanzielle Tragweite der Angelegenheit
Klarheit walten, die Ausgaben sollen nicht allzu
hoch oder gar ins Ungemessene sich steigern. Wir
sind der Ansicht, dass die Ziele, welche man im
Auge hat, erreicht werden können bei Innehaltung
dieser Bedingung, und darüber erlauben Sie. mir,
wenige Bemerkungen zu machen.

Was die persönlichen Anforderungen anbelangt,
so bin ich überzeugt, dass für das neugeplante Ge-
setz sich beim Schweizervolk Opferwilligkeit zeigen
wird. Antimilitaristen im bösen Sinne sind nicht
zahlreich in der Schweiz, wie auch der Herr Vor-
redner betont hat, aber es soll alles auf ein rich-
tiges Mass zurückgeführt werden. Entspricht der
Entwurf diesen Anforderungen?

Ich anerkenne die wohlgemeinte Tendenz des
Entwurfes, dass der Schwerpunkt des Dienstes in
die Jüngern Jahre verlegt werden soll. Das ist durch-
aus richtig. Aber ich gehe nicht einig mit der Be-
hauptung, dass die persönlichen Anforderungen sich
nicht erheblich vermehren. Sie finden auf Seite 8
der Botschaft eine Tabelle, die allerdings die Sache
gut ausrechnet, wonach von einer wesentlichen
Vermehrung der Lasten nicht die Rede sein könne.
Nun aber wird bekanntlich die Richtigkeit dieser
Tabelle bestritten, bestritten insofern, als bei der
bisherigen Dienstzeit ein Kurs eingetragen ist,
welcher tatsächlich nicht geleistet werden musste.
Ich will auf diesen Streit nicht weitläufig eintreten,
bemerke aber, dass ich auf die Seite derje-
nigen'neige, welche glauben, es solle bei dieser Be-
rechnung nur die bisherige effektive Dienstzeit in
Betracht gezogen werden. Man sagt auf der ändern
Seite allerdings : der Kurs ist verfassungsgemäss
festgelegt und soll in Berechnung fallen.

Dies veranlasst mich indes weniger zu Be-
merkungen, als die wirkliche Vermehrung der Lasten,
und da hebe ich ganz speziell die Verlängerung der
Rekrutenschule und besonders der Infanterie-Rekru-
tenschule hervor. Ich frage Sie, ich frage die vor-
beratenden Organe, haben Sie bei diesem Erlass,
bei dieser Vermehrung des Dienstes von 45 auf 70
Tage an die Masse des Schweizervolkes gedacht,
an den sog. kleinen Mann, an den Bauern, Fabrik-
arbeiter, Handwerker, an Leute, welche schon im
Rekrutenalter ein selbständiges Geschäft zu leiten

haben, an Leute, die für den Erwerb der Familie
dringend notwendig sind, an Leute, welche, um
mich des Ausdrucks zu bedienen, jede Stunde zählen
und zählen müssen, bis sie wieder zurückkehren
können, um dem Erwerb obzuliegen? Täuschen Sie
sich nicht darüber, dass diese Bestimmung eine
grosse Opposition finden und viele Tausende von
Neinsagern liefern wird. Da mögen lange Referate
gehalten und mag an den Patriotismus appelliert
werden, man wird antworten: Die Opfer sind zu
gross; bei einer richtigen Einteilung der Zeit und
des Stoöes wird die Aufgabe bewältigt werden
können. Das sind Gedanken, die auch in Offiziers-
kreisen verbreitet sind. Daher sage ich: machen
Sie hier, wenn Ihnen die Annahme des Gesetzes
am Herzen liegt, die nötigen Abstriche. Sechzig
Tage für die Infanterie-Rakrutenschule sind in meinen
Augen das Maximum, das bewilligt werden kann.
Ich könnte natürlich weitere Details anführen, aber
ich glaube, es genügt für heute. Ich behalte mir
vor, bei der Detail beratung noch Ergänzungen an-
zubringen.

Nun komme ich auf den zweiten Punkt, auf
die Finanzfrage. Da bestätige ich die trefflichen
Ausführungen des Herrn Vorredners Rössel, aber es
kann nichts schaden, wenn Ihnen auch einiges wie-
derholt und ergänzt wird, und da sage ich, dass
ich schwere Bedenken habe. Verweilen wir einen
Augenblick bei den Zahlen und bei gewissen Auf-
gaben, die wir für die Zukunft haben.

Es ist interessant, zunächst einen Gang durch
das Budget seit 1874 bis 1907 zu machen. Ich will
nicht alle Jahrgänge bringen, um Sie nicht hinzu-
halten, aber wenigstens einige Stationen. Anno 1874
war das Budget stark 6 Millionen, nämlich Franken
6,841,000, 1875 nach Inkrafttreten des Gesetzes zirka
12 Millionen, 1876 zirka 15 Mili. ; 1885 ist es auf
17 Mili, gestiegen, 1900 auf 28,345,000 Fr., und so
bewegt sich von diesen 28 Mili, die Sache vorwärts
bis und mit dem Budget von 1905 mit 31 Millionen.
Das Budget pro 1906 weist 32,665,579 Fr. auf, ohne
die grossen Nachtragskredite, welche in den nächsten
Tagen kommen werden und die ich noch nicht ge-
sehen habe. Es ist in meinen Augen geradezu ein
Verhängnis, dass letztere in diesem Momente er-
folgen, wodurch wir veranlasst werden, wieder
Festungsbauten zu dekretieren, die nicht aufhören
wollen, und dass wir wieder neue Amtsstellen
schaffen sollen. Das Budget von 1907 weist die
Summe von Fr. 39,562,000 auf und Nachtragskredite
werden natürlich noch kommen, das ist klar. Ich
will zwar bemerken, man würde mir das sonst
sofort entgegenhalten, dass hierbei stark 5 Millionen
ausserordentliche Ausgaben sind, für die Bewaffnung,
was wir beschlossen haben. Das will ich anerkennen.
Aber ich fürchte, dass der Titel «Aussergewöhn-
liches» noch lange andauert, dass er zur Regel
werden wird.

Nun ganz kurz die Rechnung: 1874 waren es
8 Millionen, 1875 und 1880 zirka 14 Millionen, 1885
17 Millionen, 1890 21 '/2 Millionen, 1900 27,700,000,
1905 30'/2 Millionen. Diese nach letzten Budgets
normale Ausgabe wird sich wohl noch erheblich
in die 30 Millionen hinein vermehren.

Nun wollen wir einen Augenblick die Botschaft
zur Hand nehmen und uns fragen : Wie würde sich
die Sache in Zukunft nach dem Entwurf gestalten?
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Sie finden .auf Seite 26 und 27 die Rechnung des
•Bundesrates. Wie natürlich, ist diese Botschaft sehr
vorsichtig gehalten. Ich will nicht etwa sagen: die
Botschaft hör'ich wohl, allein mir fehlt der Glaube.
Denn dass sie sehr vorsichtig abgefasst sein muss,
ist ja klar. In der Einleitung heisst es: «Eine ge-
naue Berechnung der durch die Reorganisation des
Heeres verursachten Mehrkosten lässt sich in zuver-
lässiger Weise nicht machen.» Dann aber werden
gewisse Details angeführt, im Betrage von Franken
3,200,000. Aber sagen wir ruhig, mit dem Unvor-
hergesehenen und mit allem, was man noch nicht
weiss, darf man eine Vermehrung von wenigstens
5 Millionen rechnen — dann kämen wir nach den
letzten jetzigen Rechnungen und den Aussichten für
die nächste Zukunft auf 36 bis 37 Millionen, und
runden wir noch ein wenig ab — ich will gern
ein schlechter Prophet gewesen sein, aber ich
fürchte, die Tatsachen werden mir recht geben —
so werden wir 40 Millionen Militärausgaben haben.
Ich glaube, nicht zu übertreiben, und ich will gern
später unrichtig gerechnet haben.

Wie steht es demgegenüber mit unsern Fi-
nanzen? Herr Rössel hat diese Frage auch schon
erörtert. Es sind Einnahmen von zirka 132 Mili. Fr.
büdgetiert. Dabei sind die Hauptsache die Zölle mit
61 Millionen. Wie steht es aber eigentlich mit den
Zöllen? In erster Linie sind sie jetzt schon eine
Bundessteuer, wo in Form von Auflagen bezahlt
werden muss. Die Zölle haben schon jetzt nicht
mehr den Charakter, welchen man ursprünglich
beabsichtigte. Sie haben eine allzu fiskalische Seite
und stehen eigentlich nicht im Einklänge mit der
Bundesverfassung, wonach eine Verteuerung der
Lebensmittel nicht erfolgen soll. Der Moment wird
nicht ferne sein, wo die Behörden sich werden
schlüssig machen müssen, die Zölle bei den offenen
Positionen herabzusetzen, soweit der Vorwurf der
Verteuerung der Lebensmittel — es ist ja auch
übertrieben worden — ein begründeter ist. Sodann,
können nicht Katastrophen eintreten, Handel und
Wandel darniederliegen und die Zölle erheblich re-
duziertwerden? Dann stürzt das ganze Finanzgebäude
wie ein Kartenhaus zusammen. Was haben wir nun
demgegenüber für Ausgaben, die einen wesentlichen
Einfluss auf unsere Finanzen haben werden? Herr
Rössel hat auch schon darüber gesprochen. Ich
nenne zuerst die durch die Gesetze bereits festge-
legten Besoldungen, wo nur noch- Teilsummen auf-
gerundet werden müssen, was schon beschlossen
ist. Dann rede ich von den Erhöhungen, die jetzt
schon mit Rücksicht auf das Gesetz betreffend die
Nationalbank geplant werden. Man hat in Zeitungen,
die dem Bundeshaus nicht fernstehen, schon seit
längerer Zeit gelesen, dieses und jenes müsse er-
gänzt und erhöht werden. Mit vollem Recht hat
Herr Rössel dann die Lebensmittelpolizei angeführt,
die Vermessungen, Avelche Millionen kosten werden.
Dann die Hauptfrage : Wie siebtes mit der Kranken-
und Unfallversicherung? Ich bedaure sehr, dass die
Sache in geschäftlicher Beziehung nicht umgekehrt
behandelt worden ist, dass nämlich die Kranken-
und Unfallversicherung der Militärorganisation nicht
vorausgegangen ist. Das Volk wäre viel williger und
geneigter, zur Militärorganisation ja zusagen, wenn
diese Frage entschieden wäre. Sie liegt uns heute
nur vor in der Form einer Anmeldung bei den

Traktanden. Wie ganz anders wäre es, wenn man
sagen könnte: die Sache ist in Ordnung. Es wird
dieser Gegenstand noch von grossem Einfluss auf
das Schicksal der Vorlage sein und es wird viel
davon abhängen, ob der Bundesrat erklären darf,
wie es mit der Finanzierung dieses neuen Gesetzes
steht, und ob man nicht da wieder dem Schweizer-
bürger neue persönliche Lasten aufhalsen muss.
Man hat ja schon'zugest anden, wirstehen nackt da,
wir haben keine Finanzen. Es wird während der
Referendumsfrist jedenfalls vom Volke gut aufge-
passt werden, ob hier Chancen bestehen, dieses
wichtigste aller Gesetze durchzubringen, oder ob
man uns zumutet, ein Militärgesetz mit vermehrten
Lasten anzunehmen, um später beim ändern Gesetz
erklären zu müssen: wir haben keine Finanzen;
ohne Belastung, sei es durch das Tabakmonopol
oder anderes, können wir es nicht durchführen.
Wo soll es hinaus, wenn alle diese Aufgaben be-
wältigt werden sollen?

Das Rätsel ist kurz zu lösen. Ich scheue mich
nicht, es zu tun, und fürchte keine Bemerkungen
in dem Sinne — Herr Rössel hat das angetönt —
es sei Demagogentum oder Mangel an Patriotismus.
Das ist mir gleichgültig, ich habe einen breiten
Rücken. Aber, ich sage : eine solche Handlungsweise
ist nicht loyal. Jeder von uns hat die Pflicht und
wird nach dieser Pflicht handeln, das Interesse
seiner Wähler und des ganzen Schweizervolkes im
Auge zu behalten — wenn Sie also alle bezeichneten
Aufgaben bewältigen wollen, so wird das Rezept
kein anderes sein — ich will auch hier gerne
wieder schlecht prophezeien — als Art. 42 der
Bundesverfassung, welcher neben den bisherigen
Zollsteuern die direkte Bundessteuer punkto Ver-
mögen und Einkommen vorsieht. In diesem ernsten
Momente schleppen wir vielleicht den ersten Stein
dazu herbei. Wie dann die Kantone, in denen überall
die Finanzlage äusserst gespannt ist, über ein der-
artiges Geschenk erfreut sein werden, das beur-
teilen Sie. Besinnen Sie sich aber wohl, bevor Sie
ein derartiges Gesetz "annehmen. Machen Sie die
nötigen Abstriche, es kann an vielen Orten gespart
werden. Lassen Sie eine richtige Einteilung erfolgen,
dann erreichen Sie das gleiche Ziel, das Sie zur
Sicherung und zum Schütze des. Vaterlandes im
Auge haben.

Ich könnte noch weit ausholen, aber ich will
abkürzen und schliesse, indem ich sage: Wir sind
für Eintreten, aber wenn im Laufe der Diskussion
unsere Wünsche nicht berücksichtigt werden, in
erster Linie durch die nötigen Aenderungen am
Entwurf und in zweiter Linie durch positive Zu-
sicherungen des Bundesrates bezüglich der Finanz-
frage, werden wir mit Nein stimmen und später
auch das Gesetz bekämpfen. Ich hoffe aber, es wird
nicht dazu kommen, sondern wir werden uns
einigen, einen praktischen Blick ins Schweizerland,
in die Bedürfnisse des Volkes hinein halten und
ein Gesetz schaffen, das angenommen wird. Mit
diesem Vorbehalt stimme ich für Eintreten.
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